
Die Jahre des politischen Wiederbeginns 
in Backnang 1945 und 1946’
Von Dieter Petschuch

1. Einleitung
Die nachfolgende Untersuchung über Die 

Jahre des politischen Wiederbeginns in Back­
nang nach 1945 ergab sich aus dem Besuch 
eines von Prof. Dr. Franz Quarthal im Sommer­
semester 1992 abgehaltenen Hauptseminars 
über Die Entstehung Baden-Württembergs und 
einer von mir damals verfaßten Hausarbeit zu 
den Konzepte(n) der französischen Besatzungs­
politik. Auf Anregung von Herrn Quarthai, dar­
aus im überschaubaren Rahmen meiner zu­
mindest in den ersten Nachkriegswochen von 
Franzosen besetzten Heimatstadt Bietigheim- 
Bissingen ein Thema für eine „wissenschaftli­
che (Staatsexamens-) Arbeit" zu machen, 
begab ich mich auf die Suche und mußte zu 
meiner Enttäuschung feststellen, daß sowohl 
die Zeit der französischen als auch die der 
nachfolgenden amerikanischen Besatzung in 
Bietigheim bereits behandelt worden waren.1 
Da ich mittlerweile an dem Thema Gefallen 
gefunden hatte, richteten sich meine Anstren­
gungen darauf, in der näheren und weiteren 
Umgebung eine Stadt aufzuspüren, die auf 
Grund ihrer Größe (Einwohnerzahl) als loh­
nenswertes Objekt einer derartigen Untersu­
chung in Frage kam und deren unmittelbare 
Nachkriegszeit bisher nicht Thema einer wis­
senschaftlichen Betrachtung war. So fiel meine 
Wahl auf (das lediglich von amerikanischen 
Truppen besetzte) Backnang.

Wir haben keine Geschichte, wir 
machen sie uns. Wir haben eine Ver­
gangenheit und entwerfen uns ein Bild 
von ihr.

(Eberhard Jäckel)

Daß sich gerade die Betrachtung des Nach­
kriegs- bzw. Besatzungszeitraumes in Deutsch­
land für eine auf einen lokalgeschichtlichen 
Rahmen beschränkte Arbeit anbietet, liegt u. a. 
daran, daß nach der deutschen Kapitulation am 
8. Mai 1945 bedingt durch die Aufteilung 
Deutschlands in vier Besatzungszonen sowie 
auf Grund der kriegszerstörten Verkehrsverbin­
dungen weder auf Reichs- noch auf Landesebe­
ne eine zentrale Verwaltung existierte. Ledig­
lich die Gemeindeverwaltungen (z. T. auch die 
Verwaltungen der Landkreise) waren einiger­
maßen funktionsfähig geblieben,2 weshalb der 
Wiederaufbau deutscher Verwaltungsstrukturen 
oder Organisationen (wie Gewerkschaften 
oder Parteien) - durchaus den Vorstellungen 
der Alliierten entsprechend - seinen Ausgangs­
punkt auf Gemeinde- oder Kreisebene nahm. 
Das darüber hinaus räumlich zu überblickende 
städtische Umfeld schließlich erlaubt einen 
detaillierten Blick auf die damals herrschenden 
Verhältnisse, unter denen sich dieser Wieder­
aufbau vollzog, und ermöglicht somit einen 
Einblick in das politische und gesellschaftliche 
Leben der Nachkriegszeit.

Die hier für Backnang vorgenommene 
Untersuchung dieser Zeit betrachtet vorrangig 
die Jahre 1945 und 1946, ohne sich jedoch stur 
auf diese beiden Jahre zu beschränken. Thema­
tisch stehen u. a. die damalige Lage für die 
Bevölkerung und der sich unter diesen Bedin­
gungen vollziehende Wiederaufbau der kom­

* Bei der nachfolgenden Abhandlung über Backnang vornehmlich in den ersten beiden Jahren unter amerikanischer Besat­
zung 1945 und 1946 handelt es sich ursprünglich um eine im September 1995 an der Universität Stuttgart bei Prof. .Dr. Franz 
Quarthai eingereichte Wissenschaftliche Arbeit für die Zulassung zur wissenschaftlichen Prüfung für das Lehramt an Gymna­
sien im Fach Geschichte, wobei der hier zum Abdruck gelangte Text im wesentlichen mit der damaligen Version überein­
stimmt und lediglich der Anmerkungsapparat dem im Backnanger Jahrbuch Üblichen angepaßt werden mußte.

' Schirps, Michael: Kriegsende und französische Besatzung in Bietigheim. In: Blätter zur Stadtgeschichte. Heft 2 (1984). Hrsg 
vom Archiv der Stadt Bietigheim-Bissingen. Bietigheim-Bissingen 1984. S. 57 bis 106 und ders.: Amerikanische Besatzung 
und Wiederaufbau 1945 bis 1948. In: Blätter zur Stadtgeschichte. Heft 4 (1985) Hrsg, vom Archiv der Stadt Bietigheim-Bis­
singen. Bietigheim-Bissingen 1985.

2 Sauer, Paul: Demokratischer Neubeginn in Not und Elend. Das LandWürttemberg-Baden von 1945 bis 1952. Ulm 1978. S. 16.
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munalen Verwaltung bzw. die allmähliche 
Wiederbelebung des politischen Lebens in der 
Stadt im Vordergrund. Am Anfang der Arbeit 
steht eine kurze Betrachtung der Hintergründe 
und Ziele der amerikanischen Besatzungspoli­
tik gefolgt von der Beschreibung der Vorberei­
tungen und der Organisation der amerikani­
schen Militärregierung in Deutschland. Ein 
Blick auf die letzten Kriegstage und die Situati­
on bei der Besetzung Backnangs vervollstän­
digt dieses erste Kapitel. Im darauffolgenden 
zweiten Kapitel wird zunächst der Aufbau der 
in Backnang ansässigen Militärregierung sowie 
die Ausbildung des dortigen Militärregierungs­
personals betrachtet, um darauf die von den 
Amerikanern eingesetzten Bürgermeister vor­
zustellen. Die „Sofortmaßnahmen und Anord­
nungen der amerikanischen Militärregierung 
und deren Auswirkung auf die von vielfältigen 
Sorgen und Nöten geprägte Situation der 
Bevölkerung, v. a. während den ersten Wochen 
und Monaten der amerikanischen Besatzung, 
beschließen diesen dritten Teil. Der allmähli­
che Wiederbeginn des politischen Lebens in 
Backnang, der sich in der von den Amerika­
nern unterstützten Einsetzung eines Gemein­
debeirates und in der von ihnen streng regle­
mentierten Wiederzulassung demokratischer 
Parteien abzuzeichnen beginnt, bildet das vier­
te Kapitel, während sich der abschließende 
fünfte Abschnitt mit dem Wahljahr 1946 und 
den ersten demokratischen Wahlen in Back­
nang auseinandersetzt.

Nicht betrachtet werden konnten aus Platz- 
und Zeitgründen, aber auch auf Grund des 
(nicht-)vorhandenen Quellenmaterials die wei­
ten Bereiche der wirtschaftlichen und kulturel­
len Entwicklung sowie die ab Mitte 1946 in 
Backnang einsetzende Entnazifizierung durch 
deutsche Stellen. Zwar war auch dort infolge 
des Gesetzes zur Befreiung von Nationalsozia­
lismus und Militarismus vom 5. März 1946 im 
Mai 1946 eine Spruchkammer gebildet wor­

den, die Ende August 1946 ihre ersten Verfah­
ren eröffnete. Jedoch fiel der Großteil ihrer 
Arbeit auf die von mir nicht mehr näher 
betrachteten Jahre 1947 und 1948, nachdem 
der anfänglich nur von einer Kammer wahrge­
nommene Spruchkammerbetrieb auf drei Kam­
mern erweitert worden war, so daß eine eigen­
ständige Erforschung dieses Themenkomplexes 
als wünschenswert angesehen werden kann. 
Im übrigen ist ein Teil der im Staatsarchiv Lud­
wigsburg verwahrten Spruchkammerverwal­
tungsakten3 (v. a. was die Personalangelegen­
heiten betrifft) nur unter Beachtung bestimmter 
Regeln einzusehen, die eine anonymisierende 
und damit allgemeine und weniger aussage­
kräftige Darstellung notwendig machen wür­
den. Da wie gesagt der Schwerpunkt der 
Spruchkammerarbeit auf den Jahren 1947 und 
1948 liegt, kam es auch erst in diesen Jahren 
zu einer verstärkten Auseinandersetzung zwi­
schen den einzelnen daran beteiligten Parteien­
vertretern (namentlich der KPD auf der einen 
sowie den Vertretern der CDU, DVP und SPD 
auf der anderen Seite). Und was den am 19. 
Oktober 1946 auf die Backnanger Spruchkam­
mer verübten Sprengstoffanschlag angeht, so 
finden sich über diesen in Zusammenhang mit 
ähnlichen Anschlägen in Stuttgart und Esslin­
gen stehenden Vorfall seltsamerweise außer 
den in der Stuttgarter Zeitung zu diesen Ereig­
nissen erschienenen Artikeln4 (in denen der 
Backnanger Anschlag lediglich als Randnotitz 
erscheint) weder im Backnanger Stadtarchiv 
noch in den Backnang betreffenden Unterlagen 
der amerikanischen Militärregierung nähere 
Einzelheiten des dortigen Geschehens.

Da die im von der Stadt Backnang eher stief­
mütterlich behandelten Stadtarchiv vorgefun­
dene Quellenlage sich als äußerst dürftig 
erwies,5 stützt sich die Arbeit neben den im 
Archiv vorhandenen Gemeinderatsprotokollen 
vorwiegend auf die unter verschiedenen Titeln6 
publizierten und wöchentlich erschienenen 

3 Staatsarchiv Ludwigsburg (im nachfolgenden kurz StAL) EL 900/3.
==--======== 

KÄSÄ sevatzEnqsser? ÄU. *4 nachdem ein Mherer «äd.ische, Anges,eifer .aushilfsweise- 

mit Aktenausscheidungen beauftragt worden war. Amtliche Nachrichten für den Stadt- und Landkreis

den alle einheitlich als Amtsblatt angesprochen und in den Anmerkungen mit „AB abgekürzt werde .
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Mitteilungen und Bekanntmachungen der ame­
rikanischen Militärregierung bzw. des Landrat­
samtes sowie der Bürgermeisterämter. Eine 
zweite wichtige Informationsquelle bildeten 
die auf Mikrofiches verfilmten und in den 
Archiven in Stuttgart bzw. Ludwigsburg zu­
gänglichen Akten der amerikanischen Militär­
regierung des Kreises Backnang, denen zum 
einen Angaben über die dortige Militärregie­
rung (d. h. über das dort stationierte Personal), 
zum anderen aber auch relevantes Material 
über die damals neu- bzw. wiedergegründeten 
Parteien zu entnehmen war. Als ausgesproche­
ner (und einziger) Glücksfall hinsichtlich dieses 
zuletzt genannten Punktes, entpuppte sich das 
50jährige Jubiläum des Backnanger CDU- 
Stadt- und ehemaligen Kreisverbandes, zu des­
sen Feierlichkeiten in den kommenden Okto­
berwochen eine Festschrift angefertigt wurde, 
die sich hauptsächlich auf Material ihres ersten 
Geschäftsführers Kurt Pohl stützt und deren 
zweiter bzw. dritter Entwurf mir als Kopie vor­
liegen. Im Unterschied zu der 1989 erschiene­
nen SPD-Schrift/ die einen Überblick ihrer 
100jährigen Parteigeschichte in Backnang zum 
Inhalt hatte, beschränkte man sich bei der 
CDU auf die ersten Nachkriegsjahre, die dafür 
eine ausführliche Behandlung erfahren konn­
ten. Nicht unerwähnt bleiben soll an dieser 
Stelle eine zum gleichen Thema verfaßte bzw. 
aus verschiedenen Kopien von Amtsblattarti­
keln zusammengestellte Schülerarbeit des 
Max-Born-Gymnasiums aus dem Jahre 1976,8 
deren Bedeutung in den darin enthaltenen Aus­
sagen heute nicht mehr lebender Zeitzeugen 
liegt. Von mir dagegen wurden keine Zeugen­
befragungen durchgeführt, da die sich hierfür 
anbietenden, damals politisch aktiv tätigen und 
heute noch lebenden Kurt Pohl (CDU) und Wil­
helm Traub (SPD) nicht erreicht werden konn­

ten.9 Ebensowenig konnte ich einem in den 
letzten Wochen auf dem Backnanger Stadt­
archiv eingegangenen Schreiben einer ehema­
ligen amerikanischen Besatzungsangehörigen 
aus Kalamazoo/Michigan nachgehen, wobei 
allerdings ungeklärt ist, ob diese überhaupt als 
Zeitzeugin für meine Untersuchung in Frage 
gekommen wäre. Keine bzw. hier nicht zu ver­
wendende Informationen waren den von mir 
auf dem evangelischen Dekanat in Backnang 
eingesehenen Akten zu entnehmen. Gleichfalls 
als Fehlanzeige stellte sich der im Staatsarchiv 
Ludwigsburg liegende, unverzeichnete und 
nach dem Aktenplan für Landratsämter (von 
1938) geordnete Aktenbestand des ehemaligen 
Landratsamtes Backnang10 heraus. Der in Back­
nang bis April 1945 erschienene und von den 
Amerikanern erst 1949 wieder zugelassene 
Murrtal-Bote " diente mir u. a. für wichtige 
Hinweise zu den politischen Verhältnissen in 
der Stadt vor 1933. Ansonsten konnte die Ver­
wendung von diversem statistischen Material, 
Kopien von damaligen Wahlkampfplakaten 
sowie einiger zu bestimmten Einzelaspekten 
der Backnanger Geschichte und in den dorti­
gen Periodika veröffentlichten kleinerer und 
größerer Beiträge meine Arbeit abrunden.

2. Rahmenbedingungen 
und Ausgangssituation

a) Hintergründe der 
amerikanischen Besatzungspolitik

Schon bald nach dem Kriegseintritt der USA 
im Dezember 1941 erörterte die amerikanische 
Öffentlichkeit lebhaft die Frage, wie das noch 
zu besiegende Hitler-Deutschland nach Kriegs­
ende behandelt werden sollte.12 Grundsätzlich 

7 100 Jahre SPD Ortsverein Backnang. Versuch einer Partei- und Stadtgeschichte über die Jahre 1889 bis 1989. Hrsg, vom SPD 
Ortsverein Backnang. Backnang 1989.

8 Der demokratische Neubeginn 1945/46 in Backnang unter Berücksichtigung der Initiativen aus Stuttgart. (= Schülerarbeit der 
Klasse 11 b des Max-Born-Cymnasiums Backnang). 1976; einzusehen im Stadtarchiv Backnang unter der Signatur Pa 29.

’ Während Pohl in Freiburg wohnt, lag Traub schwer erkrankt im Krankenhaus.
10 StAL FL 20/2.
" Im nachfolgenden kurz MB; ansonsten vgl. zur Frage der Zeitungen Kap. 3c.
12 Welche Relevanz dieses Thema besaß, zeigt die in Wilhelm Treues Buch: Die Demontagepolitik der Westmächte nach dem 

Zweiten Weltkrieg. Hannover 1967 auf S. 9 aufgeführte Auswahl aus der Fülle an Titeln, die Journalisten, Gelehrte oder 
andere sich dazu befähigt haltende Personen des öffentlichen Lebens hierüber veröffentlichten:
- L. P. Lochner: What about Germany? New York 1942.
- E. Ludwig: How to treat the Germans? New York 1943.
- G. H. Seger/S. V. Marek: Germany: To be or not to be? New York 1943.
- L. Nizer: What to do with Germany? Chicago 1944.
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taten sich in ihrer Beantwortung zwei ver­
schiedene Lager hervor. Im Vordergrund dieser 
kontrovers verlaufenden Auseinandersetzung 
stand dabei das Problem, von deutschem 
Boden ausgehende Aggressionen ein für alle­
mal unmöglich zu machen, um einen dritten 
von Deutschland zu verantwortenden Welt­
krieg von vornherein zu unterbinden. Wäh­
rend jedoch auf der einen Seite die Befürworter 
eines gemäßigten Friedens an die Möglich­
keit der zukünftigen Friedenssicherung allein 
durch Abrüstung und Rüstungsindustrieabbau

ohne Gebietsabtretungen glaubten, hielten 
andererseits meist unzureichend über Deutsch­
land informierte Hardliner, eine lediglich auf 
Entmilitarisierung beruhende Befriedung 
Deutschlands langfristig für ungenügend. Nur 
ein darüber hinaus politisch geschwächtes, 
d. h. ein in mehrere Teile zergliedertes und/ 
oder ein wirtschaftlich von Reparationsfor­
derungen und Industrieabbau stark in An­
spruch genommenes Deutschland erschien 
ihnen als dauerhafter Garant des europäischen 
Friedens.

Die ttUtt^HungM
ALLIIERTES NACHRICHTENBLATT 4

DER ALLIIERTEN ö HEERESGRUPPE FÜR DIE DEUTSCHE ZIVILBEVÖLKERUNG

Kapitulation! 
Das OKW unterzeichnet die 
bedingungslose Übergabe

Truman, Churchill,Stalin und de Gaulle verkündenFreuden- 
botschaft vom Triumph über das besiegte Deutschland 
Nach der vorläufigen Übergabe in General Eisenhowers 
Hauptquartier wird die endgültige Kapitulation der ge­
samten Wehrmacht in Europa in Berlin von den Alliierten 

und Deutscher unterzeichnet
Das Dritte Reich brach gestern zusammen, und der von - ile énttachre Krieg endete mit dervemishrnden Hioxatkngo.siar 

Wehrmacht durch dieHammerschläge der Alliierten.
Sämtliche deutschen Streitkräfte ergaben sich bedingungslosMontag morgen um 2.41 Uhr den Alliierten.
Der Krieg endete offiziell heute morgen um eine Minute nacl Mitternacht.
Die Kapitulation aller deutschen Armeen erfolgte vor Vedetern der Vereinigten Staaten, Großbritanniens, der Sowjet­

union und Frankreichs in dem in der französischen Stadt Reims gelegenen roten Schulhaus, wo General Dwight D. Eisenhower 
der oberste alliierte Befehlshaber, sein Hauptquartier aufgeschlagen hat.

General BedellSmith, der der Generalstabschef des obersteSalliierten Befehlshabers ist, unterzeichnete für Großbritannien 
und die Vereinigten Staaten, General Susloparow zeichnete fündie Sowjet-Unton und General Francois Sevez für Frankreich.

Die endgültige Unterzeichnung der bedingungslosen Kapituationsdokumente findet in Berlin zwischen den Alliierten und 
Deutschen statt.

Abb. 1: Der Krieg war beendet: Bericht einer amerikanischen Zeitung für die deutsche Zivilbevöl­

kerung über die Kapitulation am 8. Mai 1945.
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Ähnlich konträre Ansichten vertraten die 
Minister und Mitarbeiter der verschiedenen 
Washingtoner Ministerien,13 die sich seit An­
fang des Jahres 1942 mit den Planungen der 
amerikanischen Außenpolitik nach dem Ende 
der Kampfhandlungen in Europa beschäftigten. 
Ohne an einem früher oder später erfolgenden 
alliierten Sieg zu zweifeln, verliefen die Fron­
ten zwischen den Verfechtern eines harten Frie­
dens und den Anhängern einer eher gemäßig­
ten Friedenslösung z. T. quer durch die einzel­
nen Ressorts,14 was die Ausarbeitung amerika­
nischer Vorschläge zur Vorlage auf den nach 
Kriegsende anstehenden Friedenskonferenzen 
alles andere als erleichterte und lange keine 
konkreten Formen annehmen ließ. So ist die 
vom amerikanischen Präsidenten Franklin D. 
Roosevelt im Januar 1943 in Casablanca eher 
beiläufig erhobene Forderung nach einer 
bedingungslosen Kapitulation Deutschlands, 
Japans und Italiens, die das Entstehen einer 
neuerlichen Dolchstoßlegende verhindern soll­
te und fortan zunehmend den Hintergrund der 
alliierten Nachkriegspläne mit Deutschland bil­
dete, bis zu diesem Zeitpunkt die einzige poli­
tische Erklärung über Deutschland von offiziel­
ler amerikanischer Seite.15

Nachdem auch das erste Zusammentreffen 
der Großen Drei in Teheran am Jahresende 
1943 einmal abgesehen von der Absprache des 
weiteren militärischen Vorgehens und der Bil­
dung der European Advisory Commission 
(EAC) ansonsten keine konkreten Ergebnisse 
hinsichtlich der deutschen Frage gebracht 
hatte,16 bestimmte schließlich die militärische 
Lage und die sich abzeichnende deutsche Nie­
derlage die Ausarbeitung entsprechender 
Direktiven. Am 28. April 1944 (d. h. im nach­
hinein gerechnet gerade sechs Wochen vor der 
Landung angloamerikanischer Streitkräfte in 
der Normandie) übersandten die Vereinigten 
Stabschefs in Washington dem Oberbefehlsha­
ber der alliierten Landungstruppen General 
Dwight D. Eisenhower auf dessen wiederholtes 
Drängen unter dem Aktenzeichen CCS 551 

eine von ihnen beschlossene Gemeinsame Di­
rektive für eine Militärregierung in Deutsch­
land vor dessen Niederlage oder Kapitulation.'7 
Sofort gingen die Beamten der Alliierten 
Militärregierung im Obersten Hauptquartier 
(SHAEF) in London daran, auf der Grundlage 
dieser Direktive ein in einzelne Befehle gehen­
des Militärregierungshandbuch zu erarbeiten, 
das im August 1944 fertiggestellt wurde.18 Die 
darin zum Ausdruck gebrachte konstruktive, 
nicht auf eine Bestrafung Deutschlands abzie­
lende Einstellung der Militärs stieß jenseits des 
Atlantiks jedoch v. a. beim amerikanischen 
Finanzminister Henry Morgenthau jr. auf hefti­
ge Kritik und veranlaßte diesen, sich nun sei­
nerseits energisch in die Deutschlandplanun­
gen seiner Kollegen, aus denen er sich bislang 
zurückgehalten hatte, einzumischen. Ergebnis 
dieser in der Literatur unter dem harmlosen 
Stichwort Morgenthau-Plan firmierenden Be­
mühungen war ein von Morgenthaus wichtig­
stem Mitarbeiter Harry Dexter White ausgear­
beitetes Programm to prevent Germany from 
starting a world war III, das letzten Endes dar­
auf hinauslief, Deutschland in ein Agrarland zu 
verwandeln, seine Industrien zu vernichten 
und seine Bergwerke zu ersäufen. Hinzu 
kamen die von anderen bereits zuvor auf­
gestellten und von Morgenthau bzw. White 
übernommenen Forderungen nach einer terri­
torialen Aufteilung Deutschlands in mehrere 
Kleinstaaten, Gebietsabtretungen und Reparati­
onszahlungen. Den Tod von 20 bis 30 Millio­
nen Deutschen, die in Folge der geplanten 
Umstrukturierungen der deutschen Wirtschaft 
verhungern würden, hätten dabei beide billi­
gend in Kauf genommen. Für die Sicherung des 
Weltfriedens erschien ihnen dies ein geringes 
Opfer. Von einer Wiederbelebung des demo­
kratischen Lebens in Deutschland war dagegen 
keine Rede.19

Roosevelt, der die Pläne des gemäßigten 
Lagers von Anfang an allein deshalb mit 
Mißtrauen betrachtet hatte, weil er sich auf 
deren Basis keine Einigung mit Stalin vorzustel- 

13 Hier sind v. a. das Außen-, das Kriegs- und das Finanzministerium zu nennen.
14 Im State Department beispielsweise konkurrierte die gemäßigte Haltung des Secretary of State, Cordell Hull, mit der radika­

len Ansicht des Undersecretary of State, Sumner Wells. Treue (wie Anm. 12), S. 10.
15 Latour, Conrad F. und Thilo Vogelsang: Okkupation und Wiederaufbau. Die Tätigkeit der Militärregierung in der amerikani­

schen Besatzungszone Deutschlands 1944 bis 1947. Stuttgart 1973. S. 9.
16 Ebd. S. 11.
17 Ebd. S. 12 (Hervorhebung durch die Verfasser der Direktive).
18 Ebd. S. 13.
19 Treue (wie Anm. 12), S. 15ff.
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len vermochte, vertrat in jenen Tagen um die 
Ausarbeitung des Morgenthau-Planes (zwi­
schen August und September 1944) eine ver­
gleichbare radikale Haltung und machte diesen 
gegen den Widerstand seiner Berater zur Dis­
kussionsgrundlage der in Quebec für die zwei­
te Septemberwoche 1944 mit dem britischen 
Premierminister Winston Churchill anberaum­
ten Verhandlungen.20 Daß Morgenthaus 
Deutschlandentwurf jedoch trotz dieser zeit­
weisen Unterstützung Roosevelts letztendlich 
nur eine Episode blieb, hat verschiedene Grün­
de. Unter anderem versagte das britische Kabi­
nett Churchill die Unterstützung seiner in 
Quebec gegenüber dem amerikanischen Präsi­
denten gegebenen Zusage zu den Absichten 
Morgenthaus, nachdem in Presseberichten auf 
beiden Seiten des großen Teiches Einzelheiten 
des Planes bekannt geworden waren und eine 
heftige öffentliche Reaktion befürchtet werden 
mußte. Im übrigen schickte sich in den USA 
der republikanische Präsidentschaftskandidat 
Thomas Dewey an, den Morgenthau-Plan als 
Wahlkampfmunition zu nutzen, was Roosevelt 
rasch die Freude an den Vorstellungen seines 
Finanzministers verlieren ließ. Endgültig vom 
Tisch waren dessen Ideen deshalb aber noch 
lange nicht.21

Als Fortführung der von Morgenthau in die 
Debatte geworfenen Vorschläge entstanden im 
amerikanischen Außenministerium weitere 
Pläne, von denen letztlich nur die als Interims­
lösung gedachte Akte JCS 1067 grundlegende 
Bedeutung erhielt.22 Hintergrund für deren Ent­
stehen war das mittlerweile an einigen Teilab­
schnitten der Front erfolgte Vorrücken alliierter 
Truppen auf deutsches Territorium und die dar­
aus bei den verantwortlichen Planern in Wa­
shington resultierende Einsicht, daß die für 
Deutschland zuständigen Militärregierungsstel­
len im Falle eines deutschen Zusammenbruchs 
außer der als zu „weich" kritisierten Direktive 
CCS 551 jeglicher weitergehender Weisungen 
entbehrten. In nicht weniger als fünf z. T. 
erheblich voneinander abweichenden Umar­

beitungen, die der ursprüngliche Direktivent- 
wurf seit seiner Ausarbeitung im September 
1944 bis zu Roosevelts Tod im April 1945 
erfahren hatte, bemühten sich seine Verfasser 
indessen vergeblich, die verschiedenen Vorstel­
lungen der einzelnen Ministerien aufeinander 
abzustimmen. Angesichts der sich in Europa 
überstürzenden Ereignisse23 wurde die Direkti­
ve schließlich in ihrer achten Fassung24 am 11. 
Mai 1945 (also bereits nach der deutschen 
Kapitulation) von Harry S. Truman, der dem im 
April verstorbenen Roosevelt im Amt des Präsi­
denten nachgefolgt war, genehmigt und unter 
ihrer offiziellen Bezeichnung Direktive JCS 
1067/8 für die Behandlung Deutschlands in 
der Zeit unmittelbar nach der Niederlage an 
den Oberkommandierenden der Besatzungs­
truppen der USA in Deutschland, General 
Eisenhower, übermittelt.

Inhaltlich gliederten sich die darin enthalte­
nen Richtlinien der gegenüber Deutschland 
einzuschlagenden Politik in drei große Teilbe­
reiche.25 So erläuterten die in ihrem ersten Teil 
angesprochenen allgemeinen politischen An­
gelegenheiten zunächst die Rechte und die 
Machtbefugnisse der amerikanischen Militärre­
gierung in Deutschland bzw. des in Berlin 
noch zu installierenden Alliierten Kontrollrates. 
Die daran anknüpfende Auflistung der grundle­
genden Ziele der Militärregierung erstreckte 
sich von den Bereichen der Entnazifizierung 
und Entmilitarisierung über Wirtschaftskontrol­
len, die Verhaftung von Kriegsverbrechern, die 
Regelung der politischen Tätigkeit, die Kontrol­
le des öffentlichen Nachrichtendienstes und 
des Nachrichtenwesens, die Aufsicht über 
deutsche Gerichte und die deutsche Polizei, 
die Freilassung von politischen Gefangenen, 
die Überwachung des deutschen Erziehungs­
wesens bis hin zur Erhaltung von historischen 
Archiven, Museen, Bibliotheken oder Kunstge­
genständen. Im zweiten Abschnitt kamen die 
wirtschaftlichen Ziele der Amerikaner und 
deren Ansichten über den zukünftigen deut­
schen Lebensstandard zum Ausdruck, während

20 Latour/Vogelsang (wie Anm. 15), S. 15.
21 Ebd. S. 15.

Eai-Ä»-JS=““S®^"“-
24. Dok. Nr. 3662. S. 25 bis 45.
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umfangreiche finanzielle Sachfragen den drit­
ten Teil der Direktive bildeten.

Diese sich bei einer näheren Betrachtung als 
recht streng erweisenden einzelnen Bestim­
mungen, die z. T. wortgleich Morgenthausches 
Gedankengut übernahmen, ließen die Direkti­
ve zum Ausdruck der sterilen, negativ-harten 
Art der amerikanischen Haltung gegenüber 
Deutschland in der ersten Phase der Besatzung 
nach der Kapitulation26 werden. Ihr offizielles 
Ende fand jene auf eine Bestrafung Deutsch­
lands hinauslaufende Politik der Amerikaner 
erst im Juni 1 947,27 auch wenn sich bereits vor 
diesem Zeitpunkt im weiteren Verlauf der 
Besatzung eine zunehmende Abkehr von einer 
buchstabengenauen Auslegung der einzelnen 
JCS-Vorschriften durch das verantwortliche 
Militärregierungspersonal vor Ort abzuzeich­
nen begonnen hatte.

Zuvor dienten die in der Direktive festgehal­
tenen Bestimmungen den in Potsdam (vom 17. 
7. bis zum 2. 8. 1945) zu ihrer ersten Nach­
kriegskonferenz versammelten alliierten Regie­
rungschefs als Vorlage, welcher die dort gefaß­
ten Beschlüsse mit Ausnahme des Reparations­
problems und drei weiterer Abweichungen 
weitestgehend folgten.28 Von den letzteren sind 
v. a. die im Abschnitt Politische Grundsätze des 
sogenannten Potsdamer Protokolls festgelegten 
Bestimmungen für die nachfolgende Untersu­
chung von besonderem Interesse. Denn wäh­
rend die ursprünglichen amerikanischen Pla­
nungen von einem Verbot jedweder politischer 
Betätigung ausgegangen waren,29 sahen die in 
Potsdam getroffenen Vereinbarungen der Alli­
ierten möglichst schnell die Wiederherstellung 
der lokalen Selbstverwaltung, die Wiederzulas­
sung und Förderung demokratischer politischer 
Parteien und baldige Wahlen auf Gemeinde-, 
Kreis-, Provinz- und Landesebene vor?0

b) Der organisatorische Aufbau der 
amerikanischen Militärregierung 
in Deutschland

Waren im vorangegangenen Abschnitt aus 
Gründen des besseren Überblicks beinahe aus­
schließlich die Vorstellungen amerikanischer 
Politiker in bezug auf die in Deutschland zu 
errichtende Militärregierung angesprochen 
worden, so beinhaltet dieses Kapitel zuerst 
kurz die wichtigsten, meist zeitgleich dazu 
ablaufenden Vorbereitungen auf Seiten der 
amerikanischen Militärs. Diese beschäftigten 
sich bereits seit dem Frühjahr 1942 mit der 
Ausbildung von qualifiziertem Militärregie­
rungspersonal, das in Ermangelung von regu­
lären Armeeoffizieren mehrheitlich aus seinen 
Zivilberufen heraus rekrutiert werden mußte?' 
In Charlottesville an der University of Virginia 
war eigens zu diesem Zweck eine Militärregie­
rungsschule eingerichtet worden, wo die auf 
Grund ihrer beruflichen Qualifikation zu Offi­
zieren beförderten ehemaligen Zivilisten bzw. 
ausgewählte Offiziere bestehender Einheiten in 
zwei- bis dreimonatigen Kursen auf ihre künfti­
gen Militärregierungsaufgaben vorbereitet wur­
den?2 Ähnliche Schulen befanden sich u. a. am 
Ausbildungszentrum des Chefs der Militärpoli­
zei (-Provost Marshall General) in Fort Custer/ 
Michigan oder an einer Reihe anderer amerika­
nischer Universitäten wie Harvard, Yale, Boston 
etc., wobei die Ausbildung an den einzelnen 
Unterrichtsstätten in Form und Inhalt bisweilen 
sehr differierte?3 Weitere Probleme entstanden 
durch den Mangel an geeigneten Ausbildern 
und aktuellem Lehrmaterial, so daß besonders 
das Sprachtraining und die Vorbereitung auf 
die örtlichen politischen, wirtschaftlichen, 
sozialen und historischen Gegebenheiten in 
Deutschland einiges zu wünschen übrig ließen.

26 Latour/Vogelsang {wie Anm. 15), S. 23.
27 Overesch, Manfred: Deutschland 1945 bis 1949. Vorgeschichte und Gründung der Bundesrepublik. Ein Leitfaden in Darstel­

lung und Dokumenten. (= Athenäum-Droste-Taschenbücher; 7221: Geschichte). Königstein/Taunus 1979. S. 267.
28 Latour/Vogelsang (wie Anm. 15), S. 24.
29 Ebd. S. 25; vgl. Ursachen und Folgen (wie Anm. 25). Bd. 24. Dok. Nr. 3662. S. 31 f.
50 Vgl. die Politischen Grundsätze § 9 I. bis III. der Amtlichen Verlautbarung über die Berliner Konferenz der drei Mächte (Pots­

dam am 2. August 1945) in: Ursachen und Folgen (wie Anm. 25). Bd. 23. Dok. Nr. 3657. S. 477 bis 491; hier S. 480 bis 482.
31 Latour/Vogelsang (wie Anm. 15), S. 29.
32 Ebd. S. 29.
” Ein besonders augenscheinlicher Kontrast bestand zwischen der in Fort Custer befindlichen Anstalt und der als gentleman's 

school geltenden Einrichtung in Charlottesville. Begann in letzterer der Unterricht nicht vor 8.00 Uhr morgens, wurden in 
Fort Custer die Auszubildenden bereits um 6.20 Uhr geweckt (und dies auch während des eisigen Winters in Michigan). 
Außerdem lebten die Charlottesville-Offiziere in Hotels bzw. Privatunterkünften, während ihre Kollegen in Fort Custer in Gl- 
Baracken mit Gemeinschaftsschlafsälen untergebracht waren. Zink, Harold: The United States in Germany. 1944 bis 1955. 
Princeton 1957. S. 11 f.
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Von zeitgenössischen Beobachtern trotz deren 
sonstiger Kritik an einzelnen Ausbildungspunk­
ten, als verantwortungsbewußte und fähige 
Leute14 eingestuft, bereiteten den durchschnitt­
lich 45jährigen Absolventen daneben v. a. das 
obligate, für diese Altersgruppe jedoch zu harte 
Gefechts- und Ausdauertraining der Armee 
sowie die nicht immer komfortablen Unterbrin­
gungsmöglichkeiten Schwierigkeiten. Nicht 
wenige der sich für Zivilisten in Uniform hal­
tenden Offiziere kehrten daraufhin enttäuscht 
und vom langen Warten auf ihren Einsatz zer­
mürbt nach dem Ablauf ihrer Dienstzeit so 
schnell wie möglich der Armee und Europa 
den Rücken.35

Dorthin, genauer gesagt in das ca. 100 km 
Luftlinie westlich von London gelegene Shri- 
venham, war ein Großteil dieser insgesamt 
über 2 000 für den Einsatz in Deutschland vor­
gesehenen Offiziere noch im Frühjahr 1944 
verschifft worden.36 Nach der bald darauf in 
Shrivenham unter vielen Vorbehalten vorge­
nommenen Personalverteilung auf die geplan­
ten einzelnen Militärregierungsbezirke,’ folg­
ten weitere Stationen in Manchester bzw. East- 
borne und in der Nähe von Paris, von wo aus 
vorübergehend erste Detachments im allmäh­
lich befreiten Frankreich und in Belgien einge­
richtet wurden.38 Die auf deutschem Boden 
nicht sofort benötigten Offiziere konnten hier 
ihre ersten praktischen Militärregierungserfah­
rungen sammeln. Schließlich gelangte das 
jeweilige Detachmentpersonal mit den kämp­
fenden Truppen in den für sie vorgesehenen 
Verwaltungsbezirk.19

Währenddessen hatten sich auf den oberen 
militärischen Kommandoebenen, nicht zuletzt 
auf Grund der lange Zeit ausbleibenden politi­
schen Vorgaben, mehrere Stellen für die 
Deutschland betreffenden Planungen verant­
wortlich gefühlt. Insbesondere zwischen der 
US-Gruppe im Kontrollrat für Deutschland 
(U. 5. Croup, Control Council for Germany/ 
USGCC) und der G-5-Abteilung der US Forces 
European Theater/USFET40 war es dabei zu 
einer regelrechten Rivalität gekommen, die bis 
über den Sommer 1945 hinaus andauerte. Den 
Ausgangspunkt dieser Auseinandersetzung bil­
dete die befehlsgemäße Umwandlung der 
ursprünglich als Planungsstelle eingerichteten 
aber schon damals als oberstes Hauptquartier 
für Militärregierungsfragen in Deutschland vor­
gesehenen USGCC nach der Einstellung der 
Kämpfe in Europa. Das bereits seit Februar 
1944 mit Deutschlandfragen betraute G-5-Per- 
sonal dagegen vertrat die Ansicht, auch nach 
Kriegsende für die Überwachung der gesamten 
Militärregierungstätigkeit in Deutschland zu­
ständig zu sein, während es den Verantwor­
tungsbereich der USGCC auf die Zusammenar­
beit mit entsprechenden französischen, briti­
schen und sowjetischen Stellen bzw. auf in 
allen vier Zonen gleich zu behandelnde Fragen 
beschränkt wissen wollte.41 So erhielten die 
während der ersten Besatzungswochen noch 
Armee-Einheiten bzw. deren G-5-Abteilungen 
unterstellten Kreisdetachments ihre Anweisun­
gen der obersten Militärregierungsbehörde 
(USGCC oder später OMGUS) auf verschlun­
genen Befehlskanälen über den Kommandie­

" tatgsrauogcasapstnhenemverseizeuna nicht für Militärregierungsaufgaben ausgebildete Offiziere mußten die freigeworde- 
nen Plätze einnehmen. Zink (wie Anm. 33), S. 18.

" EbdiS154g es zwischen Washington, London und Moskau bis zum September 1944 keine endgültige Einigung über die 
Einteilung Deutschlands in Besatzungszonen gab (Frankreich bekam erst im Februar 1945 in Jalta eine eigene Besatzungszo 
ne zugesorochen und stritt sich bis Ende Juli 1945 mit den USA um die Festlegung der Grenzen), war eine größere Zahl an 
Alternativplänen erstellt worden, von denen der später unter der Bezeichnung Carpet Plan bekannt gewordene Vorschlag zur 

uns kam Dieser^uf der Annahme basierende Plan, daß die USA Bremen und den südwestlichen Teil Deutschlands 
besetzen sollten sah die Aufteilung der zukünftigen amerikanischen Besatzungszone in 213 Detachments vor. Da deren 
Größe und Zusammensetzung vom Auftrag und Gebietsumfang des einzelnen Detachments abhing, wurden die in Deutsch- 
land zum Einsatz bestimmten Militärregierungseinheiten in fünf Klassen unter der Bezeichnung E F, G, H und unterteilt. 
Dabei handelte es sich bei den H-Detachments (wie im Falle Backnangs) um die kleinsten und häufigsten Ihre in aller Rege 
von fünf oder sechs Offizieren und rund zehn einfachen Soldaten wahrgenommene Aufgabe bestand darin, normalgroße 
Landkreise oder kleinere Stadtkreise zu kontrollieren. Jedoch vermochten die meist für vier oder mehr Sachgebiete verant- 
SS Ofiziere nurspezsenen Gebieten nur wenig oder nichts auszurichten, so daß sie sich zumeist auf eine bestimmte 
Aufgabe konzentrierten. LatourA/ogelsang (wie Anm. 15), S. 38f. bzw. Zink (wie Anm. 33), S. 37 und S.

30 Zink (wie Anm. 33), S. 16f.
“ NachStflösungdetAHiii der Alliierten Expansionsstreitkräfte (SHAEF) war die dortige G-5-Abteilungthcr das koMMan&O“er in“Us"orces european Theater (USFET) umbenannten ETOUSA (European Theater of Operation;, 

US Army) gestellt worden. LatourA/ogelsang (wie Anm. 15), S. 81.
41 Ebd. S. 81 bzw. Zink (wie Anm. 33), S. 28.
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renden USFET-Offizier und die verschiedenen 
Hauptquartiere der Armeegruppen.42 Auf Grund 
der meist verspätet, z. T. mit abgeändertem 
Inhalt eintreffenden Befehle blieben die örtli­
chen Militärregierungsgouverneure in der 
schwierigen Anfangsphase der Besatzung des­
halb vielfach auf sich selbst gestellt. Die Verle­
gung der in Höchst bei Frankfurt am Main sta­
tionierten G5/USFET-Abteilung nach Berlin 
und die dort am 1. Oktober 1945 erfolgte Ver­
schmelzung mit der USGCC zum Office of 
Military Government of the United States in 
Germany (OMGUS) sowie die Auflösung der 
einzelnen Armeehauptquartiere zum Jahresen­
de beendete schließlich (zumindest vorüberge­
hend)43 dieses Kompetenzgerangel. Und die 
Kommunikation der verschiedenen Militärre­
gierungsbehörden, deren Unterbau mit der Ein­
richtung regionaler Militärregierungen44 in den 
von Amerikanern besetzten Landesteilen bis 
zum Januar 1946 vervollständigt wurde, konn­
te sich nunmehr auf direktem Wege vollzie­
hen.45

Zusätzlich zu diesen Kompetenzstreitigkei­
ten behinderte der im Herbst 1945 innerhalb 
der US-Streitkräfte einsetzende Demobilisie­
rungsprozeß die beginnende OMGUS-Arbeit.46 
Nicht selten nämlich kam es vor, daß ein gera­
de neu auf einen Posten versetzter Offizier 
bereits nach einer Woche oder einem Monat in 
die USA zurückkehrte und sein Amt einem 
Nachfolger übergab, der es vielleicht noch 
kürzere Zeit bekleidete. Die mit diesen Perso­
nalumschichtungen einhergehenden Aufgaben­
umverteilungen ließen in den örtlichen Militär­
regierungsbehörden lange Zeit keine Konti­
nuität und Vertrautheit mit den speziellen Pro­

blemen vor Ort entstehen. Allzu gravierende 
Folgen hatte dies freilich nicht, da mit den 
anlaufenden OMGUS-Aktivitäten und der fast 
gleichzeitig einsetzenden Zusammenarbeit mit 
den neuen deutschen Länderregierungen ein 
Aufgabenwandel für die örtlichen Militärregie­
rungen vollzogen worden war.47 Eine am 21. 
November 1945 an die einzelnen Detach- 
ments herausgegebene USFET-Direktive sah 
binnen 30 Tagen die Einstellung der seit Besat­
zungsbeginn praktizierten direkten Eingriffe in 
die deutsche Zivilverwaltung vor, lediglich eine 
allgemeine Aufsicht war beizubehalten.48 Nach 
den im Januar bzw. im April 1946 abgehalte­
nen ersten Gemeinde- und Kreistagswahlen 
wurden die auf Kreisebene amtierenden 
Militärregierungen im Sommer 1946 von soge­
nannten Liaison and Security Offices (= Verbin- 
dungs- und Sicherheitsämter) ersetzt, die (...) 
nur mehr den Kontakt zwischen Zivilverwal­
tung und Besatzungstruppe aufrechterhalten, 
von Zeit zu Zeit über die Tätigkeit der deut­
schen Landräte und Bürgermeister berichten 
sowie die Trends in der öffentlichen Meinung 
feststellen (...)49 sollten. Insgesamt bestand die­
se Form der Militärregierung bis zur Gründung 
der Bundesrepublik im Jahre 1949, als 
OMGUS die amerikanische Hohe Kommission 
für Deutschland nachfolgte.50 Die Einsetzung 
einer Bundesregierung unter Konrad Adenauer 
im September 1949 und das einen Tag nach 
deren Vorstellung am 21. September 1949 in 
Kraft getretene Besatzungsstatut beendeten 
schließlich die knapp viereinhalbjährige 
Militärregierungszeit in Deutschland.51 Zwar 
blieben die westlichen Siegermächte in den 
alten Zonengrenzen präsent und erhielten wei­

42 Zink (wie Anm. 33), S. 34.
43 Eine von C-5/USFET in Frankfurt verbliebene kleine und mit derselben Anordnung in OMCUSZ (= Office of Military Govern­

ment ofthe United States, US Zone) umbenannte Gruppe sollte die von OMGUS beschlossene Politik in der amerikanischen 
Besatzungszone ausführen. Da jedoch die Aufgabenverteilung zwischen OMGUS und OMCUSZ nur ungenau umrissen 
blieb, waren erneute Zuständigkeitsschwierigkeiten vorprogrammiert, bis schließlich am 1. April 1946 auch die OMGUSZ- 
Gruppe in das Office of Military Government of the United States (OMGUS) eingegliedert wurde. Latour/Vogelsang (wie 
Anm. 15), S. 82.

44 In Württemberg-Baden war dies das Office of Military Government for Württemberg-Baden (OMGWB) unter Oberst William 
W. Dawson in Stuttgart.

45 Latour/Vogelsang (wie Anm. 15), S. 84.
46 Ebd. S. 83.
42 Ebd. S. 84.
48 In der amerikanischen Besatzungszone betraf die Zahl direkter Anweisungen an deutsche Beamte bzw. an die deutsche 

Bevölkerung ohnehin fast ausschließlich die ersten Besatzungsmonate und hatte Ende Juli 1945 bereits merklich abgenom­
men, nachdem die meisten Detachmentbefehle nun über die eingesetzten Bürgermeister und Landräte gingen. Ebd. S. 84.

49 Ebd. S. 85.
50 Zink (wie Anm. 33), S. 45f.
51 Sauer (wie Anm. 2), S. 457.
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terhin Besatzungskosten, die Gesprächspartner 
Adenauers und der übrigen Regierungsmitglie­
der aber waren nun nicht mehr Militärgouver­
neure, sondern zivile Hohe Kommissare. John 
McCloy, der letzte US-Militärregierungsgouver­
neur, wurde erster Hoher Kommissar der USA 
in Deutschland, der seitherige Direktor der 
Militärregierung für Württemberg-Baden Char­
les P. Gross erster US-Landeskommissar in 
Stuttgart.52 Und an die Stelle der Liaisons and 
Security Offices in den Stadt- und Landkreisen 
traten sogenannte Kreis Resident Offices, die 
bis 1952 mit einem um etwa die Hälfte verrin­
gerten Personalbestand als eyes and ears des 
amerikanischen Hohen Kommissars fungier­
ten.53

c) Die letzten Kriegstage 
und die Besetzung Backnangs

Nachdem es den Alliierten im Juni 1944 in 
einem großangelegten Landungsunternehmen 
gelungen war, an der französischen Nordwest­
küste Fuß zu fassen, entwickelte sich die Situa­
tion auf dem westlichen Kriegsschauplatz end­
gültig zum Nachteil der dortigen deutschen 
Verbände. Bereits Ende Juli waren die gelande­
ten alliierten Truppen zahlen- und waffen­
mäßig so überlegen, daß es gelang, die 
deutschen Linien zu durchbrechen. Der Bewe­
gungskrieg begann. Noch im September er­
reichten die Alliierten die Reichsgrenze. Und 
auch die Mitte Dezember in den Ardennen ein­
setzende deutsche Gegenoffensive vermochte 
den weiteren alliierten Vormarsch nur kurzfri­
stig aufzuhalten. Zu Beginn des Jahres 1945 
standen alliierte Truppen zunächst am Nieder­
rhein und rückten in Richtung mittlerer und 
oberer Rhein vor. Die im Süden dieser Frontli­
nie zwischen Mannheim und Karlsruhe agie­
rende 7. US-Armee unter General Jacob Loucks

Abb. 2: Eugen Wohlfarth, Backnanger Kommu­
nist und zeitweiliger Nachkriegsbürgermeister.

Devers konnte Ende März nördlich von Mann­
heim einen Brückenkopf bilden, die Stadt 
selbst am 29. März erobern und daraufhin wei­
ter nach Osten bzw. Südosten vordringen. ' 
Nach der Eroberung des schwer umkämpften 
Heilbronns und dem Übergang über den Neck­
ar gelangten amerikanische Einheiten der 100. 
Infanteriedivision am 18. April 1945 an die 
nördlichen Grenzen des Kreises Backnang und 
eroberten diesen innerhalb der beiden näch­
sten Tage, ohne auf nennenswerten Widerstand 
zu stoßen.55

92 Ebd. S. 457f.
=====-===-================== 

™9“L“4S in HtoiX^ von Baden-württemberg. Hrsg. »d Kommission für geschichtliche Landeskunde in 

sss» Würtembevg “ April 1945. '= Da
Stellungen aus der württembergischen Geschichte. Bd. 41) Stuttgart 1957. S. 19 .
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Backnang selbst war trotz der hauptsächlich 
für Hitlers Wehrmacht tätigen ortsansässigen 
Industrie 56 und einiger hierher ausgelagerter 
kriegswichtiger Betriebe,57 bis zu diesem Zeit­
punkt weitgehend vom Krieg verschont geblie­
ben. Lediglich vereinzelte kleinere Luftangriffe 
seit Februar 1944 hatten die Stadt v. a. in Bahn­
hofsnähe und im Zentrum bzw. rund um den 
Murrtalviadukt in Mitleidenschaft gezogen.58 
Der dabei entstandene Sachschaden verteilte 
sich auf etwas weniger als 280 Gebäude,59 von 
denen die meisten leichte bis mittlere, z. T. 
noch während des Krieges behobene Schäden 
(an ihren Dächern und Fenstern) davongetra­
gen hatten. Die Zahl der schwer beschädigten 
bzw. völlig zerstörten Gebäude dagegen war 
gering.60 Daran änderte auch der am Nachmit­
tag des 18. April 1945 einsetzende und am 19. 
April fortgesetzte feindliche Artilleriebeschuß 
aus Richtung Löwenstein wenig,61 so daß sich 
amerikanischen Angaben zufolge die Anzahl 
der von Kriegseinwirkungen beschädigten 
Gebäude bei Kriegsende in Backnang auf 14 
total zerstörte und 60 beschädigte Häuser (von 

kreisweit 213 Totalschäden bzw. 142 beschä­
digten Gebäuden) beschränkte. Dies entsprach 
gerade 0,4% (1,41%) der 1941 in der Stadt (im 
gesamten Kriegsgebiet) gezählten ca. 3 500 (25 
212) Wohnhäuser.62 Außerdem fanden bei den 
Bomben- und Tieffliegerangriffen auf Backnang 
61 Zivilisten (darunter 4 Russen, 3 Letten und 1 
Bulgare) den Tod, wobei allein im April 1945 
mit 48 Toten die meisten Opfer zu beklagen 
waren.63 Hinzu kommen 16 in der Umgebung 
von Backnang gefallene deutsche Soldaten, 
deren Tod hier beurkundet wurde.64

Darüber, was sich sonst noch in Backnang 
während der letzten Kriegstage und bei der 
Besetzung der Stadt durch amerikanische Trup­
pen am 20. April 1945 ereignete, geben gleich 
mehrere Zeugnisse Auskunft.65 Zusammenge­
faßt ergibt sich daraus in etwa folgendes Bild: 
Nachdem sich die Alliierten im Herbst 1944 
gefährlich der Reichsgrenze genähert hatten, 
war im November 1944 in Backnang, ebenso 
wie in anderen Städten des Reiches, aus den in 
der Stadt verbliebenen einigermaßen wehr­
dienstfähigen Jugendlichen und Männern zwi-

56 Wie in anderen Städten des Dritten Reiches war die Wehrmacht für etliche Backnanger Betriebe nach der Verkündigung des 
Vierjahresplanes von 1936 zum Croßauftraggeber geworden. Dies betraf z. B. die Firmen Adolfs (= Spinnerei), Kaelble 
(= Maschinenfabrik) oder verschiedene Gerbereien Backnangs. Durch den Krieg wurden diese dann noch stärker in den 
nationalsozialistischen Kriegswirtschaftskreislauf eingebunden. Heinz, Gérard: Backnang von 1933 bis 1939. Untersuchun­
gen zu den Friedensjahren des Dritten Reiches in einer württembergischen Industriestadt. In: Backnanger Jahrbuch Bd. 3 
(1995).
S. 158 f.

57 U. a. befand sich ein Motorenprüfstand von Mercedes-Benz vor Ort.
58 Wie einer 1948 bei einzelnen Gemeinden verschiedener Kreise durchgeführten Umfrage des Statistischen Landesamtes in 

Stuttgart zu entnehmen ist, war Backnang zwischen dem 21. Februar 1944 und dem 15. April 1945 insgesamt elfmal das 
Ziel feindlicher Fliegerangriffe. Hauptstaatsarchiv Stuttgart (im nachfolgenden kurz HStAS) J 170/Bü 2.

59 Die sich aus der oben zitierten Umfrage ergebende Gesamtzahl der infolge eines Luftangriffes beschädigten oder zerstörten 
Gebäude in Backnang beträgt 275, da zumindest das Volksschulgebäude (am 22. Februar bzw. am 2. März 1945), der Bahn­
hof (am 22. Februar und am 31. März 1945) und das Württembergische Waren lagerhaus (am 2. März und am 15. April 
1945) jeweils zweimal getroffen wurden. Inwieweit dies für andere Bauten zutrifft, kann jedoch auf Grund des ansonsten 
recht allgemein gehaltenen Quellenmaterials (vgl. z. B. den Eintrag vom 6. April 1945: Bomben-Schwerpunkt Benzwasen, 
36 Gebäude leicht beschädigt) nicht gesagt werden. Ebd.

60 Auch hierüber ist der Umfrage keine genaue Angabe abzugewinnen (vgl. den Eintrag vom 31. März 1945: (...) 18 Gebäude 
zum Teil schwer beschädigt). Mit Sicherheit aber handelte es sich um mindestens acht schwer bzw. total zerstörte Gebäude. 
Ebd.

61 Ebd. bzw. Bruder, Adelheid (Hrsg.): Zu den letzten Kriegslagen 1945 in Backnang. Aufzeichnungen aus einem Tagebuch von 
Karl Bruder. In: Beiträge zur Geschichte von Backnang und Umgebung. (= Schriftenreihe des Heimat- und Kunstvereins 
Backnang. Bd. 6). Backnang 1988. S. 203 bis 215; hier S. 213.

62 Reports; RG 260 OMGWB 12/194-1/9/folder 6.
63 HStAS J 170/Bü 2.
64 Ebd.
65 Zwei der hier angesprochenen Quellen finden sich im Anhang an die bereits zitierte Umfrage des Statistischen Landesamtes: 

1. Aufzeichnungen von Bürgermeister a. D. Rienhardt über die letzten Tage vor und die ersten Tage nach der Besetzung von 
Backnang (bisher unveröffentlicht), in denen tagebuchartig der Zeitraum vom 1 5. bis 21. April 1945 behandelt wird, ohne 
daß zweifelsfrei geklärt werden könnte, ob Rienhardt die Aufzeichnungen gänzlich aus dem Gedächtnis heraus oder zumin­
dest teilweise an den jeweiligen mit einem Datum versehenen Tagen niedergeschrieben und lediglich nachträglich ergänzt 
hat; und 2. Wer war die Widerstandsbewegung vor dem Einmarsch der Amerikaners Einige Berichte und Tatsachen von 
Eugen Wohlfarth. Mittlerweile unter geringfügiger Abänderung des Titels veröffentlicht in: 750 Jahre Stadt Backnang. Beiträ­
ge zur Geschichte der Stadt. (= Schriftenreihe des Heimat- und Kunstvereins Backnang. Bd. 5). Backnang 1987. S. 153 bis 
168. Hinzu kommen ebenfalls veröffentlichte Tagebuchaufzeichnungen des Backnanger Studienrats Karl Bruder [vgl. Bruder 
(wie Anm. 61)] und von Ursula Schwenk [Fritz, Gerhard (Hrsg.): Ursula Schwenk: Tagebuch über das Kriegsende. Eugen 
Gürr: Murrhardter Chronik 1945/46. (= historegio Quellen. Bd. 1). Remshalden 1995],
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Abb. 3: Die Backnanger Kommunisten Franz und Emilie Hopfensitz.

sehen 16 und 60 Jahren der Volkssturm gebil­
det worden. Sofort plante man auf Seiten der 
ehemaligen Arbeiterführung Backnangs, diesen 
als ein mögliches Instrument gegen den Natio­
nalsozialismus umzufunktionieren,66 zumal die 
mit dem Volkssturm verbundene militärische 
Ausbildung an zwei Abenden in der Woche 
und an Sonntagen nach einer bis zu 60stündi- 
gen Arbeitswoche von den meisten Volkssturm­
männern als zusätzliche Last empfunden 
wurde.67 So hatten es sich die ehemaligen KPD- 
Mitglieder Franz Hopfensitz und Eugen Wohl­
farth sowie der trotz seiner NSDAP-Mitglied- 
Schaft an sie herangetretene Kompanieführer 
der 2. Volkssturmkompanie Richard Coppen- 

rath68 zum Ziel gesetzt, den Backnanger Volks­
sturm im Verteidigungsfalle den Befehlen der 
Partei zu entziehen, um die Stadt kampflos und 
möglichst unbeschadet den Amerikanern über­
geben zu können. Unter Beachtung größtmög­
licher Sicherheitsvorkehrungen wurden im 
Laufe der letzten Kriegsmonate weitere Mitwis­
ser gewonnen, ohne daß es sich hierbei aus­
schließlich um ehemalige Kommunisten ge­
handelt hätte.69

Auf der anderen Seite offenbarte die heran­
rückende Front immer deutlicher die Absichten 
der Kreisführung bzw. der zuständigen Wehr­
machtsdienststellen, die Backnang verteidigen 
wollten.70 Die führenden Parteistellen der Stadt 

66 Wohlfarth (wie Anm. 65), S. 154.

CBerev“ter“ira“piPäls biekior tätige Richard Coppenrath geb. 1898) war1943 wegen.einesagepleidensanus ex
Armee entlassen nachdem er zuletzt als Major und Abteilungskommandeur in Rußland an der Front gestanaen natte. ais 
dienSteÄ Backnang wurde er im November 1944 zum.kompanietubrez dev.zciter.Krppgenie des
Backnanger Volkssturms berufen, blieb aber Parteileuten im Range eines Unteroffiziers m der NsX durch einen 
-----======== 

„ na f 1989.8-21sf.b7.aMpbltaph &eiegomissh"unäeine Reihe nicht namentlich genannter Männer, die - T in der SA 
------=---=----=--===== 

„EFEcnUbezernrasePtp,avew“KaerazusnanerErMdesernengeveRhEné“oMSeveRel““ohifarhtwie Anm.65),S.155.
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verloren jedoch infolge des am 26. März 1945 
für Backnang ausgelösten Panzeralarms rasch 
die Nerven.7’ Im übrigen befolgte von der Be­
völkerung ohnehin kaum jemand den von der 
Kreisleitung wiederholt über die Blockleiter 
nach unten durchgegebenen und mit diversen 
Drohungen oder Greuelmärchen über die her­
annahenden Feinde versehenen Befehl zur 
Massenevakuierung der Stadt. Damit waren der 
vor den Toren Backnangs gelegenen 17. SS- 
Panzerdivision Götz von Berlichingen die Mög­
lichkeiten genommen, die einrückenden ame­
rikanischen Truppen ohne Gefährdung der 
eigenen Bewohner zu beschießen.72

Angesichts der äußerst desolaten physischen 
wie psychischen Verfassung der deutschen Sol­
daten, die Backnang in der ersten Hälfte des 
Aprils 1945 haufenweise abgekämpft und in 
aller Regel unmotorisiert durchzogen hatten, 
mußte es auch dem letzten klar geworden sein, 
daß der Krieg endgültig verloren war. Um so 
erstaunlicher erscheint es, wenn es dennoch 
einzelne Soldaten gab, die an einen für 
Deutschland günstigen Kriegsausgang glaub­
ten.73 Backnangs führende Parteigrößen taten 
dies nicht. Stattdessen waren in aller Stille Vor­
bereitungen für eine baldige Flucht getroffen 
worden.74 Die nach Backnang gelangenden 
Meldungen über die Erfolge der amerikani­
schen und französischen Truppen in der nähe­
ren und ferneren Umgebung und das seit dem 
18. April zunehmende Artilleriefeuer auf die 
Stadt ließen die Backnanger Parteispitze und 
etliche prominente Parteigenossen endgültig 
die Koffer packen. Nach gehöriger Stärkung mit 
Alkohol und unter Mitnahme erheblichen Pro­

viants und Benzin75 verließen sie in der Nacht 
vom 19. auf den 20. April fluchtartig die Stadt. 
Zuvor hatte man sich aber offenbar in aller Eile 
noch die Zeit genommen, den Kassenschrank 
in den Büroräumen der Kreisleitung zu leeren 
und belastendes Beweismaterial beiseite zu 
schaffen, während die Bevölkerung verängstigt 
und ohne jede Unterrichtung seitens der Kreis­
end Ortsgruppenleitung 76 in den Bunkern 
ihrem Schicksal überlassen wurde.

Unterdessen waren in den Reihen des in 
Backnang verbliebenen Volkssturms die Vor­
kehrungen für die kampflose Übergabe der 
Stadt in ihre entscheidende Phase getreten. 
Eine letzte Lagebesprechung in den frühen 
Morgenstunden des 20. April ließ dabei zwei 
Ziele deutlich werden:77 Zum einen sollte der 
von der Wehrmacht auf 4.00 Uhr früh festge­
setzte Befehl zur Sprengung der Brücken boy­
kottiert werden. Und zum anderen wurde eine 
Kontaktaufnahme mit den vordringenden Ame­
rikanern beschlossen, um diese über die Lage 
in der Stadt zu informieren, eine drohende 
Bombardierung zu verhindern und die soforti­
ge Besetzung der Stadt vorzuschlagen. In kei­
nem Falle durfte Backnang ein ähnliches 
Schicksal wie Crailsheim erleiden, das mehr­
fach zwischen den Amerikanern und der Wehr­
macht seinen Besitzer wechselte.

Trotz der vom Murrtal-Boten in dessen letz­
ter Ausgabe veröffentlichten abschreckenden 
Beispiele78 wie mit den im Nazi-Jargon ge­
nannten Volksverrätern verfahren werden soll­
te, fanden sich mit Hermann Krimmer und Fritz 
Münz zwei Volkssturmmänner, die sich bereit 
erklärten, mit den Amerikanern in Verbindung

71 So findet sich in Karl Bruders Tagebuchaufzeichnungen unter dem 26. März 1945 folgender Eintrag: (...) Die Kreisfrauen­
schaftsleiterin packt eiligst, um Habe wegzubringen. Der Ortsgruppenleiter ist abends, wie ich zur NSV komme, sinnlos 
betrunken, aus Angst. (...) Bruder (wie Anm. 61), S. 206.

72 Wohlfarth (wie Anm. 65), S. 155.
73 Bruder (wie Anm. 61), S. 208.
74 Anfang April 1945 hatte es sich herausgestellt, daß die Frau des Ortsgruppenleiters Stadtmitte nach Innsbruck abgefahren sei 

und daß auch die Frauen der Frauenschaft, die sich besonders hervorgetan, flüchten wollten. Ebd. S. 206.
75 HStAS | 170/Bü 2 (Bericht Rienhardts).
76 Ebd.
77 Wohlfarth (wie Anm. 65), S. 158.
78 MB (17. April 1945); unter der Überschrift Tod den Verrätern hatte der Murrtal-Bote in seiner Ausgabe vom 17. April 1945 

von zwei sich in den letzten Tagen zugetragenen Vorgängen in Heilbronn bzw. in Brettheim berichtet, wo von Standgerich­
ten gegen die Bevölkerung Todesurteile ausgesprochen und verhängt worden waren, weil weiße Flaggen gezeigt wurden 
(Heilbronn) bzw. ein Dorfbewohner die Durchführung des Auftrages eines Panzerjagdkommandos (=4 mit Panzerfäusten 
bewaffnete Hitlerjungen) verhinderte (Brettheim). Daß dies nicht den Tatsachen entsprach (im Falle der Erschießungen in 
Heilbronn kam es überhaupt nicht zur Bildung eines Standgerichts), tat dabei nichts zur Sache und gelangte erst nach Kriegs­
ende ans Licht der Öffentlichkeit. Vgl. Schnabel, Thomas: Württemberg zwischen Weimar und Bonn 1928 bis 1945/46. (= 
Schriften zur politischen Landeskunde Baden-Württemberg. Bd. 13). Stuttgart u. a. 1986. S. 591 f. Außerdem war bereits am 
13. April 1945 im Murrtal-Boten eine Bekanntmachung des Reichsverteidigungskommissars und Gauleiters Wilhelm Murr 
erschienen, der jeden Versuch, eine Panzersperre zu öffnen bzw. ihren Bau zu verhindern, ebenso unter die Todesstrafe stell­
te wie das Hissen von weißen Fahnen. MB (13. April 1945).
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Tir. S3

Miutrrtal-zjote BacEnanger -5 Catblatt 
Zmteblansämtlidber Debörben im Zrefe Badnang Be Fatlonalsosiolisticbe ogcexeitung

Badnanq, Dienetag, 17. April 1945 114. Jahrgang

an
er:VorderHaupisfadiwirdderFcindverbiläfen
die Ostkämpfer: In diesem Augenblick wird sich die Wende des Krieges entscheiden

dnb. „ fi * t e r h o u > t q u a r 11 e t 16. April 1
Der Führer hot an die Eoldaten der Esifront 1 

folgenden Tnqeödeseht erlassen:
Soldaten der deutschen Csisront! 3um letzten- 

nai ist der Jidi’Ajbolschcwisttich: Todfeind mit sei- 
nen Mayet.’zum Angriff ongetreten. Et versucht, 
Deutschland zu zertrümmern und injet Volt aud- 
zurotten. Ihr Eoldaten aus dem Osten wigt zu 
einem hohen Teil heute bereits, welches Echidiol 
vor allem den deutschen Fkauen, Mätihen und Rin 
bern drobt. Während die alten Dänner und Rin» 
ber ermordet t:rden, werden Trauen und Mäb 
hen zu Rosernenhuren erniedrigt Tet Rest mat 
schiert nac Eibiticn. -

Wit hoben diesen Ztoh toronâqesehen, und €8 ij 
feit Dem $ - dieses Rahre alca gejten, um 
eine starke Rront auljubauen. Gine gewaltige Ar 
tiferle empiöngt ben Trine Tie Muofäde unterer 
Inlvnterle sind burc zahllok neue Finheites 
ergänit Nlormeinbeiten, R-uaujitcHungen und 
Bolfesturm verhärten unjere Front Tet Doliche 
wist wird bi-kea "al das alte ecidjal asen® er.

leben, o. 6. er mus und wird vor det Hauptstabt 1 
dec Teutschen Reiches verbluten.

Qer in bicjem Hugenblic seine Vilict nicht 
er’ Ant. handelt als Verräter an unserem Dot 1 
2a3 Jiegiment oder die Division, die ihre Stet- 
fung verlassen, benehmen ic so scimpslid. DB P« 

.sc vor Frauen und ‘Rindern, die in uneren 
Zmdten dem Bombenterror standhalten, werben 
ichänien ifissen.

Adjict vor allem auf die vertäteriscen meni- 
gen Ofliziete und Soldaten, bie, um ihr erbär- 
(iches Leben zu sichern, im rufischen Eolbe, viel: 
leicht sogar in deutscher Uniform, gegen uni 
(äinpien werden Wer euc Befehl zum * "0319 
gibt, ohne baß ihr ihn genau kennt, is (cjort felk 
qunchmen und nötigenfald augenblicic umJu* 
ienen, gan; gleich, relcen Rang et bettt I 

genn in Dielen Kommenden Tagen und wote" 
jeder Eotat da Dr Chiront keine piat eredt I 
wird ter iezae Anftarm afens serbredn genau 
so. wie am énbe car btt tinbruc unfern ©eg- 
ner izn Welten tres auem idrifrrn wirb.

Cerlin t’eibt beufic. Wien witb wlebet 
ceutic im) Gutepe wirb niemal® rufil 5l

bet eine verschworene Gemeinschaft int Dertetbis 
qung nicht bes steten Begrifso eines Daterlonbe®, 
fonbetn zur Verteidigung eurer Heimat, eurer 
grauen eurer Rinder unb bomlt unserer Butunit.

gn bieer Stunbe bliest das ganze deutsche Dott 
auf euch, unb hofft nut barauf. Daß buté eure 
Etanbhaftigtelt, euren Fanatiömus, burdj eure 
Waffen und unter eurer Führung bet betWj»« 
Hilde Anfturm in einem Blutbad etiidtom 
Anqenblid, in bem bas Ecidial ben grösten 
grlegäverbredher aller Zeiten bon biejet Erbe ge’ 
nommen hat, witd sic bU ende biete» Ariegrt 
enticheiden. .. ,.

Polnische Gewitterwolke
Aras. 17. April

206 einer Relung ber ometifani’dya Rat 
ruhtenagennu: Ainocialel Tut fürchten xathing- 
tonet politische «reife. bas es wegen bet Tolep- 
frage zum offenen Pruc bet br.i Grob- 
machte tommen tonne. London unb Washington 
seien bet Anficht, bas die tptoetontwotne

DER WELRMACIITBERICIIT VOM 16. APRIL
Gowietischjer Grogangriff zwischen Neige und Oder

9m oftmärticen Grensqebi ",!*“ 
ber Seinb (eine Angrisle süböstlic würzzuidlag 
unb bet et. otten fort. Tiefere Ginbrüche wur- 
den abgeriegeit. et. Tölten ging verloren, Dien haben die Cowjets unseren Urüdentopf füb- 
lic bet Donau überwältigt. Tie tapfere Stlovung 
hat bei Ansurin btr Bolschewisten seit bem 
7. April in srjcren Häuser- unb € troßentdmp: 
Jen standgehalten und Dein gcind hohe jjcrtu|ie 
an Menicen unb Noleriat auigcliat., ..

Der Gegner führte im Tonau-Diacth ante 
nur schwächere Angriffe, versuchte, jebod beibet; 
(cits ber Et rohe Göbing-dufterite mit 
(tärferen Kräften unsere Front zu burcitobe.1. 
Tiese ?.5sicht wurde durc erfolgreiche OrO’n 
angriffe unserer Tanjet vurcitelt. und bobe 123 
Ramplagen abneicjojien. Inc) übive/tlin) "g- 
tibor nahmen die € Djets Den Angrilf nuit niet), 
reren Snfanteric- unb Tanjerverbänbrn micoct 
aut. litjere Truppen brachten ben cingebrodienen 
Jemd im (egenangrift «um Eichen und vetnid) 
teten 46 Taner. „ .

Mac vergeblichen Vorstößen ai gestrigen 
Tage traten bie Vollchevisten in den heutigen 
Morgenstunden zwischen der ‘ e 1‘; e n üntuns 
un dibei Oderbruc na. Leftiqei Trom­
melfeuer mit [tarhen öufantcricr, angcr- un 
Quftiacnkräften .um Grohangrifl an ErbIL- 
terte stampfe sind auf der ganzen öront im

einiger Ortschaften blieben sie tedoc auch hier 
Im zähen QBibertanb unterer Truppen liegen. 
Wiederholte Angriffe auf Bitterleto mürben ab- 
gewiesen. Während sich ble Lage im Raum 
Halle—Yeipzig nicht wesentlich veränderte, sie" 
ber starke feinbliche Drud weiter fuböltlid 
gegen bie Mulde an. Eine aus dem Raum von 
Dicrane vorgebrochene amerihanisce Vonzet 
kampfaruppe wurde norbö[tlic Chemniß burd 
Eingreifrejerven im Gegenangriff aufgefangen, 
’dachcree in ben Weltteil oon Chemnis ein- 
ncbrtingene strafte würben im Gegenstoß ge­
worfen. Tet Feind verlor In diesem stampf-
roum 32 Panzer. . , „

In der Fränhichen Concil und bciberfclt» 
bes Qubiigs-Kanols süblic Bamberg bringen 
arrihianisce Vanzet unb Snfanterie nod) 9u0* 
often vor. _ - , ...

Unsere Front zwischen 9 e uit a b t d dild

gh Eamtanb halten bie Angriffe überlegener 
strafte an ac bisher vorlirgenden Teilmel 
billigen wurden erneut 18 sanier abge |d)O|l CI

Tculde Echlady- unb Jancacschwader «ris­
sen mit Bomben unb Borbiallen ben sowie- 
tischen Aufmarsch insbesondere imOoe 
ab| chnitt unb in Echlejien an. Bei starker Abwehr 
wurden arolf Vanzethraftwagen unb zah/rcide 
9lachl<hub|ahrjcitge vetnichct forte 21 ietnolge 
Rluqzcuqe im Luttlampf zum Sbflurj gcbro’ 
_Unterfeebootingcr be cadigten in der ditlicen 
Dllee 3rci (orjctifche Schnellboote. — Sn ben 
Wtorpenlliinbcn dee 15. apri bombardlerien ble 
Solichcwisten bei cla das deutsche Cajatell-

Ein erstaunliches Volk
Stüttgart, 17. april

qe härter baa Singen wird, beste mehr verein: 
fachen sic die Fragestellungen, um Die *• 969t 
Wer einst vielleicht geglaubt hat, die Worte, bab 
és in biesem Rampl nur Meberlebenbt ober 
nichtete geben werbe, feien eine ehektoode PTDPO’ 
ganbiftische Rebewoendung, hat langit cinge itn 
bat hie die nüchteenite Tatsachenieltitedung Pnb. 
gapitnlation wäre jedenfalls gleichbebcutenb 
Dernichtung. das ist eine Erkenntnis, die nicht 
nur ourc unjere Grlahrungen ingoiscer, tu 
sendlac belrat werben ist, joudern bic.D’ist 

i Tagt aud, unmigorrhäudlic bou oeinbicit dhs 
bradlic beftätigt wutbt. Ter ftamynidr 3ots, 
gelehrte unb ehemalige Rinifiet Padibe ithreilt

5us AXCTH-’Y —=---V—. “"--- gess 
werbe. Tw jurilikder Teinitte Safirs,
Aept-rere’v-hr " 22 " -e-—- rang 
Hnfdnbiqungen brr Stiegioerbreht •“• thYVT

50% vruitde Poft Bentt freilic ald baren, 
vcien oct niyugp, vp — - ----- - . Weth Rapitutalion bk Handhabe »■< Stert
für ben Zulammenbruc bet Dethanblungen Cb« £ Tidhung »Wer Colitis bet Anoldich .""NT 
Toten bei ben Sowjets liege. •- ** “= "nitA 'n hirten 6d bentt nitht •at

Tet Londoner Rortelponbent btr Raprtet
Zeitung Ta” berichtet. baß in London neue,000 
bot haften au« Toten über die Trang falierung 
eingetrosten hab. ber die Anhänger betLondoner 
Dolen reqicrung durch die Lubliner. Bchörben aul 
gesest finb. Tie englische Ceffentlichtcit fei ent: 
lest unb erbittert über biete Dorfommnijie. bie 
Auakich eine große Nisachtung Ense 
lanb« verrieten, l' a. seien wahtreiche Ramilien- 
mitalicder von (olchca Dolen vericmunon."bie 
in ben Reihen bet anqlo-amerikanichen Armee 
fâmpftcn. Tiefen Ramilienangehdtigen habe men 
einen (owjetilcen Fragebogen vorgelegt, aenn ne 
ben Junic dufwrten. sic zu ihren Angchorigen 
nac England zu begeben, veticmauben. De plo 
lic auf geheimnisvolle Mcise.Sax AbhOEen Der : eraunticyes zu. nuv yrineiu -s, i-==- 
englischen und ameritanifcen RRund/untienoureen ë abiden den Sellen eine uneingeftonbene Ger- 
in Tolen werbe strengsten» bellraft. 6t tönnte so e aatuna vor piefem Holt, bas auc Im Ungild 
meint ber Kortelponbent, feinen “ud "‘ ’ feine Saltung bewahrt und nicht den Glauben an Tranalalicruna in To len noc belie bin tortceen. i wen «k« feiner aereihten Gache verliert und bat 
wenn ihm bies nidt die Li ir tin verbieten miste. I im übrigen ble Fâhigfelt in sic (ühit, seine Zinde 
Tas polnische Problem bilde eine tLtt'I' I in Ertounen zu versehen.

Ol, UtE —-9. ->--0-—, - - —,r.s 
nichts vericren ist, solange noc getämpit »itb. 
Tüte Hinftellung bericht miete stinbe "T7 
toitbet in erstaunen, obwohl aus tht
Hare Pogit be» politischen Urteil« unseres FofU« 
Spricht. „Ade Trutichen", (o beisst eö in Dm Dr 
richt eines englischen Äriegntorrtlpmbenten, ry 
Qugenb ebenso wie bie E riechlenen unb teifen 
Männer, Eolbten ebenso wie bie Sibiliften, 
alle sagen- Unb Wit Teutschen fiegen bodF Sin 
Junger friegwlongenet Cifiglet erfätte: weo 
lange noc itgenbein Teutichet lebt, wirb « Mt 
fremben Qinbtingllnqt mit allen Ritteln, bi hm 
zur Verfügung stehen, betämplen." Tet brifot 

? Berichterstatter meint: „Tie Teuticen sind ein 
1 erftounliches Dott.” Hus feinem ?tit f.2‘

ItE-% -—-‘ ‘. 6—‘1 "y 29 
einige örtliche Einbrüche wirb nod gehdmplt

Seftige Kämpfe sir.b auch im Scrars- 
walb bclberfeito Wilbbad unb in ber Rhein- 
ebene östlic Rehl mit dein nac Güben angrel 
(enden Gegner im Gange.

3n Stallen fegten ble Anglo-amer honet 
ihren Grohanqriff unter Xusbchnung auf web 
lere Frontabschnitte mit starkem Dlaterialaut 
wand fort. Unsere bewährten Stalicnhdmplet 
schlugen sie an bet ligurischen stufte sowie an 
den 'öcrgltclhmgen südwestlich Pergato unb [ub 
lieh Bologna bie auf pering.ügige ortlice ’n- 
bridje blutiq ab. Tie awiichen omold unb bem 
Commoecia-Sce angreifenden feindlichen 2ipL 
sionen wurden vor neuen Eledungen oulgs

3m Ofen ist eine starke Abwehrfront aufgebaut worden

Ioi gstozia 6 bauern öle (dirderen Abrochr. 
Mmpfe im 20nnt-alict-Btoqcn au. Abcim a‘0 
verloren. Die szanodiet setzten ihre Anauific n 
Groningen fort und nounten unter Verlust von 
über 20 Tanern in die Etnot cidringen.

3wifden GmsunbuntererEcfe thlle 
ben alle "qerluce bet Priten, unteren oorfprn- 
Jenben “aronivonen wilden ritoythe und a’il- 
beehaufen einzubricen. erfolgte»

An ber untertu Aller o.rhinberte ble Awefte 
marine-onfantericT ivifien in sobgr thrchit örn 
nen Reins ctivehten Turdibruc cacn ble eue S0"Ien eienbeme uno, Zonosun?

per Mayuct nuo oct —’CIe 1 ‘ 9150661 kr Teliftont wurden qeltemn"112: nefam 80 Vanget und Junwerfyshmoncn obne
dAS"erbitterte Singen an ser Muhr und i 

qerqildici vano nahm mit steigender Srf"I: 
hell seinen Soriqaiq Hierbei honten die mit BeonSers harten straften von Suden Anorelien: 
ber ofmerihoner auf [chmalei Naum den 2U0 
BrIa III Mayr erinqen Wahrend Lüdeniccto Raas) helbenhastemn" sampl verloren. nlnptohep 
In ben Ruinen von vanen wctet 064

y Morbof-Rroatien stehen unfere Truppen 
zwischen Cave unb Drau in heftigem Rompl mit 
tarhen Vonden — ...

Aahfrelche amerikanische Tiefflieger sesten am 
Tage ben Terror gegen bie Bevölkerung in 
qitte’- unb Eübbeutchiarb fort. Scmddere 
sampsverbänbe griffen mehrere fub- unb-0- 
mellöcullche etäbte an. 3n bot Nact mot tob" 
Berlin bao Ziel britischer Terrorbombet.

aig.net Tienft Berlin,17. April
9hrenb im mitteldeutschen Raum [id jobet 

teutscher Aibertanb dem Vorbringen stärkt 
amerifanischer Tanzerträlte entaegeniie’ hatim 
Cbrabichnitt bet ertarfete sowjetisthe «tob« 
onarilf begonnen. Tad Ziel bet gemeinsamen An. 
Ittengungen unfeeet (raner Iit dar Dr " 
seifige atog Akt» au) Berlin, cbenio 
seldynot ne, als Triebkraft bet soncroniferten 
Ciensive bie oftim Teindloger belprocene doraenm 
bie Seit ab. Tad hastige Tempo ber feinbtidn 
Cperattouen verrat eine gewisse Augit bot Ct 
eignisen, die die eindlicen yäne burottevge"
topn"“Tiner lebten Runde holten Die Tiutofraten 
unO Bolicheristen, Teutichland zu vernic ten, 20; 
AU (dreibt Rriegaberichtet Leutnant 6. 0. Labod 
u a? Wir finb bereit' Wir haben on det 
ganzen Ditfront ohne Unterfab gebaut, geicant 
unb gerüstet. Hinter den Blenden bet ruhigen 
Ramplabichnitte schafften hunderttujend Taufte 
mit ameisenhatem Gleis. diet sind feine 2i!

sionen, bie nagelneu aus Arsenalen und Ralernen 
(ommen. Hier sind Regimenter, die die Baranow- 
Clensive überdauert und ße lettlic überwunden 
haben. Wir haben uns in den Sand Citbcutic 
lanbs gewühlt 1.ie Maulwürje und haben Ora- 
bendörfer gebaut, Stollenbezirfe mit dem Hol 
ihrer Wälder. Tie Zonen Det Tonyersperten And 
tief, lroelthalt Iieaen Die Salden und Orünbe 
der Braunfohlengruben bazwilcen. Rohr schmiegt 
sic an Rehr zum Band des Ärtillericaufmaridee, 
Tat und Flaf zieht in die Echneifen bet Jorite, m 
Gngpahje awifrhen Sumpf und Cer. An deu von- 
zerqangigen Straßen liegen bie Jaqbfommanbos 
bereit, “n den Graben weiß es die Anfanterie, boß 
in bet Tiele del Vertetdungéwerkes bewegliche Re-

DIE POLITISCHE LAGE IN KURZBERICHTEN
giabon: Neutrale Enttäufcung 

Tie unverhülte Machtgier der olilerten
Grotmachte, bie (chonungslos olle kleinen 70 
Ker unter Yormuntichaft stellen will, beschäl- 
tigt ongelcto bet kommenen stonferen* In 
San Fransieho bao poliiiiche Tenben in Tot: 
tdataitid ftärfite. Tct Dauptchriltieitet bet 
portugiesischen 3«lhin« -nos” schreibt, ple/neu- traten «a’wncn wolle man aberhaupt nicht willen 
lallen, was vorgehe; sie sollen uberhoupt eine 
Glimme haben, und in Gan Fransleho olle man nie nicht cinmat ale Bcobachter sulaisen. 
CNEnbnr wolle man bie Nationen in 3utn in 
brcl ff lassen clnteilen. nämlic in ble brel ober

Grormachte, sodann bie mittleren Mächte H ®S bcn'vobcl bet deinen Nationen.

Sgaheyhävp’ C.rhinocrte ber hartnädilac 29 der: HaND Inerer Gvcrrgruppen qrheren. 20°: 
nciulnn beo Gegnere, der nur 1 ei niq ’n* 0 
(GRitien In undbersicillichem inionelänbe in unpei: kstTvr"“"sgcryou:" "A"lFi. bräunen 
:»«^^

Totio: Der Meiji-Schrein aerftöxt 
Der Terrorangrilf der USA. Bomber auf 

hat bcCtatint. das da3 Hauptziel solcher Anorille Die Seetöriina von Wohnstätten unb bttjbttniof Runaor Alturstatten ist. Richt nur, bidthele 
belle Wohnviertel Tofiob wurden, zabtlolen 
Wianobomben belegt, sondern our anbere.nI

mitten von Mufent, sondern in einem weltläufi- 
gen art Tie Xnhort wird den amerifaniicen 
Jorblirgern nu venblidlic ’n den Grwfern von 
Clinawa • roh die Eonberforpä bet japanilden 
Cuftratte erteilt
Ponton: polisiten für Dentichland

Mehr ats 1000 Voliyeibcamte machen sich teile- 
fertig, in in ben beseplen edieten Tcuticlanbe 
hie Volijeiqemalt ausquüben. Sie find nac) be- 
sonderen (esichtepuntten aucqcwahIt und in ’oi- 
qem Training auf cine ablolut rülcjichtslole duse 
hbimnq ihrer (ewaft vorbereitet morden. An thret 
Epile steht bet 57jähriqe Toliscioberjt worben 
oallond. Rcuter hebt als besonder bemertcnércrt 
hervor, baß er über cine jahrelaine Gtjahrung 
als Polizist in Indien verfine. Er fei der richtige 
Mann, auc nit den Teutschen fertig zu werben. 
Washington: Die Arbeitotoligteit

t Die In ben USA. nach dem Kriege erneut zu
• ermartenbe Wrbeitetofigheit beunruhigt beten- 
- bers auc ble geqenrärtig in ber notbamcrilin- 
1 nijchen striegolnbuftrlc beschältiaten 17.8 Dl- 

r lonbern aum anvete muj Honen Frauen, ble automalisc Ihre Stellungen 
~bg.P srer «rfennbarseit aus bet tust verlieren werben. Tie Trauen weigern sich aber, 
militrite? . TSR“Ynmäherno 2000 Brant, ble von ihnen mehrend beo strkgeo eroberten 
ans 0 mi rbe«e Ä ' bk Bn8 Teltbetannte Del- a rbe 1 ’ oplate freigunebe 
bomben Inieina ponig in Riche legten. Onyes jus —I - • S™ (GanÄÄ'C« uoreud wusu au darbe- ____________

O.C VII’ -"--‘- ‘2"/e- ., ""7 ,— —.
I rbeltoplähe frciugeben und brohen cinc gronc 
Gefahr für bie hehinlichrenden Soldaten bet

Jerven uns Damierarunpen auf ihren Ruf warte 
Wenn morgen, (o schlicht ber Ariegébetithter 

(eine Sarlegungen, bet Aampf beginnt, acht • 
u m bieGntichelbung Dom ersten Echuß an 
wollen wir baran brnfen. @6 darf keine Etelung 
und fe Victer Poben aufqeqeben werben. Mur 
haben zu stehen unb zu halten, zu siegen ober zu 
sterben.

Tas Schwergewicht der Rdmple mit ben an- 
aretfenden Hmerikonerr. lag Im mitteldeutschen 
Raum. Aber auc auf den Zlanker. hier Dor 
allem in Mloinfranhen unb im Echrarzalb, 
standen unsere abrehrlinien untet starkem 
einblichem Truc. um Westranb dee Scrarz 

walbco konnte der Gegner in unfere Eperr 
ricact eindringen. Unsere Oegenftohe zur Hb- 
ricacluna der ble Renchen notgedrungenen 
Ianzer’pizcu sind noc iu Gange.

Tod ben Verrätern!
NSG. Stuttgart, 1«. Mpril

An Heilbronn wurden an einigen Häusern durc 
angehörige det Pevölferung weihe Fahnen gezeigt. 
14 Personen wurden bon dem Ztondgericht aum 
Tobe berurieilt unb erichosen. Unter ihnen befand 
sic der Elabtrat Rübler, bet seit dem einblicen 
Ginbruc im Raum Heilbronn bie Geschäfte des 
Oberbürgermeislerd führte, nachdem der Cbet« 
bürgermeifter bie Führung eines Doftejurms 
batailons übernommen hatte.

In Brettheim, Rr. Cralleheim, hat ein vothe- 
[1 ur mpl lichtiger Torbewohner ein Tlanserjogb 
kommando an der Turchführung einco Ihm g* 
ebenen Kampfauftrage qehlnbert und bleven 

unmonlic qemacht. @in sofort zusemmengetrett 
tenes Etandgericht bet Mehriocht verurteilte ihn 
zum Tobe ourc den Zttang. T00 ilrteit wurde 
o[or boliredL

Abb. 4: Die Titelseite der letzten Ausgabe des Murrtal-Boten vom 17. April 1945.
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zu treten. Münz, Vater von fünf Kindern, hat 
diesen Versuch mit seinem Leben bezahlt, als 
er nördlich von Oppenweiler mit seinem Fahr­
rad beim Überqueren einer Lauterbrücke auf 
eine deutsche Mine fuhr. Krimmer dagegen 
erreichte die Amerikaner unversehrt in Bern­
halden (ca. 10 km nördlich von Backnang), von 
wo aus er über deren Regimentsgefechtsstab in 
Neulautern bis hinter Löwenstein zurückge­
bracht wurde, um den dortigen Offizieren 
Bericht zu erstatten. Nachdem Krimmer nun 
seinerseits die Fragen der Amerikaner u. a. 
nach seinen Auftraggebern, die Größe und Art 
der Backnanger Industriebetriebe, nach einem 
eventuell in der Nähe befindlichen KZ oder 
Ausländerlager und nach einem zukünftigen 
Bürgermeister für Backnang beantwortet sowie 
die von ihm passierten Panzersperren in einer 
Karte verzeichnet hatte, teilte man ihn einem 
amerikanischen Soldaten an der Spitze des 
Aufbruch bereiten Kampfverbandes zu. Und 
Fahrzeug an Fahrzeug setzte sich in Richtung 
Backnang in Bewegung.79

In der Gerberstadt war es indessen weder 
den Antifaschisten des Volkssturms noch dem 
vom Abrücken der Kreisleitung nicht in Kennt­
nis gesetzten Bürgermeister Dr. Albert Rien- 
hardt gelungen, die Sprengung der Murr­
brücken durch die sich auf eine neue Haupt­
kampflinie östlich Maubachs zurückziehende 
Wehrmacht zu verhindern.80 Insgesamt wurden 
dabei fünf Brücken (inkl. des großen Murrtal- 
Viadukts) und drei Fußgängerstege zerstört 
sowie fünf weitere Fußgängerüberwege be­
schädigt, so daß die rechts der Murr gelegenen 
Stadtteile von der Strom-, Gas- und Wasserver­
sorgung abgeschnitten und ohne Telefonan­
schluß waren. Hinzu kamen mehr oder weni­
ger starke Schäden (in der Hauptsache zersplit­

terte Fensterscheiben) an rund 1000 Häusern 
im gesamten Stadtgebiet, wobei die Gebäude 
in unmittelbarer Umgebung der Brücken die 
schwersten Zerstörungen davontrugen.8' Der 
Gesamtschaden der Sprengungen übertraf 
damit alle bisherigen Schäden durch Artillerie­
beschießungen oder Bombardierungen Back­
nangs zusammengenommen um ein Vielfa­
ches.82 Für die gegen 12.30 Uhr aus Richtung 
Strümpfelbach am Ortsrande erscheinenden 
Amerikaner, die von der Bevölkerung mit 
Schnaps und Most in Krügen03 begrüßt wurden, 
bedeuteten die gesprengten Brücken jedoch 
kein größeres Hindernis. Noch am Nachmittag 
begannen US-Pioniere bei der Aspacher 
Brücke ein provisorisches eisernes Brücken­
gerüst zu errichten, das am Abend bereits 
stand. Die ohnehin nur eingesackte Sulzbacher 
Brücke 84 konnte durch Auffüllen von Schutt 
ebenso leicht wieder begehbar und für leichte 
Fuhrwerke befahrbar gemacht werden.

Zuvor, etwa gegen 13.00 Uhr, hatten 2 bis 3 
Offiziere und noch 1 niedere Charge den bei 
Sauer (= Metzgerei) zum Mittagessen weilen­
den Bürgermeister vor dessen Amtszimmer 
erwartet, um sich von diesem die Stadt überge­
ben zu lassen. Rienhardt, bei dem die Amerika­
ner einen korrekten, nicht anmaßenden, loya­
len, etwas unsicheren, geradezu ängstlichen 
und vorsichtigen Eindruck hinterließen, wurde 
nach den obligatorischen Fragen zu Parteimit­
gliedschaft und Parteiämtern von einem der 
anwesenden Offiziere ersucht, sein Amt wei­
terzuführen.85 Außer Bruder, der erst während 
den bereits in Gang befindlichen Verhandlun­
gen zwischen Rienhardt und dem vorläufigen 
Ortskommandanten Oberleutnant Yaffee auf 
das Rathaus gelangte,86 um zu dolmetschen, 
sind keine weiteren Mitglieder des Backnanger

79 Wohlfarth (wie Anm. 65), S. 161 ff.
90 Unabhängig voneinander hatten sich sowohl der in der Stadt zurückgebliebene Dr. Rienhardt (an der Aspacher Brücke), als 

auch mehrere Volkssturmmänner (u. a. an der Eisenbahn- und an der Sulzbacher Brücke) vor dem festgesetzten Sprengter­
min bei den einzelnen Sprengkommandos bemüht, diese von der Sinnlosigkeit einer Sprengung zu überzeugen. Ausdrück­
lich wollte man aufseiten des Volkssturms auf eine Gewaltanwendung gegenüber den unschuldigen Befehlsempfängern ver­
zichten, mußte aber schließlich deren Waffengewalt weichen. Wohlfarth (wie Anm. 65), S. 158f. bzw. HStAS ) 1.70/Bü 2 
(Bericht Rienhardts).

81 U. a. mußte das an der Aspacher Brücke gelegene Gasthaus zur Krone auf Grund seiner Sprengschäden ganz abgerissen 
werden. Bomm, Helmut: Das Ende, das ein Anfang war. Der Zweite Weltkrieg und die letzten Kriegstage in Backnang und 
im Murrtal. Backnang 1985. S. 42.

82 HStAS) 170/BÜ2.
83 Bericht von Coppenrath in: Wohlfarth (wie Anm. 65), S. 167.
84 Dort war es einem Volkssturmmann gelungen, wenigstens einen Teil der Sprengdrähte zu durchschneiden. Ebd. S. 160.
85 HStAS J 170/Bü 2 (Bericht Rienhardts).
“ Bruder (wie Anm. 61), S. 214.
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Widerstands bei den Übergabemodalitäten 
bezeugt.87 Coppenrath und Wohlfarth, die den 
Amerikanern noch am Morgen zusammen mit 
Bruder taschentuchschwenkend entgegenge­
gangen und daraufhin nach Hause zurückge­
kehrt waren, überließen es gewissen Maulhel­
den, sich den Amerikanern gegenüber als Ret­
ter der Stadt Backnang aufzuspielen.88 Ein letz­
ter deutscher Artilleriebeschuß aus Richtung 
Winnenden am darauffolgenden Tag, forderte 
neben einigen Gebäudeschäden noch einmal 
drei Todesopfer.89 Danach war der Krieg für 
Backnang endgültig zu Ende.

3. Die ersten Monate unter 
amerikanischer Besatzung
a) Die amerikanische 
Militärregierung in Backnang

Oberleutnant Yaffee, der auf amerikanischer 
Seite die Übergabeverhandlungen mit Dr. 
Rienhardt geführt hatte, war nach deren Ab­
schluß am Abend zu seinen Truppen in Stel­
lung gegangen. Bevor er Backnang jedoch 
verließ und seinem zwischenzeitlich weiter­
vorrückenden Kampfverband endgültig folgen 
konnte, kehrte er am nächsten Morgen noch 
einmal kurz von der Front auf das Rathaus 
zurück, um den anwesenden Deutschen Cap­
tain George D. Burchell vorzustellen, dem die 
Errichtung der zukünftigen Militärregierung für 
die Stadt und den Landkreis Backnang oblag."1 
Dieser nunmehr unter amerikanischer Leitung 

stehende und erst 1938 aus Teilen der ehemali­
gen Oberämter Marbach, Gaildorf, Welzheim 
und dem gesamten Oberamtsbezirk Backnang 
gebildete Verwaltungsbezirk umfaßte eine 
Fläche von ca. 590 km2. Gegenüber 1939 hatte 
sich seine Einwohnerzahl in den 49 Kreisge­
meinden bei Kriegsende um rund 10 000 Per­
sonen auf annähernd 65 000 Menschen erhöht. 
Neben Backnang (ca. 12 000 Einwohner) besaß 
lediglich das in der Kreismitte gelegene Murr­
hardt (ca. 7 000 Einwohner) eine über 5 000 
Bewohner hinausreichende Einwohnerzahl. 
Haupterwerbsquellen für die Bevölkerung des 
ländlich strukturierten Kreises waren an erster 
Stelle die Land- und Forstwirtschaft sowie zahl­
reiche Gerberei- und lederverarbeitende Be­
triebe. Im weitgehend industrialisierten Back­
nang selbst fanden sich außer den dortigen 
sechs größeren Gerbereien zusätzlich eine 
Spinnerei und ein Werkzeugmaschinen- bzw. 
Fahrzeugbauunternehmen.91

Die von Burchell angeführte amerikanische 
Militärregierung nahm ihren Sitz fürs erste in 
einigen Räumen des Backnanger Rathauses, 
zog aber schon bald in das Gebäude der ehe­
maligen NSDAP-Kreisleitung in der Markt­
straße 42.92 Im Zuge der Reorganisation inner­
halb der amerikanischen Militärverwaltung 
Ende Sommer, Anfang Herbst 1945 wurde das 
anfänglich unter der Bezeichnung I3C3 fir­
mierende Detachment schließlich in H-50 
umbenannt93 und erreichte seine endgültige 
organisatorische Ausformung am 30. Septem­
ber 1945 mit Captain Burchell, drei weiteren

• Ob der nach eigenen Angaben ebenfalls von Antang der amerikanischen Resrtzyesa keiXerhan“oRearans bzw. Bruders 
Riexinger auch zur Backnanger Widerstandsbewegung gehörte, konnte am 6. bzw. am 7 April 1945 (d. h.
Aufzeichnungen ist er jedenfalls nicht erwähnt. Fest steh I ha? ex Landkriessabkommen der Haager Friedenskon- 
also 12/13 Tage vor der amerikanischen Besetzung Backnangs) gem^ß^ Landrat Bettinger beauf-
ferenz von 1899 in Anbetracht der immer naherruc Front) om Kreisverband Backnang zur Betreuung der zurückge- 
tragt wurde, bei Feindbesetzung die Dienstgescha te b ' (KoDien von Riexingers Ernennung finden sich in der
bliebenen Bevölkerung unter- den Besatzu^^,,e^e vierteliährigePKZ-Haft verbüßt hatte und danach 1940 nur mit 
Schülerarbeit auf S. 19/20). Nachdem er bereits Kreiswirtschaftsamt angestellt worden war, galt Riexinger 1945 als
Hilfe guter Beziehungen wenigstens als Hilfsarb2eiteg,beimKge erster Militärgouverneur, am 18. Mai 1945 auch von amerika­
politisch unbelastet, so daß ihm Captain Burchell, Bac g 8 eAnm 8) S 17ff
nischer Seite die Leitung des Wirtschaftsamtes ubertrug. StAB Schülerarbeit (wie Anm. 8), .

88 Wohlfarth (wie Anm. 65), S. 168.
89 HStAS J 170/BÜ2.
90 Bruder (wie Anm. 61), S. 214f. Reoort (3. November 1945); RC 260 OMCWB 5/10-
91 Operations Report on Military Government Detachn e ■ genannten) Gerbereien dürfte es sich im einzelnen um 

2/7/folder 1; bei den sechs (von den Amerikanern nicht namep Carl Kae"s (Lederwerke Backnang), Carl Pommer und Carl 
die Betriebe von Fritz Häuser, Louis Schweizer, Pau g ' beschäftigt waren- bei der Firma Adolfs (Spinnerei)
Robitschek gehandelt haben, in denen 1939 zusammen,] 1,75 arbeiteten 1939 1 645 (Adolfs) bzw. 550 (Kaelble) Personen, 
SSXnb^Ä Firmen; Hefnztwse Anm. S«. S. ,5«.

: Ei..g des Backnanger Detachments in ein sogenanntes Liaison "d Security Office im Juni ’946 erfolgte
eine erneute Umbenennung, dieses Mal in S-50.
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Offizieren und elf einfachen Soldaten, soge­
nannten Enlisted Men.94 Über die Personalstär­
ke der Militärregierung während der ersten 
Besatzungstage liegen dagegen keine näheren 
Angaben vor. Vermutlich dürfte es keine nen­
nenswerten Abweichungen gegeben haben, 
handelte es sich doch um ein I- bzw. H- 
Detachment, für das die Amerikaner bis zu 
einem halben Dutzend Offiziere und ca. 10 
einfache Soldaten vorgesehen hatten."

Erste detailliertere Informationen über die 
Ausbildung des Militärregierungspersonals in 
Backnang entstammen einem auf den 3. 
November 1945 datierten internen amerikani­
schen Bericht96 über das dortige Detachment, 
dem zu diesem Zeitpunkt bereits fünf Offiziere, 
aber formal nur noch ein einziger einfacher 
Soldat angehörte. Demnach hatte der im März 
1942 in die Armee eingetretene und in seinem 
bürgerlichen Beruf als Rechtsanwalt tätige 
George D. Burchell die Ausbildungsprogramme 
für den Militärregierungsdienst in Fort Custer 
und an der Universität von Michigan absol­
viert, bevor er im April 1944 auf den alten Kon­
tinent gelangte. Schließlich wurde er als 
Militärregierungsoffizier im belgischen Roche­
fort für die Übernahme des Detachments in 
Backnang vorgesehen. Neben der lokalen 
Gemeindeverwaltung der westlichen Kreishälf­
te umfaßte sein dortiger Aufgabenbereich Bau­
denkmäler, Künste und Archive, das Rechtswe­
sen sowie das Verfassen von historischen und 
politischen Berichten über den Kreis. Außer­
dem bekleidete Burchell das Amt eines Sum­
marischen Gerichtsoffiziers.

Burchells Stellvertreter, Captain Vincent J. 
Manno, war ebenfalls seit dem Beginn seines 
Armeedienstes Ende 1941 mit zivilen Verwal­
tungsangelegenheiten betraut, nachdem er 
zuvor für eine Zeitung, die Atlantic City Daily 
World, und als Repräsentant des Senats von 
New Jersey bzw. Sekretär des Bürgermeisters 
von Atlantic City gearbeitet hatte. Im Anschluß 
an die Landung der Alliierten in Frankreich 
konnte er erste praktische Militärregierungser­
fahrungen sammeln, bis er im August 1945 
nach Gaildorf versetzt wurde. Infolge der 
Zusammenlegung des dortigen Detachments 

1-156 mit der Backnanger Militärregierung im 
Oktober 1945 bestellte man Manno daraufhin 
zu Burchells Stellvertreter, in dessen Verantwor­
tungsbereich nun die Gemeindeverwaltung der 
östlichen Kreishälfte, das Erziehungswesen, die 
Post bzw. der Telefonverkehr sowie die anderen 
öffentlichen Versorgungsbetriebe lagen.

Der Ende Juni 1945 nach Backnang beru­
fene Oberleutnant Bartholomew Panettiere 
betätigte sich in den Bereichen Finanzen, Wirt­
schaft, Arbeit, Wohnen, Sozialversicherung 
und in der Überwachung des Besitzes von ehe­
maligen NSDAP-Parteigenossen. Auf Grund 
seines juristischen und wirtschaftlichen Berufs­
hintergrundes — Panettiere hatte vor seiner 
Armeezeit (ab November 1942) als Rechts­
anwalt für eine größere New Yorker Aktien­
gesellschaft gearbeitet - erschien er geradezu 
prädestiniert für diesen Posten. In Harvard auf 
die Aufgaben eines Militärregierungsoffiziers 
vorbereitet, war er vor seiner Versetzung nach 
Backnang zunächst in Belgien und Luxem­
burg u. a. als stellvertretender Detachment- 
kommandeur tätig. Mit Oberleutnant Frank R. 
Tidwell kümmerte sich seit Juli 1945 ein ehe­
maliger Highway-Streifenpolizist aus Florida 
um die öffentliche Sicherheit und das Trans­
portwesen des Kreises, nachdem er (ebenso 
wie Burchell) ab Mai 1943 in Fort Custer für 
seinen Dienst in Übersee ausgebildet worden 
war. Einzig der in Backnang für Nahrungsmittel 
und Landwirtschaft, die Versorgung der Bevöl­
kerung, das öffentliche Gesundheits- und 
Wohlfahrtswesen sowie für Displaced Persons 
zuständige Captain Michael B. Watson hatte 
vor seiner Verschiffung nach Europa in den 
USA keinerlei Militärregierungsvorbereitung 
erhalten und mußte sich mit der vornehmlich 
aus Gefechts- und Ausdauertraining bestehen­
den Ausbildung im britischen Shrivenham 
begnügen. Dennoch betrachtete der Verfasser 
des Berichts den davor als Bezirksleiter eines 
bundesstaatlichen Projekts agierenden Watson 
als geeignete Besetzung für diese Art von 
Arbeit, zumal jener früher im texanischen Lub­
bock an der dortigen Technischen Universität 
mit dem Hauptfach „Landwirtschaft einge­
schrieben war.

- Reports of Events in Landkreis Backnang and of the Action of Military Government Detachment S-S0 from 5 May 1945 until 

8 July 1947; RC 260 OMCWB 12/194-1/11/folder 1.
55 LatourA/ogelsang (wie Anm. 15), S. 39. November 1945); RG 260 OMGWB 5/10-
»Operations Report on Military Government Detachment H-50. First Report i iNoven

2/7/folder 1.
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Wann genau Watson nach Backnang gelang­
te, geht aus den Angaben dagegen nicht hervor. 
Ebensowenig sind etwa die Deutschkenntnisse 
oder das Alter der in der Stadt stationierten 
Militärregierungsoffiziere vermerkt. In aller 
Regel dürfte es sich bei diesen, ihrem berufli­
chen Werdegang (und den bei Zink97 gemach­
ten Angaben über die Vorbereitungen der ame­
rikanischen Militärs auf die Besatzungszeit) 
nach zu urteilen, um Männer in den 40er 
Jahren gehandelt haben. Da bis auf Watson 
und Burchell, der zum damaligen Zeitpunkt 
einer weiteren Beschäftigung innerhalb der 
amerikanischen Militärregierung auf ziviler 
Basis nicht abgeneigt schien, alle übrigen Offi­
ziere baldige Rückkehrwünsche hegten, ist 
jedoch im Laufe der nachfolgenden Umbeset­
zungen98 des Backnanger Detachments ver­
mehrt mit jüngeren Nachfolgern zu rechnen. 
Außerdem war von den einst elf im Backnanger 
Detachment arbeitenden einfachen Soldaten 
auf Grund der amerikanischen Demobilisie­
rungsbestrebungen im November 1945 nur 
noch der Obergefreite (= Private First Class) 
John C. Prout verblieben, der neben seiner 
eigentlichen Tätigkeit als Bürovorsteher auch 
für andere anfallende Arbeiten herangezogen 
werden mußte. Um Prout ein wenig zu ent­
lasten, hatte man sich in Backnang deshalb von 
den umliegend stationierten Sicherheitstruppen 
zwei hinreichend für die Militärregierungs­
arbeit ausgebildete Soldaten „ausgeborgt" und 
die Zahl der zu Schreibarbeiten eingesetzten 
polnischen Displaced Persons und deutschen 
Zivilangestellten erhöht.99 Dennoch wurden 
dringend weitere Soldaten benötigt. Zusätzlich 
erschwerten die mit einigen Tagen Verspätung 
eintreffenden und über mehrere Zwischen­

stationen hinweg versandten Direktiven der 
in Stuttgart ansässigen Militärregierung für 
Nordwürttemberg-Nordbaden die Arbeit der 
Backnanger Offiziere. Meist erwiesen sich die 
deutschen Nachrichtenkanäle an den Landrat 
und die Bürgermeister des Kreises um Tage 
schneller.'00

Trotz dieses offensichtlichen Mangels an 
geeignetem niederen Verwaltungspersonal und 
den verbesserungsbedürftigen Kommunikati­
onsstrukturen bescheinigte der Bericht dem 
Backnanger Detachment, in den vergangenen 
Wochen und Monaten erfolgreiche Arbeit 
geleistet zu haben.101 Ein Grund hierfür lag 
sicherlich daran, daß die ersten etwas länger in 
Backnang tätigen Offiziere mit dem entspre­
chenden Engagement und Ehrgeiz ihrer Arbeit 
nachgingen, auch wenn die Mehrheit von 
ihnen es sich nicht vorstellen konnte, über das 
Ende ihrer Dienstzeit hinaus in Deutschland zu 
bleiben. Im übrigen handelte es sich bis auf 
eine Ausnahme um in den USA spätestens seit 
November 1943 gewissenhaft auf ihre künfti­
gen Aufgaben geschulte Männer, die größten­
teils bereits vor ihrer Versetzung nach Back­
nang mit Militärregierungsangelegenheiten 
konfrontiert waren und auf einschlägige prakti­
sche Erfahrungen verweisen konnten. Um 
deren notwendiges und durchweg vorhande­
nes Interesse an ihrem neuen Arbeitsplatz auf­
recht zu erhalten, wurden ihnen Betätigungs­
felder zugeordnet, die in etwa ihrem früheren 
Zivilberuf oder ihrer ehemaligen Ausbildung 
entsprachen. Daß dabei nicht jeder Offizier in 
allen seinen Aufgabenbereichen glänzen konn­
te und gewisse Prioritäten gesetzt werden muß­
ten, liegt angesichts der Komplexität der einzel­
nen Teilbereiche in der Natur der Sache.

9 Zink (wie Anm. 33), S. 14.
98 In Ermangelung weiterer amerikanischer Quellen über das Backnanger Militärregierungspersonal lassen sich diese Umbeset­

zungen allerdings zumeist nur indirekt und ungenau durch die im Amtsblatt veröffentlichten und namentlich gekennzeich­
neten Aufrufe der amerikanischen Militärregierung erschließen. So dürften Manno von Ende Januar bis Februar 1946 und 
Panettiere von März bis Mai 1946 dem Backnanger Detachment vorgestanden haben, bis Ende Mai 1946 Oberleutnant 
Robert R. Mayer vorübergehend Kommandeur der Militärregierung wurde. [Fritz (wie Anm. 65), S. 26]. Diesen wiederum 
löste Captain Richard Forrest am 1. Oktober 1946 ab. [Fritz (wie Anm. 65), S. 50]. Forrests Nachfolger im Dezember 1947 
war der damals erst 27jährige Captain Eugene E. Oja aus Virginia, ein ehemaliger Student der Psychologie und Außenpolitik, 
den man aus Ludwigsburg nach Backnang versetzt hatte. Württembergisches Zeitecho/Backnanger Nachrichten (im nachfol­
genden kurz WZE/BN), 13. Dezember 1947). Und wie einer von Oberleutnant (und Gerichtsoffizier) Marion B. Findlay 
unterzeichneten Mitteilung in der Amtsblattausgabe vom 27. Juli 1946 zu entnehmen ist, gab es daneben mindestens seit Juli 
1946 auch weibliche Offiziere in der Backnanger Militärregierung. AB (27. Juli 1946).

99 Allerdings sind hierüber keine Zahlenangaben vorhanden.
100 Operations Report on Military Government Detachment H-50. First Report (3. November 1945); RG 260 OMGWB 5/10- 

2/7/folder 1.
101 Lobende Worte finden sich v. a. für die auf amerikanischer Seite als Hauptaufgabe eines Detachments betrachtete und von 

Captain (bzw. ab 1. Oktober 1945 Major) Burchell äußerst ernst genommene Entnazifizierungspolitik. Vgl. Kap. 3c.
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b) Die ersten Bürgermeister 
in Backnang unter der 
amerikanischen Militärregierung

Wie bereits kurz angeklungen, war Dr. 
Albert Rienhardt (1877 bis 1953), Backnangs 
amtierender Bürgermeister, nach dem Ein­
marsch der Amerikaner zunächst trotz seiner 
NSDAP-Parteimitgliedschaft in seinem Amt 
bestätigt worden. Rienhardt, der die Geschäfte 
der Stadt seit 1921 unangefochten führte, hatte 
sich zuletzt bei seiner Wiederwahl am 7. Juni 
1931 mit der Unterstützung der SPD, des Zen­
trums und der Deutschen Demokratischen Par­
tei (DDP), aber auch mit Hilfe der rechts-kon- 
servativen Deutschnationalen Volkspartei 
(DNVP) und der NSDAP gegen seinen einzigen 
Gegenkandidaten, den kommunistischen Land­
tagsabgeordneten Karl Schneck, durchzusetzen 
vermocht und 71,5% der abgegebenen Stim­
men erhalten.’02 1926 aus der DDP ausgetreten 
und von da an formal parteilos, tendierte er mit 
dem Ende der Weimarer Republik politisch 
immer weiter nach rechts, so daß er die natio­
nalsozialistische Machtergreifung 1933, nicht 
zuletzt auf Grund seiner ausgezeichneten Kon­
takte zur alten württembergischen Verwal­
tungselite einerseits, andererseits zum NSDAP- 
Gauleiter von Württemberg, Wilhelm Murr, 
unbeschadet in seinem Amt überstand und am 
20. Juli 1933 zum Bürgermeister auf Lebenszeit 
ernannt wurde.103 Die im Januar 1935 reichs­
weit vorgenommene Einführung einer neuen 
Deutschen Gemeindeordnung (DGO), mit der 
die bisher vom Gemeinderat wahrgenomme­
nen Aufgaben, die Gemeinde nach außen zu 
vertreten und zu verwalten, allein den Bürger­
meistern übertragen wurden, stärkte Rienhardts 
Stellung zusätzlich, während den nunmehr in 
Ratsherren umbenannten Gemeinderäten le­
diglich eine beratende Funktion zukam.1"1 Das 
gleichsam im Zuge der Deutschen Gemeinde­
ordnung 1935 geschaffene Amt des Beigeord­

neten der NSDAP, der u. a. die Entscheidungen 
des Bürgermeisters überwachen sollte, dürfte 
auf Grund Rienhardts guten persönlichen Be­
ziehungen daran nur wenig geändert haben.’ " 
Der von Gérard Heinz als gewandter, opportu­
nistischer Machtmensch und bei seinen unmit­
telbaren Untergebenen als gefürchteter Despot 
geschilderte, in der breiten Masse der Bevölke­
rung jedoch ob seines nicht zu leugnenden 
sozialen Handelns ein hohes Ansehen ge­
nießende Rienhardt trat schließlich am 1. Mai 
1937 in die NSDAP ein, nachdem eine bis zu 
diesem Zeitpunkt bestehende allgemeine Auf­
nahmesperre aufgehoben worden war.’"1'

Bereits kurze Zeit nach der Besetzung Back­
nangs bestellte man Rienhardt zum kommissa­
rischen Landrat.’07 Als solcher repräsentierte er 
die oberste Spitze der staatlichen Autorität, da 
es weder eine Reichs- noch eine Landesregie­
rung gab und die seither von den übergeordne­
ten Finanz-, Zoll-, Gesundheits-, Arbeits-, Stra­
ßen- und Wasser-, Messungs-, Bezirksschul- 
sowie staatlichen und privaten Forstämtern aus­
geübten Befugnisse nunmehr jeweils von den 
Landräten der einzelnen Kreise wahrgenom­
men werden mußten. Am 8. Juni 1945 tat Rien­
hardt dies der Kreisbevölkerung kund.’08 Keine 
zwei Wochen später kam es auf Rienhardts 
Initiative zur ersten überregionalen Zusammen­
kunft deutscher Politiker in den von Amerika­
nern besetzten Landesteilen Württembergs.’09 
Mit Genehmigung des Landeskommandanten 
der US-Militärregierung, Oberst William W. 
Dawson, hatte er die Landräte aller zur ameri­
kanischen Besatzungszone gehörenden würt­
tembergischen Landkreise für den 20. Juni 1945 
in den Gasthof Sonne-Post nach Murrhardt zu 
einer Konferenz eingeladen, an der u. a. auch 
der frühere württembergische Wirtschaftsmini­
ster und spätere württembergbadische Mini­
sterpräsident Reinhold Maier bzw. der spätere 
Landtagspräsident Wilhelm Keil teilnahmen. 
Obgleich offiziell als Besprechung über die 

102 Heinz (wie Anm. 56), S. 160.
103 Ebd. S. 160 bzw. S. 172f. piang von der zusammengesetzten Gemeinde

- “Ä (ÄS Pur tRemuwnale? cX kevictsat ™ Tanrë >‘>® t «»■ ™“"8“>- S“S”’ 1961 3 1641 und
Heinz (wie Anm. 56), S. 172.

105 Heinz (wie Anm. 56), S. 172.
106 Ebd. S. 172f.
107 HStAS J 170/Bü 2.
108 AB (8. Juni 1945). . . — - 22
109 Schnabel (wie Anm. 7 8), S. 5 98 bzw. Sauer (wie Anm. 2), > 50"
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Schaffung von Arbeitsmöglichkeiten dekla- 
riert/10 konnten innerhalb des fünfstündigen 
Konferenzverlaufs sämtliche die Landräte da­
mals bewegenden Sorgen und Nöte in bemer­
kenswerter Offenheit zur Sprache gebracht 
werden, so daß sich der selbst nicht anwesen­
de Dawson später sehr zufrieden über die im 
Beisein eines Vertreters der amerikanischen 
Militärregierung abgehaltene Unterredung 
äußerte und vom ersten Sprießen der Demo­
kratie1” sprach. Den im Anschluß an Murrhardt 
weiter beibehaltenen Landrätekonferenzen 
zunächst in Schwäbisch Gmünd (11. Juli 
1945), später in Ludwigsburg (15. August 
1945), Bad Boll (10. Oktober 1945) und 
Schnait (23. November 1945), die sich im 
Laufe der Zeit zu einer Art Vorparlament”2 ent­
wickelten, sollte Rienhardt freilich nicht mehr 
beiwohnen können, da er auf Grund seiner 
nationalsozialistischen Vergangenheit Ende 
Juni/Anfang Juli 1945 als Landrat abgelöst und 
durch den früheren Bürgermeister von 
Gschwend, Josef Schäfer, ersetzt worden war."3

Unterdessen hatte in Backnang am 23. April 
1945 Wilhelm Hörger'14 mit Zustimmung der 
amerikanischen Militärregierung die Nachfolge 
des inzwischen als Landrat tätigen Rienhardts 
angetreten. Der 1879 in Lauffen a. N. geborene 
Hörger war vor seiner Tätigkeit auf dem Back­
nanger Rathaus u. a. Bürgermeister."5 Zuletzt 
arbeitete er bis Ende 1943 im Polizeiverwal­
tungsdienst (in Stuttgart?), bevor ihn Rienhardt 
im Januar 1944 für die Dauer des Krieges zum 
stellvertretenden Stadtpfleger berief und ihn 
mit der Leitung der Stadtpflege (einschließlich 

den Stadtwerken sowie der Liegenschafts- und 
Friedhofsverwaltung) beauftragte. Ebenso wie 
Rienhardt, mit dem ihn eine persönliche 
Freundschaft verband, gehörte Hörger seit 
1937 der NSDAP an."6 Dies wurde von der 
antinazistischen Bevölkerung Backnangs zum 
Anlaß genommen, sich in einem Brief"7 an 
Captain Burchell zu wenden, um diesen darü­
ber zu informieren, daß die Männer, die heute 
noch an der Spitze von Stadt und Kreis Back­
nang stehen (gemeint sind Rienhardt und Hör­
ger, D. P), mit dem Makel nationalsozialisti­
scher Tätigkeit und Gesinnung in der Vergan­
genheit belastet sind und längst nicht mehr das 
Vertrauen der breiten Schichten der Backnan­
ger Bevölkerung”8 genießen. Weiter heißt es 
darin:

(...) Die unterzeichneten Bürger aller Stände 
der Stadt Backnang betrachten es als ihre vor­
nehmste Aufgabe, die Militärregierung in dem 
Bemühen zu unterstützen, Stadt- und Landkreis 
Backnang von allen Nazieinflüssen zu säubern 
und einer wirtschaftlichen, geistigen und kultu­
rellen Wiedergesundung entgegen zu führen. 
Nach unserer Meinung kann das nur gesche­
hen, wenn an der Spitze von Stadt und Kreis 
Backnang Männer stehen, die auch in der Ver­
gangenheit durch ihren Einsatz bewiesen 
haben, daß es ihnen mit der Beseitigung des 
Nationalsozialismus und einer Wiedergesun­
dung unseres Volkes nach den Prinzipien einer 
wahren Volksdemokratie ernst ist. (.,.)"9

Außerdem enthielt das Schreiben jeweils 
drei Neubesetzungsvorschläge für das Amt des 
Landrats bzw. des Bürgermeisters in Back- 

"° Sauer (wie Anm. 2), S. 31.
111 Maier, Reinhold: Ein Grundstein wird gelegt. Die Jahre 1945 bis 1947. Tübingen 1964. S. 99ff. zit. nach: Sauer (wie Anm. 

2), S. 31.
112 Ebd. S. 35.
113 Bei der im Amtsblatt für Kreis und Stadt Backnang vom 7. Juli 1945 veröffentlichten Kurzmitteilung, daß Rienhardt am 3. 

Juni 1945 von Josef Schäfer als Landrat abgelöst wurde, handelt es sich meines Erachtens nach um einen Druckfehler, da 
die letzte mit Rienhardts Namen versehene Bekanntmachung eine Woche davor (also am 30. Juni 1945) in der vorherge­
henden Amtsblattausgabe erschienen war. Demzufolge wäre entweder der 30. Juni oder der 3. Juli 1945 als Entlassungster­
min Rienhardts zu vermuten. AB (7. Juli 1945).

114 Wenn nicht anders vermerkt, sind die nachfolgenden Angaben über Wilhelm Hörger dessen Personalakte auf dem Back­
nanger Rathaus entnommen.

115 Wo und wann Hörger Bürgermeister war, geht aus den dortigen Angaben jedoch nicht hervor.
116 Stadtarchiv Backnang (im nachfolgenden kurz StAB) Schülerarbeit (wie Anm. 8), S. 49.
117 Da das mir lediglich in der Schülerarbeit des Max-Born-Gymnasiums vorliegende (und aus dem Privatbesitz von Willy Rie­

xinger stammende) Dokument weder datiert ist, noch an den dafür vorgesehenen Stellen von den Vertretern der Industrie, 
der Landwirtschaft, der Beamten und Angestellten, des Gewerbes und des Handels sowie des Freien deutschen Cewerk- 
schaftsbundes unterzeichnet wurde, lassen sich keine Rückschlüsse ziehen, wer sich im einzelnen hinter dieser antinazisti­
schen Bevölkerung Backnangs verbirgt. Religiöse Organisationen waren dagegen auffälligerweise von den Verfassern nicht 
als Unterzeichner ins Auge gefaßt worden. StAB Schülerarbeit (wie Anm. 8), S. 48 bis 50.

118 Ebd. S. 48.
"9 Ebd. S. 48.
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nang.‘20 Als Landrat wurden Max Denker 
(Cewerkschaftssekretär in Stuttgart, z. Zt. Burg­
stall); Willy Riexinger (Kaufmann, Backnang) 
und Richard Pflüger (Studienrat, Backnang) 
vorgeschlagen, während als Bürgermeisterkan­
didaten Eugen Wohlfarth (Angestellter, Back­
nang); Karl Bauer (Studienrat, Backnang) und 
Eugen Beck (Landwirt, Backnang) in Frage 
kamen. Das Auffällige beider Vorschläge ist, 
daß mit dem späteren SPD-Landessekretär Max 
Denker und dem ehemaligen Backnanger 
KPD-Gemeinderat (1931 bis 1933) Eugen 
Wohlfarth zunächst jeweils zwei bereits poli­
tisch erfahrene und mehr oder weniger „links" 
einzuordnende Männer an erster Stelle der 
Kandidatenlisten für die zu besetzenden Ämter 
standen, denen bisher politisch nicht in 
Erscheinung getretene, aber dennoch ihres 
Berufes wegen bekannte und in weiten Teilen 
der Backnanger Bevölkerung geschätzte Män­
ner folgten. Im übrigen arbeiteten außer Rie­
xinger, der das Wirtschaftsamt in Backnang lei­
tete, auch Wohlfarth sowie die beiden Studien­
räte Bauer und Pflüger seit der Besetzung Back­
nangs für die dortige Stadtverwaltung, aller­
dings auf dem Wohnungsamt.121

Inwieweit man auf Seiten der amerikani­
schen Militärregierung auf die Vorschläge ein­
ging bzw. in diesen einen Ansporn zum Han­
deln sah, ließ sich nicht feststellen, da wie 
gesagt das Abfassungsdatum des Briefes nicht 
zu ermitteln war und der am 16. Juni 1945 zu 
Hörgers Nachfolger bestellte Friedrich Tränkle 
bis zu diesem Zeitpunkt überhaupt nicht als 
möglicher Bürgermeisterkandidat zur Debatte 
gestanden hatte. Einzig der in einem Artikel der 
Backnanger Kreiszeitung122 aus dem Jahre 1966 
anläßlich Wohlfarths Pensionierung nach über 
20jähriger Tätigkeit auf dem Backnanger Rat­
haus auftauchende Hinweis, daß die Amerika­
ner ursprünglich doch den von einem 20köpfi- 

gen Gremium gewählten Wohlfarth im Juni 
1945 zum neuen kommissarischen Bürgermei­
ster ernennen wollten, dieser aber Tränkle auf 
Grund dessen Englischkenntnissen den Vorrang 
ließ und sich mit dem Posten des Stellvertreters 
begnügte, könnte auf einen Zusammenhang 
mit der Stellungnahme der antinazistischen 
Bevölkerung Backnangs zur Frage Landrat - 
Bürgermeister'23 hindeuten. Nur ist mir von der 
Existenz eines derartigen Gremiums, das ange­
blich von der amerikanischen Militärregierung 
einige Wochen nach dem Einmarsch berufen 
worden war und das einen Querschnitt der 
damaligen Bevölkerung Backnangs bilden soll- 
te,124 weder aus meinen amerikanischen Unter­
lagen noch aus dem von mir eingesehenen 
deutschen Quellenmaterial (inkl. Wohlfarths 
Personalakte) etwas bekannt.

Sicher dagegen ist, daß der aus Großaspach 
bei Backnang stammende Friedrich Tränkle 
(geb. 1886) am 16. Juni 1 945125 von der ameri­
kanischen Militärregierung in Backnang zum 
kommissarischen Bürgermeister der Stadt und 
Eugen Wohlfarth zu seinem Stellvertreter be­
stimmt wurde. Tränkle war zuvor von 1932 bis 
1939 zunächst in Südafrika (in Pretoria) und 
danach im damaligen Portugiesisch Ostafrika, 
dem heutigen Mopambique (in Beira), als 
selbständiger Bauingenieur tätig, bevor er kurz 
nach Ausbruch des Zweiten Weltkrieges zurück 
nach Deutschland kam, um sich nach Statio­
nen in Frankfurt am Main und im belgischen 
Florennes in Backnang niederzulassen. 126 Am 
19. Dezember 1945 ernannte die amerikani­
sche Militärregierung Tränkle sogar zum kom­
missarischen Landrat in Backnang, nachdem 
der bisherige Amtsinhaber Josef Schäfer seines 
Amtes enthoben worden war, weil dieser laut 
amerikanischen Quellen12 das Vertrauen seiner 
Mitarbeiter bzw. der Zivilbevölkerung verloren 
hatte.

120 Ebd. S. 49f.- StAB Gemeinderatsprotokolle (13. Februar und 11. März 1946; im nachfolgenden kurz GRP); außerdem^fffü^die CDU 
später dem im August gebildeten Bei rat an (GRP 6. September 1945), und Eugen Beck wurde im Januar 1946 für die CDU 

zum Gemeinderat gewählt AB (28. Januar 1946).
122 Backnanger Kreiszeitung (im nachfolgenden kurz BKZ, 14. Mai 1966).
123 StAB Schülerarbeit (wie Anm. 8), S. 48.
124 BKZ (14. Mai 1966). , __
125 HStAS J 170/BÜ 2, StAL EL 901/3 Bü 23 und StAB GRP (6. September 1945). Backnanger Rat-
126 StAL EL 901/3 Bü 23; weitere biographische Angaben zu Trankles Person sind nicht möglich, da aufdem war 8

haus keine Personalakte „Tränkle" existiert, nachdem dieser nur rund ein halbes Jahr bei der Stadt angestels. d den 
127 Historical Report (December 1945); RG 260 OMGWB 5/10-2/7/folder 1; nach übereinstimmenden AussaReB.AeFONugia

Schülern des Max-Born-Gymnasiums befragten Willy Riexinger, Eugen Dietermann und Emil Erlenbusch soll 
gerungen Stuttgarter Familien veruntreut haben; StAB Schülerarbeit (wie Anm. 8), S. 47.
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Gleichzeitig mit Tränkles Ernennung zum 
Landrat übernahm dessen seitheriger Stellver­
treter Eugen Wohlfarth auf Erlaß des Landrats­
amtes das Amt des kommissarischen Bürger­
meisters.'28 Wohlfarth war 1902 in Backnang 
geboren.129 Nach dem Besuch der Volks- und 
Gewerbeschule arbeitete er von 1919 bis 1923 
als Schreiner in verschiedenen Backnanger 
Betrieben. In Schloß Tienz bei Gera in Thürin­
gen besuchte er 1924 die Heimvolkshochschu­
le, kehrte aber noch im gleichen Jahr nach 
Backnang zurück und trat bei der Verbraucher­
genossenschaft eine Stelle als Lagerist an. Zur 
Gemeinderatswahl 1928 kandidierte er erst­
mals für die KPD, ohne jedoch gewählt zu wer- 
den.'30 Doch schon bei seinem zweiten Anlauf 
drei Jahre später gelang ihm der Sprung in den 
Backnanger Gemeinderat.13' Nachdem Wohl­
farth bereits im Januar und Februar 1933 aus 
politischen Gründen verhaftet worden war, 
beendete der Ausschluß der kommunistischen 
Gemeinderäte aus dem Backnanger Stadtparla­
ment am 23. März 1933 132 endgültig dessen 
kommunalpolitische Tätigkeit. Weitere Haftauf­
enthalte (im Juni 1933, Mai 1934, November 
1939 und im August 1944) in Backnang und 
Stuttgart sowie im Konzentrationslager Welz­
heim folgten. Ebenfalls aus politischen Grün­
den kündigte man ihm im Dezember 1933 sei­
nen Arbeitsplatz bei der Verbrauchergenossen­
schaft. In einer Backnanger Lederfabrik kam er 
schließlich nach knapp viermonatiger Arbeits­
losigkeit Ende April 1934 zunächst als Arbeiter 
(und ab April 1943 bis Kriegsende als Ange­
stellter) unter. Wohl nicht zuletzt auf Grund 
von Wohlfarths maßgeblichem Anteil daran, 
daß Backnang in den letzten Kriegstagen von 
größeren Zerstörungen (von den Sprengungen 
der Brücken einmal abgesehen) verschont 
geblieben war und kampflos den vorrückenden

Amerikanern übergeben werden konnte,133 
wurde er bereits einen Tag nach dem amerika­
nischen Einmarsch von Wilhelm Hörger zur 
Mitarbeit auf dem Backnanger Wohnungsamt 
aufgefordert. Im Juni 1945 durch die amerika­
nische Militärregierung zum Stellvertreter des 
kommissarischen Bürgermeisters Friedrich 
Tränkle beordert, ernannte ihn dieser am 23. 
August 1945 (rückwirkend zum 16. Juni 1937) 
mit der Amtsbezeichnung Stadtamtmann zum 
Beamten auf Lebenszeit und übertrug ihm die 
freie Stelle des Ratschreibers. Und nach dem 
pensionsbedingten Ausscheiden des Backnan­
ger Standesbeamten versah Wohlfarth ab 16. 
Oktober 1945 zusätzlich auch dessen Aufga­
ben, da alle vier bisherigen Stellvertreter 
wegen ihrer Zugehörigkeit zur NSDAP entlas­
sen worden waren.

c) Die ersten Maßnahmen der 
amerikanischen Militärregierung und 
die Situation für die Bevölkerung

Im Namen des von den Amerikanern zu­
nächst zur Weiterführung seiner Amtsgeschäfte 
beauftragten Rienhardt wurden sofort nach 
dessen Bestätigung im Amt die ersten Aufrufe 
an die Backnanger Bevölkerung erlassen.134 
Diese sollte an ihren Häusern weiße Fahnen 
hissen, sämtliche Waffen (und Munition) auf 
der Polizei abgeben und sich an die Ausgangs­
sperren von 19.00 bis 6.00 Uhr bzw. 9.00 bis 
15.00 Uhr135 halten. Selbst auf den Feldern 
hatte während dieser Verbotszeiten die Arbeit 
zu ruhen. Außerdem durften Zivilisten die Stadt 
nicht verlassen, wie im umgekehrten Falle nie­
mand von draußen hereingelassen wurde, 
Straßen waren zu meiden, und die Banken 
wurden für zwei Tage geschlossen. Je besser 
diese Vorschriften befolgt werden, ließ sich der

128 StAB CRP (27. Dezember 1945).
129 Wenn nicht anders vermerkt, sind die nachfolgenden Angaben dessen Personalakte auf dem Backnanger Rathaus entnom­

men.
130 MB (11. Dezember 1928).
131 MB (8. Dezember 1931).
132 StAB CRP (11. März 1946).
133 Vgl. Kap. 2c.
134 HStAS J 170/Bü 2 (Bericht Rienhardts).
135 In der aus Anlaß zum 40jährigen Kriegsende des Zweiten Weltkrieges in der Beilage der Backnanger Kreiszeitung Unsere 

Heimat (Nr.2/3 Mai 1985) veröffentlichten Reportage Das Kriegsende hat viele Gesichter. Wie Bürger von Backnang und 
Umgebung das Ende des Zweiten Weltkrieges erlebten, erinnerte sich eine Frau X. aus Backnang dagegen, daß die Aus­
gangszeiten zunächst auf jeweils zweimal eine Stunde pro Tag begrenzt waren. Später wurden die von einem Sirenenton 
angezeigten Sperrzeiten in Backnang schrittweise ausgedehnt, und zwar spätestens ab dem 26. Mai 1945 auf 6.00 bis 
21.00 Uhr (AB 26. Mai 1945) und auf 15.00 bis 22.30 Uhr (AB 4. August 1945). In der Landwirtschaft tätige Personen konn­
ten sich außerdem auf den Bürgermeisterämtern Ausnahmegenehmigungen ausstellen lassen, um von Sonnenaufgang bis 
Sonnenuntergang auf den Feldern ihrer Arbeit nachgehen zu können. AB (30. Juni 1945).
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Stadtbefehlshabergegenüber Rienhardt verneh­
men, umso bälder werden sie aufgehoben.’36

Eine erste Überraschung erlebte Rienhardt 
am Abend, als ihm bei seinem Gang durch die 
Stadt K(arl?) Kaelble 17 zusammen mit einem 
namentlich nicht genannten amerikanischen 
Offizier in einem Gefechtswagen begegnete 
und Kaelble ihm mitteilte, daß dieser Offizier 
ihn gerade zum Backnanger Bürgermeister 
ernannt habe. Rienhardt protestierte, worauf­
hin der Offizier Kaelbles Amtsbereich kurzer­
hand auf die Aspacher Vorstadt beschränkte, 
während er Rienhardt die Zuständigkeit für die 
restlichen Teile der Stadt zusprach. Da in Back­
nang aber letztlich niemand von dieser Verfü­
gung Kenntnis genommen hatte, blieb sie nur 
Episode, und Kaelble kam nie zur Amtsaus- 
Übung.138

Der bis gegen 21 Uhr anhaltende Durchzug 
amerikanischer Truppen in Richtung Süden 
nach Schorndorf verlief diszipliniert und kor­
rekt, ohne daß es zu einer Belästigung der 
Bevölkerung gekommen wäre. Ein Zwischen­
fall ereignete sich erst am nächsten Nachmittag 
(21. April 1945), als auf einen amerikanischen 
Offizier geschossen wurde. Jedoch blieb die 
von Rienhardt sofort nach dem Bekanntwerden 
der Tat erlassene Mitteilung an die Bevölke­
rung, bei der Ermittlung der Täter mitzuhelfen, 
ebenso erfolglos wie die Bemühungen der Poli­
zei, die mit der Abstreifung eines bestimmten 
Gebietes (bis Sechselberg/Allmersbach) beauf­
tragt worden war.139 Auch der oder die Täter, 
die am 17. Mai 1945 in der Sulzbacher Straße 
an mehreren Stellen die Telefonleitung durch­
geschnitten hatten, konnten nicht aufgespürt 
werden.140 Die in der Folgezeit ohne nennens­
werte Zwischenfälle'41 verlaufenden weiteren 
Besatzungsmonate lassen diese Vorfälle aller­
dings als Ausnahme erscheinen, zumal der 
mittlerweile zum Landrat aufgerückte Rien­
hardt am 26. Mai die Kreisbevölkerung ein­
dringlich vor unbesonnenen Handlungen 

gegen die Anordnungen der Militärregierung 
oder vor Sabotageakten gewarnt und auf die 
Folgen für die übrige Bevölkerung hingewiesen 
hatte.142

Displaced Persons
Weitaus mehr Schwierigkeiten bereitete die 

mit der Besetzung Backnangs einsetzende Frei­
lassung der in Lagern internierten und bisher in 
diversen Industriebetrieben der Stadt beschäf­
tigten Zwangsarbeiter. Ohne auf die vorherge­
hende Situation (d. h. während des Krieges) 
dieser sogenannten Displaced Persons (DPs) 
einzugehen, schildern die bei Kriegsende von 
Ausschreitungen und Plünderungen Betroffe­
nen die damalige Situation wie folgt:

(...) In abgewandelter Form aber erfüllte sich 
am Stammwerk das Schicksal aller Besiegten. 
Im Kriege heil davongekommen, wurde es 
durch Plünderungen und mutwillige Vernich­
tung schwer mitgenommen. Am 20. April 1945 
war das Werk auf Besatzungsbefehl innerhalb 
einer Viertelstunde zu räumen. Drei Wochen 
lang durften Polen und Russen dann plündern 
und rauben, was nicht niet- und nagelfest war. 
Alle Safes wurden erbrochen, im Sitzungszim­
mer dienten die Bilder an den Wänden als 
Schießscheiben. Als sich die Werksleitung 
anschickte, den Wiederaufbau einzuleiten, hat­
ten die Sieger auf diese Weise reinen Tisch 
gemacht. (...)'43

Und Rienhardts Sicht der Ereignisse war 
diese:

20. 4. 1945: (...) Die Ausländer (Gefangene, 
Arbeiter) treiben sich bereits auf der Straße 
herum und begehen Anmassungen und Aus­
schreitungen; sie dürfen nicht ins Lager gewie­
sen werden, sondern sind den Militärbehörden 
zu übergeben. (,..)’44

Was den Displaced Persons zuvor jedoch 
von deutscher Seite widerfahren war, läßt sich 
allenfalls aus einer Anordnung von Rienhardt 
vom 26. Mai erahnen, in der es u. a. heißt: (...) 

" Carl Kaelble (1877 bisl 957) leitete zusammen mit seinem Bruder Hermann, der spa er (ab Januar 946) die CS b . 
die CDU im Gemeinderat saß, die in Backnang ansässige Motoren- und Maschinenfabrik Kaelble.

138 HStAS ) 170/Bü 2 (Bericht Rienhardts).
10 Doderer Klaus 1. Der Einmarsch der Amerikaner in den Kreis Backnang. In Backnanger Stadtarchiv. Mitteilungen und 

Berichte. Heft 3. 13. Jg. (1985). S. 5 bis 21; hier S. 18.
141 HStAS) 170/Bü 2.
1" S^KraTEinhundertfünfund F Adolfs Aktiengesellschaft in Backnang/Württemberg 1832 bis 1957.

Backnang 1957. S. 69.
144 HStASJ 170/Bü 2 (Bericht Rienhardts).
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Ausländer können nicht zur Arbeit gezwungen 
werden (...),’45 so wie dies wohl bisher gang 
und gäbe war. Da laufend vom Tage der Beset­
zung ab Übergriffe, Diebstähle und Mißhand­
lungen Einheimischer durch die Insassen der in 
Lagern untergebrachten Ausländer vor ka­
men,"16 gehörte die Bildung einer 60 bis 70 Per­
sonen umfassenden Hilfspolizei zur Aufrech­
terhaltung von Ruhe und Ordnung ebenfalls zu 
einer der ersten Maßnahmen der Backnanger 
Militärregierung. Ihrem Eingreifen jedoch blie­
ben enge Grenzen gesetzt, nachdem den Poli­
zisten das Tragen von Waffen und nächtliche 
Streifengänge verboten worden waren.147 Späte­
stens bis November 1945 hatte sich die Lage 
„normalisiert", zumindest sprechen amerikani­
sche Quellen148 davon, daß sich die Displaced 
Persons im Kreis Backnang gesetzestreu (law­
abiding) und friedlich (orderly) verhielten und 
es unter diesen nur eine Verhaftung auf Grund 
ungehörigen Benehmens (disorderly conduct) 
und dies auch nur wegen eines innerfamiliären 
Problems gegeben habe. Außerdem wußten 
die Amerikaner von keinen Verwüstungen 
durch DPs zu berichten.

Die nach ihrer Befreiung weiterhin in Lagern 
versammelten DPs hatten sich ebenso wie alle 
anderen Bewohner Backnangs an die beste­
henden Ausgangssperren zu halten und muß­
ten durch die Stadt verpflegt werden, möglichst 
gut, wie Rienhardt meinte, dann kommen sie 
bald weg! - Das sind für die Stadt plötzlich 
große Sorgen (,..).'49 Im Verlauf des Jahres über­
nahm schließlich ein Team der unter dem 
Schutz der US-Armee gebildeten United Nati­
ons Relief and Rehabilitation Administration 
(UNRRA) die Versorgung (bis auf Kartoffeln und 
Gemüse) der beiden Backnanger Lager bei der 
Spinnerei Adolfs und bei den Leba-Werken

(= Lederwerke Backnang), in denen zusammen 
749 Polen campierten.150 Hinzu kam eine nicht 
näher genannte Zahl an in der Umgebung 
lebenden Esten. Die von der UNRRA für nicht 
bewohnbar gehaltenen Lager machten einen 
von der Militärregierung unterstützten raschen 
Ausbau neuer Unterbringungsmöglichkeiten 
(u. a. auf der Bleichwiese) noch vor dem Win­
ter notwendig, so daß der Backnanger Zivilbe­
völkerung der Auszug aus ihren Wohnungen 
(wie in Stuttgart oder Schwäbisch Hall zur 
Unterbringung von DPs geschehen) erspart 
blieb.'5' Wie eine Umfrage ergeben hatte, 
wünschten rund 50% der polnischen DPs, in 
ihre Heimat zurückzukehren.'52 Wie viele DPs 
jedoch von einem für den 30. November 1945 
festgesetzten Repatriierungsangebot Gebrauch 
gemacht haben, ist nicht überliefert. Der bis 
März 1946 erfolgte Abtransport der Polen153 
bedeutete für Backnang allerdings keineswegs 
das Ende dieses Problems, denn wie das Würt­
tembergische Zeitecho/Backnanger Nachrich­
ten im August 1948 meldete, warteten zu die­
sem Zeitpunkt noch immer 600 zumeist jüdi­
sche DPs (v. a. aus Polen, der Tschechoslowa­
kei, Jugoslawien, Rumänien und Ungarn), die 
seit dem Sommer 1946 im ehemaligen Back­
nanger Lehrerseminar untergebracht waren, auf 
eine Ausreisegenehmigung vorrangig nach 
Palästina oder in die USA.'54 Im übrigen be­
schränkten sich die verübten Plünderungen 
und Diebstähle nicht allein auf DP-Kreise. 
Auch in den Reihen der deutschen Zivilbevöl­
kerung ließ sich ganz allgemein ein betrübli­
ches Absinken der Moral wahrnehmen, wie die 
gestiegene Kriminalitätsrate oder die nach 
Kriegsende erschreckend in die Höhe ge­
schnellte Zahl an Geschlechtskrankheiten be- 
weisen.155 Den Hintergrund dafür bildeten 

145 AB (26. Mai 1945).
146 HStAS J 170/Bü 2.
147 Vgl. den Rechenschaftsbericht von Eugen Wohlfarth am Ende seiner kommissarischen Bürgermeistertätigkeit in Backnang; 

StAB CRP (11. März 1946).
148 Operations Report on Military Government Detachment H-50. First Report (3. November 1945); RC 260 OMGWB 5/10- 

2/7/folder 1.
149 HStAS I 1 70/Bü 2 (Bericht Rienhardts).
150 Operations Report on Military Government Detachment H-50. First Report (3. November 1945); RG 260 OMGWB 5/10- 

2/7/folder 1.
151 StAB CRP (11. März 1946; Rechenschaftsbericht Wohlfarths); vgl. auch Sauer (wie Anm. 2), S. 275.
152 Operations Report on Military Government Detachment H-50. First Report (3. November 1945); RC 260 OMGWB 5/10- 

2/7/folder 1.
153 StAB GRP (11. März 1946; Rechenschaftsbericht Wohlfarths).
154 WZE/BN (18. August 1948).
155 StAB CRP (11. März 1946; Rechenschaftsbericht Wohlfarths, ohne daß darin konkrete Zahlen genannt werden), dafür liefert 

Wohlfarth jedoch Beispiele, daß v. a. von ehemaligen Parteigenossen handwagenweise Vorräte (z. B. Lebensrnittel und Tex­
tilien) aus verschiedenen Lagern der Stadt für den eigenen Bedarf weggeführt wurden.
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(zumindest was die Diebstähle anbelangt) 
neben der herrschenden Not die Auswirkungen 
der nationalsozialistischen Propaganda (unge­
fähr in dem Sinne, daß die Amerikaner die 
deutsche Bevölkerung berauben und ihr die 
Lebensrnittel wegführen würde) sowie eine bei 
vielen Zivilisten weit verbreitete Auffassung, 

daß es sich bei der damaligen Situation um 
einen gesetzlosen Zustand handelte.156

Beschaffung
von Unterbringungsmöglichkeiten

Kaum weniger problematisch dürfte die 
Beschaffung von Unterbringungsmöglichkeiten

OFFICIAL NOTICE
FOR THE COUNTY AND CITY OF BACKNANO 

Approbed of by the Milltory Oooerment

Amtsblatt
für Kreis und Stadt Bednang 

Erscheint mit Oenehmigung der MiRérreglerung

1945
Becknesz, den 2. Mal 1945 07.5 4 Nr. 1

Kundmachung
Artikel I

Krafttahezeug-Beschränkung
Vom L Juni 1945 an darf ulemend ein Kreftfehreag auf 

jeglicher öffentlichen Straße benützen ohne ernt vorher eine 
Axmeldungo-Beschelnigung und die Zulassung vee der Mill- 
tärregierung zrhalten zu haben, und nur insoweit als die 
Beatitzung in den Grenzen der Zulassung stettfladet

Gesaehe für eine solche Anmeldung und Zulassung können 
beim Bürgermeister eingebracht werden

Artikel • Strafen
Die Verletzung dieser Kundmachung wird von dem Ge­

richt der Militärregierung bestraft
Im Auftrage der MilitArre Zernag.

wilde Fahrten
Ich mache darauf aufmerksam, daß die Aer ttans von 

Wagen, die dem Lebensmittelverkehr dienen, vor allem der 
Milchbeforderup,. tär Fahrten nach auswärts, insbesondere 
nach Stuttgart, verboten Ist und bestraft wird

Der Landrat Dr. Rleobsrdl

Straßenverkehr
und Sauberkeit der Straßen

Die Militärregierung beanstandet das vielfache Herum- 
liegen von Schutt und Trümmern, die von Sprengungen oder 
Kriegshundlungen herrühren, die Straßen und Gehwege sper­
ren und den Verkehr stören. Ich er uchc. alsbald möglichst 
die Straßen. Gräben. Kandel und Böschungen in Ordnung 
zu bringen. Dazu gehört auch die allmähliche Zuschüttung 
berw. Beseitigung der Splitterschutzgräben und Schutzen- 
löcher, die Ueberbleibsel der Panzersperren u. ä.

Arbeitskräfte können aus allen Berulskreisen verpflichtet 
werden, wie auch Fuhrwerke, Geräte u. "

Bis 10. Juni ist mir über den Stand zu berichten.
Den 22 Mai 1945

Der Landrat Dr Rieohardt

Anschlagstafeln
Bei der großen Zahl und der Wichtigkeit der Anschläge 

sind überall die ant wendigen geeigneten Anschlegstafeln 
oder Säulen an bevorzugten Stelle« anzubringen, t die Ta- 
fel um Rathaus in Althütte'

Die Ordnung erfordert, daß veraltete Anschläge beseitigt 
werden Der Landret

Kartoffelkäfer
Das soeben ’estgestellte Vorkommen des achllmmea Felm- 

den unserer Ernährung in verschiedenen Gemeinden des 
Kreises verpflichtet zu tatkräftigem Suchdienst wie xither.

Ich ersuche, diesen unverzüglich durchzelühren mit des 
Mitteln, die «och zur Verfügung stehen. Vorebriften und 
Verfahren wie seither

Den 19 Mai 1945
Der Landrat Dr. Rienhardt

Sämtliche männliche und weibliebe Jugendliche von 13—15 
Jahren der Stadt Barkoang haben um Mittwoch. *0. 5. 1945 
14 Ubr auf der Bleichwiese zuo

Kartoffelkäforsuchdienst
anrutretes

Der Bürgermelter: Mörser.

Zur Einführung
Die erste Ausgabe des -Amtsblatts für Kreis und Stadt 

Nacknang” erscheint heute. Es wird voraussichtlich einmal 
wöchentlich erscheinen und die wichtigsten Mitteilungen 
des Landrats und der Bürgermeister für die Einwohnercheft 
von Kreis und Stadt bringen. Damit ist dem dringenden Be- 
dürfnis nach rascher und zuverlässiger Unterrichtung der 
Aemter und der Bevölkerung entsprochen.

Es ist geboten und nützlich, das Blatt •■verweilt zu lesen 
und gewissenhaft zu befolgen.

Der Bürgermeister und die anderen Behörden und Ämter 
des Kreises können das Blatt für Bekanntmachungen und 
Anzeigen benützen. soweit dies Raum und Zeit zulassen. 
Zwischen der Einsendung und der Ausgabe des Blattes wer­
den mehrere Tage verstreichen. was eilt kann daher von 
auswärts picht ausgenommen werden.

Das Blatt wird den Bürgermeistern zugestellt und kann 
b-i ihnen in beschrankter Zahl unentgeltlich abgeholt wer- 
den; es wird ausserdem in üblicher Weise angeschlagen

Allgemeines
Allgemelu ist über die augenblickliche Aufgabe der Ge- 

meinden 20 sagen.
In vorderster Linie steht die Förderung der laudwirt 

schaftlichen Arbeiten Es ist Aufgabe des Bürgermeisters, 
dem Bauern Arbeitskräfte. Zugtiere und Geräte zu vermit- 
telo. insbesondere Arbeiter, die 2. Zt bei der fodustri 
uicht benötigt werden.

Durch meine Verfügung vom 1. Mai d J. sind alle • 
bcusmittel in Kreise beschlagnahmt und ist ihre Ausfuhr 
verboten. Der örtliche Flciscbbedarf ist nötigenfalls durch 
Beschlagnahme zu sichern. Die Ablieferung von Getreide. 
Milch. Eiern hat wie bisher zu erfolgen. Schwaremahien und 
SchwarzscLlachtungen werden streng bestraft.

Ausländer können nicht zur Arbeit gezwungen werden 
Wer nicht arbeitet, muß sich in das Lager in Beckmans be- 
geben: sie haben he Ausgehzeit einzuhalten. Gegen Aa»- 
schreitungen ist polizeilich einzuschreiten, sofern uicht die 
Besatzungstruppe zur Stelle ist. Nötigenfalls ist die Militär- 
Polizei anzarufen. Uelerschreitungen sind auf schnellstem 
Weg über mich an die Militärregier ag zu melden.

Diebstähle und Plünderungen. *el es durch Militär oder 
Zivilpersonen, werden streng bestraft Diebstähle durch 
Zivilisten sind polizeilich zu ermitteln und mir vorzulegen. 
Das gestohlene Gut ist zurückzugebcn oder sicherzustellen.

Die Ausgehzeit ist 6—21 Ubr.
Die Geldinstitute des Kreises sind wieder geöffnet. Man 

kann erwarten, daß die im Hause verwahrten Gelder nun: 
mehr bei den Kassen des Kreises eingezahlt werden, damit 
die Geldnot aufhört und Notgeld unnötig wird. Alle 2ab- 
lungsverpflichtungeu innerhalb des Kreises können nun 
wieder durch Scheck oder Ueberweisung ausgeglichen wer­
den, was weiter der Einsparung vOD Bargeld dient.

Die in Kreis Backnang verfügbaren Fahrzeuge (Schlepper, 
Lkw. Pkw. und freie Gespunnfuhrwerke) sind dem Bürger- 
ueister und dem Landrat zu melden, da alle Fahrzeuge be- 
nötigt werden.

Die rechtzeitige Versorgung der Bevölkerung malt Breen- 
usterial, insbesondere die Beschaffung von Brennholz für 
die einzelnen Familien mul erste Sorge der Rathäuser sein. 
Hier kommt in erster Linio die Selbsthilfe in Betracht 
(Sammlung von Leseholz, Aufbereitung des Holzes in Baum: 
gütern und an Plätzen).

Feindselige oder unbesonnene Handlungen cegeu die Ord- 
uuug oder die Anordnungen der Militärregierung. Sebotage: 
akte, bringen die ganze Bevölkerung in größte Gefehr und 
führen zu Maßnahmen der Besatzung, die unsere bisherige 
Friedensarbeit stört, wenn nicht zerstört. Wer Verfehlungen 
bexcht uud wer Täter begünstigt oder nicht anzeigt, ist Mit- 
schuldiger und wird aur Verantyortang gezogen. R

Besuche beim Landrat
E. mehren sich be mir Beeuche von Kreiseagehörigen UDO 

Rückgeführten, namentlich aus den kleineren Gemeinden, 
die Gesuche, Klagen, Beschwerden in Wohnungesechen 
Kleiderversorgung u ä. auch neue und alte Streitigkeiten, 
vorbringen.

Es geht nicht an, daß die Beteiligten, wenn der Bürger- 
meister nicht mehr weiter kommt, an den Landrak verwle- 
es werden, umsoweniger. als die entscheidenden Tatsachee 
mir nicht bekannt sein können.

Ich ersuche, derartige Ablenkungen zu unterlassen und 
verweise auf die Pflicht der Bürge rmelster. zunächst zn ver- 
suchen, die örtlichen Angelegenheiten unter allen Umstän- 
den auszogleichen and sie in der Regel erst im Besebwerde- 
weg hieher gelangen zu lassen.

Im übrigen bin ich gerne bereit Gesuche entgegenruneh- 
mez und den Kreisangehörigen zu belfen, wenn mein Ein- 
treten nötig Ist

Den 24 Mal 1945
Der Landrat Dr. Rienhardt

Krelebeauftragter 
für die Landwirtschaft
Ich habe Herrn Augur: Seib, Landwirt. L Zt. wohnhaft 

in Mittelbrüden, als Beauftragten für die Landwirtschaft des 
Kreises beim Landrat bestellt Es obliegt ihm der Einsatz 
der landwirtscha/licben Betriebsmittel Geräte. Pferde. Wa- 
gen, die Vermittlung der Düngemittel. Saatgut. Garbenbuinder 
u a.

Künftig sind die ID seinen Geschäftskreis fallenden Ge- 
suche, Anträge und Beschwerden direkt bei i h i cinzu- 
reichen, soweit es sich nicht um Aogehegeoheiten handelt 
die in meine Zuständigkeit fallen.

Die Anschrift ist: Backnang. Amtsban- Zimmer 29
Den 26. Mai 1943

I er Landrat Dr. Rienhardt

Die Ablagerung von MGII
Innerhalb des Stadtgebiets
ist aus gesundheitlched Gründen streng verboten. Bis die 
Müllabfuhr wieder durch die Stadt vorgenommen werden 
kann, hat die Einwohnerschaft ihre Abfälle jeder Art selbst 
auf die biefür be-timuiten Müllabfubrplätze zu »erbringen. 

Zuwiderhandelade werden bestraft
Backnang, den 22. Mai 1947

Der Bürgermeister Hörger.

Nächste

Tuberkuloseberatuagsstunde 
(auch Gasbrustfullungen) at Montag. den 28. 5. 1943 im 
Gesundheitsamt Backnang. Fingang Albertatr. 18.

Ev. Kirche. Dreieinigkeitsfest, 27. Mai
Hacknang: 9 Ubr Pred, 10 Kindergottesdienst, 14 Christen­

lehre (Töchter». - Steinbach: 9.30 Pred. — Maubechi 14 
Uhr Pred. — Ba: Di u. Do 7.30 Frühundacht

Herausgeber: Der Landrat in Back oaDg.
Druck: Buchdruckerei Fr. Stroh, Backaeng

Abb. 6: Die erste „Amtsblattausgabe" vom 26. Mai 1945 mit Bekanntmachungen der amerikani­
schen Militärregierung bzw. des Landratsamtes sowie der Bürgermeisterämter.

156 Ebd.
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(bzw. Wohnräumen) für die amerikanischen 
Besatzungstruppen und das Backnanger 
Militärregierungspersonal gewesen sein. Da 
die Amerikaner nicht mit Deutschen unter 
einem Dach zusammenleben wollten (= Frater­
nisierungsverbot), mußten die eigentlichen 
Hausbewohner nach der Beschlagnahme ihrer 
Wohnungen diese meist in kürzester Zeit ver- 
lassen.157 Von derartigen Beschlagnahmungen 
waren in Backnang die Fabrik- bzw. die Ver­
waltungsgebäude der Firmen Louis Schweizer 
bzw. der Fritz Häuser AG sowie das Bahnhofs­
hotel, das ehemalige Lehrerseminar und eine 
Reihe von Villen oder Privatgebäuden in den 
Wohnbezirken der später umbenannten Yorck-, 
Bismarck- und Arndtstraße betroffen. Rund 50 
Gebäude wurden auf diese Weise von den 
Besatzungstruppen besetzt.158 Zum Teil konnten 
die ihrer Wohnungen verwiesenen Deutschen 
aber bereits nach 14 Tagen wieder zurückkeh­
ren, nachdem die Amerikaner mittlerweile in 
deutsche Kasernen umgesiedelt waren.159 
Außerdem wurde das Bürgermeisteramt ange­
wiesen, alle möglichen Einrichtungs- und 
Gebrauchsgegenstände für Zwecke der Besat­
zungsmacht zu requirieren.160 Die Hauptaufga­
be eines wenige Tage nach der Besetzung 
gebildeten Aktions- und Arbeitsausschusses 
bestand deshalb zu einem großen Teil darin, 
die infolge der Brückensprengungen (aber 
wohl auch durch Beschlagnahmungen) ob­
dachlos gewordenen Familien unterzubringen. 
Hierfür wurden die Wohnungen von evakuier­
ten Parteigenossen (und teilweise deren Ein­
richtungen) durch einen Notar und Gerichts­
vollzieher ausgenommen und zu Gunsten der 
Obdachlosen beschlagnahmt.161 Daneben be­
tätigte sich der Aktionsausschuß insbesondere 
als Bindeglied zwischen Besatzungsmacht und 
den deutschen Dienststellen.’62

Einfaches Militärgericht

Verstöße gegen die Anordnungen der seit 
der Besetzung die oberste militärische und zivi­
le Autorität in der Stadt und im Kreis wahrneh­
menden amerikanischen Militärregierung wur­
den von einem ab dem 23. Mai 1945 regel­
mäßig mittwochs im Backnanger Amtsgericht 
tagenden Einfachen Militärgericht unter Vorsitz 
von Captain Burchell verhandelt.163 Für schwe­
rere Fälle richtete man im Juli 1945 zusätzlich 
ein Mittleres Militärgericht als nächsthöhere 
Instanz ein.164 An den im Amtsblatt veröffentli­
chen Verhandlungsterminen (bzw. -gegenstän­
den) und den späteren Urteilen läßt sich able­
sen, daß es sich bei den dort in den ersten 
Monaten zur Verhandlung gebrachten Verge­
hen zumeist um Übertretungen der Sperrzeiten 
oder um unerlaubten Waffenbesitz gehandelt 
hat. Die dafür ausgesprochenen Strafen reich­
ten von 15 bis 250 RM oder wahlweise zwi­
schen 5 und 10 Tagen Gefängnis (bei Vergehen 
gegen die Ausgangszeiten), während das Über­
treten der Waffenbesitzbestimmung je nach 
Schwere des Falles mit 50 bis 250 RM bzw. mit 
3-, 6- und 12monatigen (in besonders schwer­
wiegenden Einzelfällen sogar mit 5- bzw. 
10jährigen) Gefängnisstrafen geahndet wurde.165 
Daß die Amerikaner dabei nicht nur in ihrem 
eigenen Sicherheitsinteresse handelten, bewei­
sen wiederholt vorgekommene Unfälle, bei 
denen mit Feuerwaffen- oder Munitionsteilen 
spielende Kinder schwere oder tödliche Verlet­
zungen davontrugen.166 Freiwillig lieferten die 
Backnanger bis zum 1. Februar 1947 insgesamt 
folgende Waffen und Munition ab: 8 Gewehre, 
6 Seitengewehre und Säbel, je 1 Luft-, Maschi­
nen- und Jagdgewehr, 4 Pistolen, 1 Artilleriege­
schoß, 1 Panzerfaust, 3 Eierhandgranaten, 1 
HJ-Messer, 231 Schuß Gewehr-, 38 Schuß 

157 Vgl. u. a. Bruder (wie Anm. 61), S. 214.
158 HStAS J 1 70/Bü 2 bzw. StAB CRP (11. März 1946; Rechenschaftsbericht Wohlfarths).
159 Vgl. die Erinnerungen eines Herrn K., der damals in der Sulzbacher Straße gewohnt hatte und von der Räumung der 

Schweizerschen Fabrikgebäude und einigen umliegenden Wohnungen betroffen wurde; in der Beilage zur Backnanger 
Kreiszeitung: Unsere Heimat Nr. 2/3, Mai 1985 (wie Anm. 135).

160 HStAS J 170/Bü 2.
161 Ebd.; darüber, wer diesem Ausschuß letztendlich angehörte oder wie viele Mitglieder er hatte, liegen keine Angaben vor; 

auch gibt es keine Anhaltspunkte dafür, daß dieser Aktions- und Arbeitsausschuß mit dem im vorherigen Kapitel angespro­
chenen Gremium (vgl. Kap. 3b) identisch ist, das Eugen Wohlfarth einige Wochen nach dem amerikanischen Einmarsch als 
künftigen Bürgermeister von Backnang vorgeschlagen bzw. gewählt haben soll. BKZ (14. Mai 1966).

162 HStAS J 1 70/Bü 2.
163 AB (1. Juni 1945).
164 AB (14. Juli 1945).
165 Inwieweit das Strafmaß anfänglich ergangener unberechtigt harter Urteile später von irgendwelchen Revisionsausschüssen 

aufgehoben oder herabgesetzt wurde, ist mir nicht bekannt.
'“ AB (30. Juni und 14. Juli 1945).
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Kleinkaliber-, 5 Schuß Pistolen- und 1 Ladegurt 
Bordwaffenmunition.167

Daneben bildeten Verfahren wegen uner­
laubten Besitzes von amerikanischem Armee­
eigentum eine dritte (anteilsmäßig jedoch weit­
aus geringere) Gruppe der damals verhandel­
ten Vergehen. Doch auch hier, sei es nun daß 
einem amerikanischen Soldaten von Jugendli­
chen die eiserne Feldration und Zigaretten 
gestohlen worden war, oder daß es sich bei 
dem entwendeten Diebesgut um 22,5 Liter 
Benzin aus amerikanischen Beständen gehan­
delt hatte, griffen die Amerikaner rigoros durch. 
Zwar setzte man mit Rücksicht auf das Alter der 
Jugendlichen deren Strafen auf 6 Monate zur 
Bewährung aus. Sie unterstanden aber 
während dieser Zeit der Aufsicht des Backnan­
ger Fürsorgeamtes und wurden zur Arbeit auf 
dem Land herangezogen.'68 Der „Benzindieb" 
dagegen wanderte gleich für fünf Monate hin­
ter Gitter.169 Nicht unerwähnt bleiben sollte - 
als Kuriosum am Rande - die Verurteilung von 
Erwin M. und Elisabeth S. aus Affalterbach, die 
im Zeitraum vom 25. Mai bis 29. Juni 1945 
sechsmal wöchentlich Klassenunterricht mit 
mindestens vier Teilnehmern abgehalten und 
sich damit der Förderung und dem Bestand 
einer öffentlichen Versammlung ohne Erlaubnis 
der amerikanischen Militärregierung schuldig 
gemacht hatten.170 In der Annahme, daß keine 
Propaganda betrieben worden war, erhielten 
beide Angeklagten nur geringe Strafen von 
jeweils 500 RM oder 50 Tagen Gefängnis, und 
jede Art von Unterricht, egal ob wissenschaftli­
cher oder musikalischer Natur, blieb bis auf 
weiteres verboten. 171

Von den Bemühungen der amerikanischen 
Militärregierung, das in Backnang ansässige 
Amtsgericht wieder mit seinen Aufgaben zu 
betrauen, ist mir nur der für den 23. Juli 1945 
auf 10.00 Uhr festgesetzte formelle Eröffnungs­
termin bekannt, an dem Captain Burchell als 
Militärregierungskommandeur die Vereidigung 

des Vorsitzenden Dr. Jaritz und aller zugelasse­
nen Rechtsanwälte und Notare vornehmen 
wollte.172 Jedoch hatte das Amtsgericht späte­
stens im Oktober 1945 wieder seine Pforten 
schließen müssen, nachdem von der auf ameri­
kanischer Seite in der zweiten Jahreshälfte 
vehement betriebenen Entnazifizierungspolitik 
auch die bisher am Gericht beschäftigten Rich­
ter und Rechtsanwälte betroffen waren, so daß 
die Fälle der östlichen Kreishälfte vorüberge­
hend beim Schwäbisch Haller Amtsgericht 
anhängig waren.173

Beschränkte Informationsmöglichkeiten

Das Leben der vom Krieg heil davongekom­
menen Bevölkerung wurde in den ersten Nach­
kriegsmonaten neben den Schwierigkeiten bei 
der Versorgung menschlicher Grundbedürfnis­
se vornehmlich von privaten Sorgen bestimmt. 
Wo waren die als Soldaten oder Luftwaffenhel­
fer eingesetzten Ehemänner, Väter, Brüder oder 
andere Familienangehörige? Waren sie in Ge­
fangenschaft geraten, gefallen oder befanden 
sie sich auf dem Heimweg? Auf diese Fragen 
eine Antwort zu erhalten, gestaltete sich ange­
sichts der beschränkten Informationsmöglich­
keiten zumeist als schwierig. Mit halbjähriger 
Verspätung erscheinende Todesanzeigen in den 
Amtsblattausgaben sind keine Seltenheit, da 
vielfach bereits heimgekehrte oder auf dem 
Nachhauseweg befindlichen Soldaten für viele 
zunächst die einzige Quelle darstellten, um an 
Nachrichten außerhalb des Kreisgebietes zu 
gelangen. Dies begann sich erst allmählich mit 
der von den Amerikanern am 3. Juni 1945 wie­
deraufgenommenen Ausstrahlung von Radio­
sendungen zu ändern, die fortan die aus Be­
kanntmachungen und Anordnungen der 
Militärregierung, Nachrichten in deutscher 
Sprache und kurzen Musikeinlagen bestehen­
den Rundfunkprogramme für die Bevölkerung 
zum wichtigsten Informationsträger in allen 
Bereichen des öffentlichen Lebens werden

167 Loderer (wie Anm. 140), S. 17.
168 AB (15. Juni 1945).
169 AB (7. Juli 1945).
17I Mif Genehmigung der amerikanischen Militärregierung wurde der reguläre Schulunterricht in Backnang erst am 1 Oktober 

1945 zunächst an den Volks-, Haupt- und Mittelschulen wieder ausgenommen, wahrend der Unterricht an der Oberschule 
im Dezember 1945 einsetzte. AB (22. September und 24. November 1945).

. 8peP1b1 ieport on Military Government Detachment H-50. First Report (3. November 1945); RG 260 OMCWB 5/10-
2/7/folder 1.

115



( .
Ihre Verlobung 

beehren sich anzureigen

Marianne Schüle

Paul Müller

Gaildosl Darmstadt
Hessen

September 1945

Als Verlobte grüßen 

Hilde Kellermann 
Reinhold Häuhermann

HaBlelden Burgstall 
Kr. Schw- Hal

Oktober 1945 '

Kirchliches Hilfswerk
DK Not w grohl Nein allo ■«
Briagel Gaben fr die Hungernden, 
Friereaden ued Obdadieseal 
(Hafuralgsben, Kleiden istülcke, Schabe, 
Hausgerke, Gescln) /

Annahmestelle Dekenat, unterer Eingang, 
jeden Dienslag und Donnersleg 2—5 Uhr.

Der Leller des Kirdiliden HMiswerks
• der Sie Bacaang.

Praxis Dr. med. Fr. Zeller 
wieder erölloet

Vertreter: Dr. med. A. Schairer
Sprechstunden Albertstr. 10 wie trühert
Mo.—Fr. 8—10 und 1—3 Uhr
Samstag 8—10 Uhr

Dr. med. Witzky
Facharzt für Frauenkrankheren und Geburtshilfe
Sprechsid. ab 15. Okt 45 Uft 9—10 und 15—16 Uhr 
Samstags nur vormittag«.

Badmang. Weissacher Str. 9 NEhe Krankenhain.

Mit
Tiscicrcibctricb 

ru pachten oder zu keufen 
gesuchiL

Otto Maurer, Gmünd, 
Lindenfünt 13

Kirdbar 9-Mur
Der Hort über Leben und 

Tod hat meinen liebon Menn, 
unser gulen Vater u. Grob-

Albert Staab
nach langem geduldigem Lei- 
den zu sich heimgeholl.

in stiller Trauer:
die Gallin: Pauline Staab

geb. Schiwarzbec
der Soho: Alber mil Frau

Berla geb. Friehinger
mit Kindern und unserer 
treuen Pauline.
Die Beerdigung fand am 

4. Okt. slall.
Wir danken allen herzlich, 

die unserem lieben Enticilo- 
fenen während seiner Krenk- 
hell und bei seinem Tode 
Liebe erwiesen haben

Hausgehilfin
in meine kleine Landwirtchef 
gesucht, die melken kenn, oder 
Lust hätte, dasselbe zu erlemen

OoMKb Woll, Fichtenberg

Suche sofort eine alleinsiehen- 
de, ordeniliche, gesunde

Ftou oder Friultln
von Land oder Stad: im Aller 
bh 60 lehren, die in der Lage 
ist, meinen Haushalt mit dre. 
Zimmer weiler ru Ihren. Bin 
allein, Kriegsversehrter, Ren!- 
nes, gesund und rüstig, habe 
guies Auskommen. Zu orir bei

Ed Nestrasil, Backnang, 
Gerberir. 38 per 1

Dr. med. Hugo Schad
Badnang, Rölensweg 1, Fernsprecher Nr 232Mittl.

Tischlereibetrieb
im Kreis Backnang zu pachten 
oder kaufen gesucht.

Kar Limmle, Sulxb-c-Mun 
Friedhefsir. 30

Mädchen 
16—17jähr., such!

Frau Ruth Feucht, (Röhle) 
Backnang

ich habe mich als "y
Homöopathische Aerztin

für chronische Leiden
au dem Obigu Hengstberg Post Kirchankirbag 
niedergelassen
Sprechstunden Donnerstag 10—12 Uhr.
Keine Krankenkasse, sondern Privalbehandlung.

Frau Dr. med. Hilde Göbel-Schieber

Ordentliches 
Mädchen

nicht unter 16 Jahren, sowie
für Landwirlichaf getucl.

EmB Ackermann,
Dresselhof (Beding)

Onon -rd Fräulein
oder sleimiehende Frau, nida 
unter 25 Jahren, in frauenlosen
Haushalt, waldhe Erichrung
hu in allen vorkommenden

wah HEL E-bueH-n

Sämtliche g 
Gipscrarbclicn

werden gut und sauber aut- 
geführt durch

Wilhelm Merger
Gipermeislar und Stukkalour
Moubech Kr. Beduang Mädden

oder Free für -nigo Stunden 
. in der Woche gesucht

Welssodher Str. 31 p.

Habe meine Praxis wieder Ausgenommen
Dentist Hauber Unterbrüden

Sezgchokeeder “4 : 912 = ‘—6 Ue
Privalauskuniici 

Fras Hide Thocsoe 
Slutigart, Militärtr. 97, 
Spezial • Hoir --Auskünfte, 
Ermittlungen jeder Art, 
Prozesunslerial.

Bonoschleifer, 
Schreiner und 
Streineriehtlinge 

können eintraten bei
Wegeer & Ce- Möbelfabrik, 

Grohaspach

Seixbsd-Mon
Am 78. 9. 45 verschied mein 

lieber Monn, umer lieber 
Vater und Oretvales

Heinrich Neff

Die Beerdigung fand em 
Sonntag. 30. 9. 45 statt.

Für die arwieteno wohl- 
tuende Teilnahme, für dis 
schönen Blumanspenden sowie 
für die Begleitung zur lelzlen 
Ruhestätte dank! herzlich

im Namen der trauernden
Hinterbliebenen

Luise Helf gob. Buck.

Kräftiges
Mädchen 

für Haut- und Lendaie an 
sofort gesucht Grob, Nassach Kindernähr- und Pflegemittel

Kur- und Stärkungsmittel

Putz- und Scheuermittel
voraussichtl kommende Woche eintrellend

Reformhaus Stroh, Backnang, Ed.-Breuninger-Str. 19

Cello-Unterricht
erlaih staati. geprülfer Musik- 
lehrer. Angebot: Stulgan-W. 
Gauk-Sir. 48;
Backnang, Albertstr. 10

228hriges
Mädchen .

suci Stellung (sieht mehr auf 
gule Behandlung als suf hohen 
Lohn). Zu erfragen

Sulxbacier Sir .59 p.

fjerstellerfirmen 
gesucht

für Spleiwarea
Hoirieller
Folosiânder
Slopfeler
Schublöfiel 
lederwaren
Geich entartli al
Kalender und
Paplerwaren aller Arl.

Angebole von Firmen, die eu 
Dauerverbindung Werl legen 
erbefen an

Heinrich Woerner, Grohhandlung 
Widder (Jags!)

2 Grebstüdkmadhor
1 Damenscineider
1 Reparatursäinoidor
1 Nähbeihiila

zu baldigem Eintritt gesucht
Karl Fahrner, feine Maß-

schneiderci Esslingen • N.
Bahnhofstr. 2

23jähr.
Mädchen

such! Sielle in Gasthaus als
Bedienung, auch Mithilfe im 
Haushall. Näheres

Gerberir. 48 part.

Wegen dringender Arbeiten an der Umspannstation 
Rathaus ist die

Stromzufuhr für die Innenstadt
am Sonntag, den 7. SA van vormittags 730 Ule
bis nachmittags 10 Uhr unterbroches.

Kraftwerk Aitwürttemberg AG.

Backnang, 2 Okl. 1945
Rosslaul 91

Tiefbetrüb! leilon wir allen
Verwandten und Bekennten 
mil. dais unser lieber Sohn 
und Bruder

Wolf Busch
gob. 9. 9. 39 gesl. 25. 9. 45 
nach kurzer, schwerer Krank- 
heit für immer von uns ge- 
gangen ist.

Für die erwiesene Teil- 
nahme denken herzlichst 
die Ellem: Goftlob Busch

mit Frau Camilla geb. Of 
die Brüder:

Kar und Heiner Duld

Suche für sofort erfahrenes 
Mädchen 

für Küche und Heulheil.
Adolf Hirzel, Murrhardt

Ehrliches, fleihiges
Mädchen 

in eine Bäckerei nach Unler

Konzerizither 
zu kaufen gesucht.

Otto Hellkämper
Dauemberg, Posi Spiegelberg

Kaule jede Menge

Quitten und Hagebutten
Benachrichtigung durch Postkark erwünscht 

slledi

Jn meine Mosterei 
kann bis auf weiteres kein 
Moslobsi angelieiert werden.

Mosterei Stark, Ludwigsir.

Autoanhänger
250—400 kg Trogkrelt u kau- 
fen getuci.

Hans Lämmle, Backnang,

Zu erfragen ’m 
Löwen in Grotaipach

Junges Mädchen 
für Haus und Landwirlscf

8 kg schweres u. gulos elekir
Schneiderbügeleisen

zu kaufen gesuci.
WLh Oupd Mahschneiderel

Burschen 
iofor gesudb

Max Hörmann, 
Schonbronn b. Grab i:i Lofer ug - Krebsdgcmasdunèn 

fdiâlmasdiinen 
Xohbearbeltungsmosdiinen 

liefert

Reparaturwerk Wielandsweiler 
Kreis Hall

Backnang • Steimbac
Für alle erwiesene Liebe uno 
Anteilnahme beim Heldenlod 
unseres lieben

Eugen Heller
danken herrlichuat .
die Ellern und die Schwester.

Outerhaltene Motorrad 
250 ccm sucht

Kranich, Gschwend 
Frickenholer Str.

Braves, flcihigos
Mädchen

welches melken kann, im übri- 
gen aber als Zimmermädchen 
eingeselzi wird und füchliger

i! F. Braunbeck I 
coqr MM

1 j MURRHARDT

Damen-Fohrrad 
und Screlbmascine

zu kaufen gesucit.
t. Schwelzor, Wollöldes

Knecht,
Murrhardt

8al dem so ichimerrlichen 
Verluste unterer hieben, gulen 
Mutter

Frau Julie Staib
durlion wir von allen Seilen 
in raichom Mehe heralidzlo 
Teilnahme und überreiche 
Blumenspenden enigegen- 
nehmen, wofür wir hiermit 
unten Dank sagen .

Für die trauernden Ange- 
hörigen: Ked Sialb-

Ian 35 Morgen Güter bearbei 
tat, solori gesucht.

Frau Marg. Henninger,
Erholung sheim, 
Kinchienhardihol b. Backnang

Klavier
dringend zu kaufen gesci

Nke Lucting
Slulig. Str. 122 Darlehen gegen L und I Hypotheken

Ceschälts- und Personalkredite.
Fachmännische Beratung in allen Vermögensangoleger 
heilen. Bearbeitung von Kriegsschadensachen.
Kauf und Verkaul von Forderungen und Wertpapieren.

Bazlyesdua • Eypodbokes, Würd Baer, Koma-6x.
vorläufiges Hauptbüro Satkgarl-I. Herdweg 22

Kinderwagen
zu verkaufen

Oofiileb Ziegler 
Oberbrüden, Hauplsir. 30

2 junge
Burschen

15—18jähr. für Landwirlichen 
gesuci.
Zu ediragen bei

Pishier z. Traube. 8-dnang

Bettstelle
mit Rost ru kaufen gesucht 

Maller, Obarbrüden
Kinderwagen 

gularh, zu verkaufen. 
Preis 30 Mark.

Heflich. Eugen-AdolfStr. 9 
B-diing

Sawcisapparet 
gebr- verkauf

Werd, Landmerch inen
Westermurr

Für meinen Ireuerl:~n Hous- 
hall such ich tüchtige. kindor-

Haushälterin
auch Kriegerwitwe.

Karl Weller, Bacnang
Aspacher Str. 33

Buchführung
Neuanlage, regelmäßige Uebervechung oder lankad 
Erledigung und Ordnung der Rückstände, Monats- und 
Jahresabschlüsse, Pianzen und Erlolgsberechnungen u - 
einschlägige Arbeiten: Brielwechsel oder sonstige, auch , 
umlangreiche maschinenschr. A-beiten übernimmt er 
lahrener und gewissenhafter Sachverständiger unter Zu 
sicherung streng vertraulicher Behandlung nach Ucbe- 
einkuni

Bruno Hesselschwerdt, Blumstr. 15 Murrhardt j

Für all die Wohltaten, die 
mir bei der Heinkehr meines 
gelieblan Mannes aus der C2 
langenscall, während seiner 
Kronkhai und bei seinem 
Heimgänge erwiesen wurden, 
spreche ich hiermit im Namen 
aller Angehörigen meinen 
tiefgefühlten Dank aus.
Frau Aenne Härle geb. Schied

Oulerhal.
filndersportwagen

ru verk. Gaildorf, Kementr. 7

Brückenwaage
sami Gewicifen, 5 Zir. Tregkr., 
vorkauh Freak Slaige 38

filnüethalbschuhe
und K.-Stiefel, Or. 27—28 
zu kaufen getuch!

Gaiidor, Kemenir. 7

Wiriscaticrin
(Schlesierin), sauber, zuverläs- 
sig, sucht Siella in frauenlosem 
Haushalt.

Ritter, Backnang, Pesenhälde 14 
b. Waller -

Kleinen
Kochherd 

sucht zu kaufen
Johann Frank, Badnang 

Steige 36
Jackett

Hose und Manlei, Gröse 1,72, 
ferner 1 Paar Schuhe. Or. 45 
von enllareenem Soldalen (o- 
lalgeic.) ru kaufen gesucht.

Schmidt. Ludwigstr. 14

Radio
von allen, bombengesc. Leu- 
fan zu kaufen oder leihes 
gesucht

Slifishof 16 p. rechis

Eandels- und Gewerbetreibende
Sämtliche kaulmännisch Arbeiten wie Buchluhrunt 
Bilanzen, Steuersachen, Brielverkchr, Verhandlunge 
L L ". übernimmt und erledigt in zuverlässiger Wei

Otto Müller, Waldrems
Eine Postkarte genügt und Ich komme ra Ihnen.

Junge Frau
sucht Eeicifligung von 6—10 
Uhr abends. Bedienen bevor- 
rugl. Karisir. 23 per

Ehrlicher, kralliger
Junge,

der die Bäderei erlernen will 
kann einirelen bei

Herm. Waller, Bäckerei
Backnang, Scuillerir 12

Chaiselongue
ru kaufen gesucit 

Siiltshof 16 p., rechts
Lautsprecher 

gulerh., zu verkaufen
Merkisir. 46 Junge Frau 

suchi Sielle in frauenlosem 
Haushalt auf 1. Nov. Krel 
Waiblingen bevorzugt 
Angobole an

Wilhelm Hattich, Fellbach 
Bahnhofsir. 47, Hinterhaus

Ordentlichen
Jungen

nimm! In die Lehre
Karl Ollenbacher, Melermeisier

Schillerstr. 5 ____

1 Paar guferhali., krälliq.

Rohrificici
Gr. 45, hat abzugeben 

Mogda Krumm, Oelberg 8

Terrol Anstrich für Pappdächer

Karsan gegen Fäulnis der Kartoffeln

Agrimort Schneckentod

Firma Karl Feucht
Baustoffgroßhandlung, Backnang

Mostaß 
zu ksulen gosucil

Marktatr. 46

Briefmarken 
kauft und verkauf

Scäier, Hürlingen • N.
Katharinensir. 31
x. ZI. Sulzbach a. Kocher 
bei K. Knodler

Ordenilicien 
Jungen 

nimm! in die Lehre 
Chr. Hleh. Schreinerei

Oppenweiler

Wer Fährt 
in Bälde von Stuttgart nach 
Backnang 1 Wagen Möbel und 
Kisten- Aspacher Str. 1]

Aelierer Mann
für Gerenerbell bel gufer 
Berahlung gesucht

Seehofweg 70 *

Abb. 7: Beispiele für die in den „Amtlichen Nachrichten" erschienenen Kleinanzeigen (Tausch­
und Kaufgesuche etc.).
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ließen.174 Ab dem 28. Juli 1945 veröffentlichte 
auch das bisher auf amtliche Mitteilungen der 
Militärregierung, des Landrats, der Bürgermei­
ster- oder anderer Ämter sowie auf eine Auflage 
von 5 500 Stück (bei rund 70 000 Kreisbewoh­
nern) beschränkt gebliebene und mittlerweile 
in Amtliche Nachrichten für den Stadt- und 
Landkreis Backnang umbenannte ehemalige 
Amtsblatt für Kreis und Stadt Backnang vier-, 
fünfzeilige Kurznachrichten aus aller Welt.’ 
Erste private Kleinanzeigen wie Kauf-, Tausch­
und Werbeanzeigen, Stellengesuche oder 
Lehrstellenangebote sollten im September 
1945 folgen, nachdem bereits mit der Ausgabe 
vom 11. August 1945 Familienanzeigen (Hoch- 
zeits-, Verlobungs-, Todes- und Vermißtenan­
zeigen) gedruckt werden durften.1 6 Doch be­
endete eine von der Militärregierung für Würt­
temberg-Baden wohl aus Gründen des Papier­
mangels erlassene Anordnung schon im Okto­
ber 1945 bis auf weiteres die Veröffentlichung 
derartiger Privatanzeigen in den amtlichen 
Nachrichtenblättern. 177

Weitere Informationsmöglichkeiten bot der 
am 20. August 1945 zumindest auf Landkreise­
bene mit Einschränkungen wiedereinsetzende 
Briefverkehr, der es der Zivilbevölkerung er­
laubte, wenigstens Postkarten zu verschicken, 
die dreimal wöchentlich verteilt wurden. Nur 
Regierungsdienststellen oder sonstigen amtli­
chen Stellen, religiösen Organisationen und 
wichtigen Industriebetrieben war es gestattet, 
geschlossene Briefe befördern zu lassen.1 Eine 
Ausdehnung des Briefverkehrs auf das gesamte 
amerikanische Besatzungsgebiet in Württem­
berg-Baden erfolgte schließlich zum 1. Sep­

tember 1945,179 zonenübergreifende Briefkon­
takte ließen jedoch auf sich warten.

Der in Backnang bis zum 17. April 1945 
erschienene und in der Druckerei des DNVP- 
Ortsvorsitzenden Friedrich Stroh verlegte 
Murrtal-Bote, dessen überregionaler Teil vom 
Pressekonzern des DNVP-Reichsvorsitzenden 
Hugenberg geliefert worden war, konnte auf 
Grund Strohs rechtslastiger politischer Vergan­
genheit160 erst 1949 wieder erscheinen, als die 
Amerikaner auf ihre Zulassungsbefugnisse u. a. 
im Zeitungswesen verzichteten und eine soge­
nannte Generallizenz erließen. Diese ermög­
lichte es nunmehr jedem nicht von deutscher 
Regierung oder den amerikanischen Militär­
behörden mit einem Verbot Belegten, Zeitun­
gen, Bücher, Zeitschriften etc. zu veröffentli­
chen, ohne dafür eine Sondergenehmigung 
einzuholen. Zuvor bot lediglich das ab dem 2. 
August 1947 auch im Landkreis Backnang zu 
beziehende und zunächst an zwei Tagen in der 
Woche (mittwochs und samstags) erscheinende 
Württembergische Zeit-Echo aus Schwäbisch 
Hall mit einer Seite Backnanger Nachrichten 
den Kreisbewohnern die Möglichkeit, sich 
schriftlich über die lokalen Ereignisse in ihrer 
nächsten Umgebung zu informieren.181

Das Ernährungsproblem 
und die Versorgung mit sonstigen 
Gebrauchsgütern

Was die Sicherung menschlicher Grundbe­
dürfnisse anbelangt, stand das Ernährungspro­
blem bzw. die Versorgung mit sonstigen wichti­
gen Gebrauchsgütern an erster Stelle. So 
beschlagnahmte eine von Rienhardt bereits am

. Schwarzmaier, Hannsmart in und Herwig John: Die '"'“^ÄÖoV^

- > B. über Churchills Rücktritt (AB 2eJuli 1945) Je KonferenzxonRotdemgNB.4kAprus2NOA“apdrr ?AB 18. August 

SXS1Ä" Werels <S. septémber ' ’«> oder die Verleihung des Goethiepreises an den deut- 
sehen Physiker Max Planck (AB 8. September 1945).

176 AB (11. August 1945).
177 AB (27. Oktober 1945).
178 AB (18. August 1945).

»RReGröspseoha 1947879 bis 1955) war u.a mindestens seit 1("ÄSSÄÄ und
gehörte während des Dritten Reiches neben dem r sgruppe vorliegen) zu den 1935 erstmals vom Beauftragten der

302,0197188,912255 bliS“MErM“SS2"7ubnzuMnsasgaselsNzo?naan .fes: iZFWZE/BN (2. August 1947).
117



1. Mai 1945 erlassene Anordnung alle Lebens­
rnittel im Kreis und verbot deren Ausfuhr. 
Gegebenenfalls sollte der örtliche Fleischbe­
darf ebenfalls durch Beschlagnahmungen gesi­
chert werden. Milch, Getreide oder Eier waren 
abzuliefern, für Schwarzmahlen oder -schlach­
ten drohten strenge Strafen.'82 In den Gemein­
den vorhandene Überschüsse an Frühkartoffeln 
wurden im Backnanger Wüwa-Lagerhaus ein­
gelagert, ebenso die den Eigenbedarf überstei­
gende Raps- und Mohnernte.'83 Darüber hinaus 
galt es für die Bürgermeister, die Arbeit der 
Bauern mit allen erdenklichen Mitteln zu 
unterstützen und diesen entweder in der Indu­
strie zur Zeit nicht benötigte Arbeiter oder Trak­
toren, Zugtiere, Getreidemähbinder und ande­
re Geräte zu vermitteln.184 Vor allem auf Grund 
des Mangels an landwirtschaftlichen Arbeits­
kräften für die anstehende Heuernte mußten 
sich alle aus dem Krieg oder der Gefangen­
schaft zurückgekehrten Soldaten laut Verord­
nung der amerikanischen Militärregierung auf 
dem Backnanger Arbeitsamt registrieren lassen. 
Diejenigen, denen der Wiedereintritt in ihr 
früheres Beschäftigungsverhältnis versagt blieb, 
kamen sodann in der Landwirtschaft zum Ein­
satz.'85 Ab der am 23. Juli 1945 beginnenden 
Zuteilungsperiode durften Lebensmittelkarten 
an arbeitsfähige männliche Personen zwischen 
14 und 65 Jahren nur noch ausgegeben wer­
den, wenn diese eine Bescheinigung ihres 
Arbeitgebers vorlegen konnten. Den eben aus 
der Gefangenschaft Entlassenen wurde eine 
höchstens 14tägige Übergangsfrist eingeräumt, 
nach der sie eine Arbeit aufzunehmen hatten.'86 
Zur Sicherung der Ernte und der Herbstarbeiten 
richtete sich eine erneute Meldeaufforderung 
am 14. Juli 1945 neben allen nicht anderweitig 
beschäftigten 14- bis 65jährigen Männern erst­
mals an 14- bis 45jährige, unverheiratete oder 
verwitwete Frauen ohne Kinder und eigenen 
Hausstand. Um die Gemeinschaftshilfe zu för­
dern, sollten jedoch persönliche (Arbeits-) Ver­

pflichtungen bei bestimmten Bauern untersagt 
bleiben bzw. Arbeitsweigerungen bestraft wer­
den.'87 Aber auch Jugendliche unter 14 Jahren 
waren verpflichtet, sich am Kartoffelkäfersuch­
dienst zu beteiligen oder sich anderweitig 
nützlich zu machen (z. B. Holz zu sammeln). 
Eltern, die ihre Kinder davon abhielten, drohte 
die Einbehaltung von deren Lebensmittelkar­
ten.'88 Kein Wunder, daß deshalb viele jedes 
Eckchen ihrer Gärten zum Anbau von Gemüse 
verwendeten, das intensiv bewacht werden 
mußte, um selbst ernten zu können. Ansonsten 
nutzten nicht wenige Backnanger die bald 
nach der Besetzung verlängerten Ausgangszei­
ten zu einem Gang auf das umliegende Land, 
um sich dort für die zum Teil schon während 
des Krieges zugelegten Hühner und Hasen mit 
Heu und Gras zu versorgen und um für sich bei 
den Bauern der näheren oder ferneren Umge­
bung Milch und Eier u. ä. zu erbetteln oder ein­
zutauschen. Hausfrauen „hamsterten" außer­
dem Zutaten für selbstgebackenes Brot, da den 
in den Bäckereien erhältlichen Backwaren auf 
Grund des allgemein bestehenden Mehlman­
gels Maismehl zugesetzt war.189

Welches Ausmaß derartige „Landgänge" 
angenommen hatten, läßt sich exemplarisch an 
dem von Landrat Schäfer im Amtsblatt wieder­
holt bemängelten Rückgang der Milchabliefe­
rung (bis zu 50% gegenüber den ersten Ablie­
ferungswochen) und den von ihm angedrohten 
Gegenmaßnahmen zumindest erahnen.'90 
Unterstützung fand Schäfers drastischer Maß­
nahmenkatalog, der von der gesamten Getrei­
debeschlagnahmung schwarzmahlender Delin­
quenten über Mühlenschließungen bis hin zu 
Freiheitsstrafen (z. B. für Schwarzschlachtun­
gen) reichte, bei der amerikanischen Militärre­
gierung, die den Tauschhandel und den 
Schwarzmarkt durch eine Verfügung, wonach 
nicht mehr als vier Personen zusammenstehen 
oder gehen dürfen, einzuschränken bzw. zu 
unterbinden versuchte. 191

182 AB (26. Mai 1945).
183 AB (28. Juli 1945).
184 AB (26. Mai und 14. Juli 1945).
185 AB (8. Juni 1945).
186 AB (7. Juli 1945).
187 AB (14. Juli und 25. August 1945).
188 AB (26. Mai, 1. Juni und 7. Juli 1945).
189 Vgl. die Erinnerungen von Frau X. aus Backnang in: Unsere Heimat (wie Anm. 135).
190 AB (7., 21 und 28. Juli 1945).
191 AB (25. August 1945).
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Gebrauchsgüter konnten wie schon wäh­
rend des Krieges auch nach der Besetzung 
Backnangs nur mit vom örtlichen Wirtschafts­
dienst abgegebenen Bezugsberechtigungskar­
ten ausgegeben werden. Vor allem Spinnstoffe, 
Leder, Schuhe und Haushaltsgeräte galten als 
Mangelware, weshalb deren Verteilung auf die 
allerdringendsten Bedürfnisse der Verbraucher 
beschränkt blieb. Die den Einzelhandelsge­
schäften bei Kriegsende verbliebenen Lagerbe­
stände waren vor einer Wiedereröffnung der 
Läden zu inventarisieren und durften danach 
nur gegen eine Bezugsberechtigung an Endver­
braucher abgegeben werden, wobei für die 
Versorgung von Neugeborenen extra ausgefer­
tigte Säuglingskarten existierten.'92 im übrigen 
unterlagen Gewerbetreibende wie Metzger, 
Bäcker, Friseure, Schuhmacher, Schneider, Gärt­
ner, Wirte etc. einer an Höchstpreise gebunde­
nen strengen Preisauszeichnungspflicht. Zwei­
sprachige Preislisten für nicht bewirtschaftete 
Waren in deutsch und englisch (für bewirt­
schaftete Artikel genügte deutsch) mußten an 
gut sichtbaren Stellen in den Geschäften ange­
bracht werden.193 Ergaben Preiskontrollen 
höhere Preise als die von der Preisaufsichtsab­
teilung der württembergischen Landesverwal­
tung für Wirtschaft festgelegten Sätze, hatten 
die Ertappten mit empfindlichen Strafen bis hin 
zu Ladenschließungen zu rechnen."4

Trümmerbeseitigung und provisorische 
Instandsetzung der Kriegsschäden

Ein weiteres nach dem Ende der Kämpfe 
anstehendes Problem betraf die Trümmerbesei­
tigung und die zumindest provisorische 
Instandsetzung der vorhandenen Kriegsschä­
den. Schon die erste Amtsblattnummer bein­
haltete daher ein Ersuchen des Landrates an die 
Kreisbevölkerung, Straßen, Kandeln, Gräben 
und Böschungen in Ordnung zu bringen und 
Splitterschutzgräben oder Schützenlöcher zu­
zuschütten, nachdem die Backnanger Militär­

regierung die bisher wenig zügige Beseiti­
gungspraxis der von Kriegshandlungen her­
rührenden Trümmer auf den Straßen und Geh­
wegen des Kreises bzw. der Stadt angemahnt 
hatte. Hierzu konnten Arbeitskräfte (ähnlich 
wie für die Landwirtschaft) aus allen Berufskrei­
sen verpflichtet werden.195 In Backnang selbst 
betätigten sich Betriebsbelegschaften und 
zwangsverpflichtete ehemalige Parteigenossen 
der NSDAP von Juli bis September 1945 mit 
der vom Stadtbauamt auf rund 250 000 RM 
veranschlagten Ausräumung der Überreste der 
am 20. April 1945 gesprengten Murrbrücken.196 
Wie zumindest Wilhelm Traubs Beispiel 
zeigt,197 hatten hierfür aber auch eindeutig 
nicht der NSDAP Zugehörige vom Backnanger 
Bürgermeisteramt eine Vorladung erhalten. Das 
von Landrat Schäfer ab Montag, dem 27. 
August 1945, für alle industriellen und hand­
werklichen Betriebe erlassene Einstellungsver­
bot von männlichen Arbeitern zielte darauf ab, 
den Bedarf an vorrangig zwischen 17 und 45 
Jahren alten Arbeitskräften für derartige Not­
standsarbeiten wie die Behebung von Kriegs­
schäden, Brückenbauten, Eisenbahninstandset­
zungen oder den Holzeinschlag zu sichern. 
Ausnahmen waren lediglich gegenüber zurück­
gekehrten ehemaligen Wehrmachtsangehöri­
gen erlaubt, wenn diese den Wunsch hatten, 
wieder in ihren alten Betrieb einzutreten. In 
jedem Falle mußte dafür ein anderes Beleg­
schaftsmitglied, an erster Stelle ungediente Par­
teigenossen, für Notstandsarbeiten abgestellt 
werden.198 So konnte noch im November 1945 
der Eisenbahnverkehr auf der Strecke Back­
nang-Marbach freigegeben werden. Es folgten 
die Wiedereröffnung der Zugverbindungen von 
Backnang nach Neustadt (bei Waiblingen am 
1. April 1946) bzw. nach Sulzbach/Murr (am 3. 
Juni 1946) im Norden bis ab dem 11. August 
1946 der durchgehende Zugverkehr von Stutt­
gart-Hauptbahnhof über Backnang nach Hes­
sental (bei Schwäbisch Hall) möglich war.199

192 AB (15. und 30. Juni 1945).
193 AB (4. und 11. August 1945).
194 Ebd.

. Bomm, Helmut; Gerhard Fritz: Sabine Reustleu. a Backnanger Stadtchropik.Rackpan&l. der Backnanger SPD nach dem

" Sete SäVJS^ «ar Todene? SPB °*«* BaCkna"e> bzw. SiAB GRr
(11. März 1946; Rechenschaftsbericht Wohlfarths).

198 AB (25. August 1945).
199 HStAS J 170/Bü 2.
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Schwieriger gestaltete sich die Wiedererrich­
tung der gesprengten Backnanger Straßen- und 
Fußgängerbrücken, mit deren Instandsetzung 
bereits im Sommer 1945 begonnen wurde. Die 
Einweihung der als erstes neu erstellten Sulzba­
cher Brücke verzögerte sich jedoch bis zum 4. 
Juli 1947, da lange Zeit die erforderlichen 
Eisenträger nicht zur Verfügung gestanden hat­
ten. An anderen Übergängen (Murrtalbrücke 
oder Brücke zur Mühle in Neuschöntal) dauer­
ten die Instandsetzungsarbeiten zum Zeitpunkt 
der Umfrage (1948) des Württembergischen 
Statistischen Landesamtes an bzw. standen 
noch bevor (Eduard-Breuninger-Steg). Proviso­
rische Behelfsbrückenkonstruktionen an der 
Aspacher oder der Schlachthofbrücke hielten 
so lange den Fußgänger- und Fahrzeugverkehr 
aufrecht.200

Transportproblem

Neben dem Mangel an Arbeitskräften bzw. 
an Baumaterial erschwerte das gleichfalls vor­
handene Transportproblem die anstehenden 
Aufräumungs-, Ausbesserungs- und Wiederauf­
bauarbeiten. Alle im Kreis verfügbaren LKW, 
PKW, Schlepper und freien Fuhrwerke, die von 
den Requisitionen der abrückenden Wehr­
machtseinheiten in den letzten Kriegstagen ver­
schont geblieben waren, mußten daher nach 
Kriegsende umgehend dem Bürgermeister bzw. 
dem Landrat in Backnang zur Anzeige gebracht 
werden, damit diese über deren Einsatz verfü­
gen konnten.20' Eine in der gleichen Amtsblatt­
ausgabe202 erscheinende Mitteilung der ameri­
kanischen Militärregierung Backnangs kündig­
te darüber hinaus eine zum 1. Juni 1945 in 
Kraft tretende Bestimmung an, der zur Folge 
Fahrzeuge auf allen öffentlichen Straßen neben 
ihrer Anmeldebescheinigung auch eine Zulas­
sung durch die Militärregierung benötigten und 
nur innerhalb der Grenzen dieser Zulassungs­
erlaubnis betrieben werden durften. Die eben­
falls von den Amerikanern für alle Kraftfahrzeu­
ge (mit Ausnahme von landwirtschaftlichen

Schleppern) vorgeschriebenen Fahrtenbücher 
sollten deren überhand nehmenden miß­
bräuchlichen Einsatz vorbeugen, der ange­
sichts der angespannten Treibstoff- und Reifen­
lage nicht geduldet werden konnte.203 Selbst für 
die im Sommer 1945 einsetzenden Erntearbei­
ten standen den deutschen Behörden keine 
ausreichenden Kraftstoffkontingente zur Verfü­
gung, so daß von der amerikanischen Militärre­
gierung hierfür die Treibstoffzuteilung in Aus­
sicht gestellt wurde.204 Die seit Ende Juli 1945 
in den Backnanger Postgaragen in der Etzwie- 
senstraße residierende Fahrbereitschaft über­
nahm schließlich die Verteilung der von den 
Amerikanern bereitgestellten Benzinvorräte.205 
Des weiteren mangelte es an Reifen, Batterien 
und Ersatzteilen u. a. für schwere Lastkraftwa­
gen, die in den ersten Nachkriegsmonaten 
angesichts des noch nicht wiederaufgenomme­
nen Eisenbahnverkehrs die einzigen größeren 
Transportmöglichkeiten boten.206 Im übrigen 
waren Kraftfahrer dazu verpflichtet, ihre Fahr­
zeuge auf Fahrten nach außerhalb voll auszu­
lasten und alle an der Straße stehenden Perso­
nen, die mitgenommen werden wollten, ohne 
Aufforderung eines Verkehrspostens mitzuneh­
men. Nicht voll ausgelastete LKW oder PKW, 
die von der Polizei gemeldet wurden, konnten 
im Wiederholungsfälle stillgelegt werden.207 
Wie dem Rechenschaftsbericht 208 des ersten 
nach Kriegsende gewählten Backnanger Land­
rates Karl Limbeck quasi als Bilanz des damali­
gen Verkehrswesens zu entnehmen ist, belief 
sich die Zahl der in seiner Amtszeit (von Juli 
1946 bis Dezember 1947) in Omnibussen 
beförderten Fahrgäste auf ca. 73 000 Personen, 
was in etwa einmal der Gesamteinwohnerzahl 
des Kreises entsprach. Hinzu kamen 2 3 9 000 
Tonnen an beförderten Gütern. Außerdem hat­
ten die etwa 1 500 kreisweit zugelassenen Fahr­
zeuge 761 Reifen zugewiesen bekommen und 
zusammen mehr als 2,4 Mio. gefahrene Kilo­
meter zurückgelegt (im Durchschnitt 1600 km 
pro Fahrzeug). Und noch immer befanden sich 

200 HStAS J 170/Bü 2.
201 AB (26. Mai 1945).
202 Ebd.
203 AB (7. und 21. Juli 1945).
204 AB (1. Juni 1945).
205 AB (28. Juli 1945).
206 Operations Report on Military Government Detachment H-50. First Report (3. November 1945); RG 260 OMCWB 5/10- 

2/7/folder 1.
207 AB (4. August 1945).
208 WZE/BN (8. Januar 1948).
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die Straßen des Kreisgebietes nicht in bestem 
Zustand, da lediglich ein Drittel des für eine 
Unterhaltung und Ausbesserung benötigten 
Materials bereitgestanden hatte.

Wohnungsmarkt

Der auf Grund der Einquartierungen von 
amerikanischen Besatzungstruppen und durch 
die infolge Material- und Arbeitskräftemangels 
meist mühsam und nur behelfsmäßig zu behe­
benden Kriegsbeschädigungen ohnehin beein­
trächtigte Wohnungsmarkt in Backnang wurde 
durch die allmähliche Rückkehr der wenigen 
von den Nationalsozialisten evakuierten Fami­
lien und v. a. durch den laufenden Flüchtlings­
zustrom aus den übrigen Besatzungszonen 
zusätzlich strapaziert. Die ländliche Lage Back­
nangs, die eine einigermaßen befriedigende 
Ernährungssituation versprach, und die im Ver­
gleich mit anderen Städten geringen Kriegs­
schäden ließen die Stadt zu einem Anziehungs­
punkt für zahlreiche Flüchtlinge oder entlasse­
ne Soldaten werden. Bis September 1945 war 
die Einwohnerzahl auf 12 989 Personen (inkl. 
2 700 Evakuierten oder Flüchtlingen) gegenü­
ber 11 601 Einwohnern, die vor Kriegsbeginn 
in Backnang wohnten, gestiegen, was rein 
rechnerisch einer Zunahme um 11,96% ent- 
sprach.209 Für die zusammengerechnet 3 784 
Familien, von denen sich ungefähr 120 auf 
Wohnungssuche befanden, standen rund 2 900 
Wohnungen (mit ca. 8 100 Räumen) zur Verfü­
gung. Insgesamt fehlten 35 Ein-, 40 bis 50 
Zwei-, 20 Drei-, 40 Vier- und 5 Fünfzimmer­
wohnungen (also zwischen 240 bis 250 Zim­
mer) jeweils mit Küche.210 Mit der Einschrän­
kung des Wohnraums für aktive NSDAP-Partei- 
funktionäre, einer mit allen verfügbaren Mitteln 
geförderten Wiederinstandsetzung beschädig­
ter Gebäude und der Errichtung von Baracken­
unterkünften bzw. Behelfsheimen, versuchte 

man auf Seiten der Stadt dem Wohnungspro­
blem zu begegnen.211 Bereits Anfang August 
1945 war ein Zuzugsstopp erlassen worden, 
nachdem sich das städtische Wohnungsamt 
nicht mehr in der Lage sah, Neuzuziehenden 
eine Wohnungsmöglichkeit zu vermitteln.21 
Außerdem bestand für Evakuierte die Möglich­
keit, sofern diese in ihrem Heimatort eine 
Unterkunft nachweisen konnten, sich mit der 
Backnanger Fahrbereitschaft nach Heilbronn 
bringen zu lassen, um von dort die Weiterfahrt 
mit der Bahn anzutreten.213 Eine erhoffte spür­
bare Entlastung des Wohnungsmarktes blieb 
allerdings aus.214

Doch nicht allein für den Wohnungsmarkt 
bedeutete der rasche Bevölkerungsanstieg eine 
Belastung. Auch für die Lebensmittelversor­
gung bzw. die Versorgung mit Kleidern, Schuh­
en oder Haushaltsgegenständen führte die in 
den ersten zehn Nachkriegsmonaten um über 
1 000 Normalverbraucher angewachsene Ein­
wohnerzahl zu verschiedenen Engpässen, 
wenngleich die Situation im Ernährungsbereich 
weniger dramatische Ausmaße angenommen 
hatte und die Grundversorgung der Bevölke­
rung mit in Regie der Stadt eingelagerten Kar­
toffeln sichergestellt werden konnte.21’ Den­
noch deuteten die im März 1946 vom Lebens­
mittelamt ausgegebenen 308 Krankenzulagen 
auf eine Verschlechterung des allgemeinen 
Gesundheitszustandes der Backnanger Bevöl­
kerung gegenüber dem Vergleichszeitraum der 
75. Zuteilungsperiode (29. April bis 26. Mai 
1945), als nur 145 Kranke eine Sonderzulage 
erhielten.216

Flüchtlinge aus Osteuropa
Als Ende Oktober 1945 die ersten Flüchtlin­

ge aus Osteuropa die Stadt und den Landkreis 
erreichten, bekam Backnang die Auswirkungen 
einer mit der bedingungslosen Kapitulation des 

- SiAB CRP (6. September 1945) »,« BacknangerStad tchroniksgsiepgvponael? yctSÄSÄt
sehen dem sich rechnerisch ergebenden Anstieg um nur j i —EP krippwprluste (- 447 Gefallene und
2 700 Flüchtlingen und Evakuierten
309 Vermißte; BacknangerStadtchronik S. ) sethpe” 945 zwar nicht bestimmen ließ, von denen sich aber zu 
SSISKSÄXÄ

210 GRP (6. September 1945).
2,1 Ebd.
212 AB (11. August 1945).
2,3 AB (28. Juli 1945). ,
2,4 StAB GRP (11. März 1946; Rechenschaftsbericht Wohlfarths).
215 Ebd.
216 Ebd.
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Deutschen Reiches einsetzenden und im Ab- 
schlußkommuniqué der Potsdamer Konferenz 
am 5. August 1945 nachträglich gebilligten, 
systematischen Vertreibung der in Polen, 
Ungarn, der Tschechoslowakei und Jugoslawi­
en aber auch östlich der Oder und Neiße217 
ansässigen deutschen Bevölkerung zu spüren. 
Allein für Nordwürttemberg-Nordbaden waren 
5 00 000 dieser Ostflüchtlinge zur Aufnahme 
vorgesehen, die es über das ganze Land hin­
weg zu verteilen galt.2’8 Die auf Backnang ent­
fallende Flüchtlingsquote belief sich auf 2 000 
bis 3 000 Personen, was gemessen an der Vor­
kriegseinwohnerzahl einem Bevölkerungszu­
wachs zwischen 17% und 25% entsprach.219 
Bis März 1946 fanden rund 600 Flüchtlinge in 
Backnang Aufnahme. Die Hauptschwierigkeit 
für die Stadt lag dabei in deren Unterbringung, 
denn trotz der inzwischen erfolgten Instandset­
zung der beschädigten Häuser sowie des Aus­
baus eines Behelfsheimes im Weissacher Weg, 
wo 16 Wohnungen entstanden waren, war 
keine fühlbare Erleichterung des Wohnungs­
marktes eingetreten.220 Auch der Erwerb einer 
von der Firma Daimler im Rohbau fertiggestell­
ten Wirtschaftsbaracke auf der Bleichwiese für 
27 000 RM, bot nach dem Einbau von Woh­
nungen lediglich 10 bis 12 Familien eine 
Unterbringungsmöglichkeit.221 Für die deshalb 
notwendig gewordene Unterbringung der 
Flüchtlinge in Privatunterkünften zeigte die 
Backnanger Bevölkerung jedoch wenig Ver­
ständnis. Ein auf Veranlassung Wohlfarths 
gegründeter Hilfsausschuß für die Flüchtlings­
fürsorge, dem Vertreter verschiedener religiöser 
und politischer Organisationen der Stadt 
angehörten, verstand es dennoch, die Unter­
bringung der Flüchtlinge einigermaßen erträg­
lich zu gestalten.222 Auf Anordnung der Militär­
regierung wurde zusätzlich ein Wohnungsaus­

schuß gebildet, der sich aus Vertretern der ver­
schiedenen städtischen Bauberufe, einem 
Angehörigen des Stadtbauamtes und dem Bür­
germeister zusammensetzte.223 Die Aufgabe 
dieses Ausschusses bestand in der Ausarbeitung 
eines Planes zur räumlichen Unterbringung der 
Flüchtlinge, mit dessen Durchführung ein 
Backnanger Architekt beauftragt werden 
mußte, da das Stadtbauamt überlastet war. 
Dadurch, daß Backnang entsprechend einer 
Vereinbarung mit dem Landratsamt als letzte 
Kreisgemeinde belegt werden konnte, sah die­
ser Plan zunächst die Instandsetzung von sechs 
Durchgangslagern (inkl. den beiden ehemali­
gen DP-Lagern) in der Stadt für 1 140 bis 1 210 
Personen vor, wobei die Aufnahmekapazität 
der einzelnen Lager zwischen 50 und 400 
Plätzen schwankte. Erst an zweiter Stelle stand 
die Schaffung ständiger Unterbringungs­
möglichkeiten. Hierfür sollte ein Teil dieser 
Durchgangslager ausgebaut werden. Dennoch 
kam man an einer Unterbringung der Flücht­
linge in Privatunterkünften nicht vorbei. Zu 
groß war deren Zahl, als daß die vorhandenen 
1 600 bis 1 700 Personen fassenden und von 
allen Beiratsmitgliedern einmütig als Notbehelf 
betrachteten Massenquartiere ausgereicht hät- 
ten.224 In dem 1941 nach Backnang einge­
gliederten Steinbach führte die Einweisung von 
Flüchtlingen dabei zu erheblichen Spannun­
gen, die im Rücktritt des dortigen Anwalts (als 
dem Gemeindevertreter gegenüber der Stadt 
Backnang) gipfelten.225 Über weitere Ausein­
andersetzungen in bezug auf Flüchtlingsein­
quartierungen liegen keine näheren Anhalts­
punkte vor, was jedoch nicht heißen soll, daß 
es darüber hinaus keine weiteren Streitigkeiten 
mehr gab.

Ein Blick auf den Bericht des Backnanger 
Flüchtlingskommissariats über Die Flüchtlings- 

217 Für deren Vertreibung allerdings keine ähnliche vertragliche Regelung bestand; Sauer (wie Anm. 2), S. 235.
2,8 Die nicht nach Potsdam eingeladenen Franzosen fühlten sich ob dieser Nichtberücksichtigung auch nicht an die dortigen 

Beschlüsse gebunden und verweigerten eine Zuweisung von Flüchtlingen in ihre Besatzungszone, zu deren Bestandteilen 
die südlichen Landesteile Badens und Württembergs sowie Hohenzollern zählten. Ebd. S. 235.

219 StAB CRP (11. März 1946; Rechenschaftsbericht Wohlfarths).
220 Ebd.
221 Ebd.
222 Ebd.; wer im einzelnen diesem Hilfsausschuß angehörte und mit welchen konkreten Problemen er zu kämpfen hatte, geht 

aus Wohlfarths Bericht jedoch nicht hervor.
225 Ebd.
224 StAB CRP (2 7. Dezember 1945).
225 StAB CRP (20. Juni 1946) und Schieferer (wie Anm. 104), S. 187f.
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und Durchgangslager im Kreis Backnang226 
zeigt, welchen Umfang der in den Landkreis 
gelangte Flüchtlingsstrom angenommen hatte 
und welche zusätzliche wirtschaftliche Bela­
stung er für den Kreis bedeutete. Demnach 
betrug die Gesamtzahl der zwischen dem 1. 
Januar 1946 und dem 31. März 1947 in 25 
Transporten durch die nunmehr fünf Durch­
gangslager des Kreises (2 in Backnang, je 1 in 
Murrhardt, Sulzbach und Gaildorf) geschleu­
sten Flüchtlinge insgesamt 28 339 Personen.227 

Dies entsprach in etwa der Hälfte der Einwoh­
nerzahl des gesamten Kreisgebietes im Ver­
gleich zu den bei der Volkszählung vom 17. 
Mai 1939 ermittelten Daten.

Ihren Höhepunkt erreichten die schon Ende 
Oktober 1946 einsetzenden (im Bericht des 
Flüchtlingskommissariats aber nicht berück­
sichtigten) und im November 1947 weitestge­
hend abgeschlossenen Transporte im Mai 1947 
mit 4172 aufzunehmenden Personen (vgl.
Abb. 9)

Abb. 8: Dienstausweis von Gretl Fischer, später verheiratete Käfer. Sie arbeitete nach der Beset­
zung als Putzfrau bei der amerikanischen Militärregierung in Backnang. Im Krieg hatte sie in der 
Metzgerei und Wirtschaft Idler bei der Beköstigung von Fremdarbeitern mitgearbeitet und einem 
Holländer immer wieder Lebensrnittel zukommen lassen. Als der Mann nach der Besetzung a s 
Übersetzer bei der Militärregierung tätig war, holte er sie als Putzfrau.

t": RerpuxanKe2“O29sewxerers%en/u% alser nirgendwo sonst in die weitere statistische Aufschlüsselung des ungefähr im 

Oktober 1947 entstandenen Berichts eingeflossen sind. Ebd.
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Abb. 9: Zahl der monatlich in Transporten durch die Flüchtlingslager des Landkreises Backnang 
geschleusten Ostflüchtlinge (Quelle: Bericht des Flüchtlingskommissariats Backnang, wie Anm. 226)

Von den 28 339 Heimatvertriebenen waren 
12 418 (= 43,8 %) Frauen, 8 847 (= 31,2 %) 
Männer und 7 034 (= 24,8 %) Kinder, während

eine ihrem Alter entsprechende Aufteilung fol 
gendes Bild ergibt:

bis zu 6 Jahren 7 bis 19 Jahre 20 bis 60 Jahre über 60 Jahre

2 936 7 028 14 144 3 231

18 753 Flüchtlinge kamen aus derTschecho- 
slowakei, 8 577 aus Ungarn und 709 aus Bes­
sarabien. Für die restlichen 300 Vertriebenen 
wurden die Nationalitäten ihrer Herkunftslän­
der nicht näher aufgeschlüsselt. Wie dem 
Bericht darüber hinaus zu entnehmen ist, 
betrug die (hier aus Platzmangel nicht näher 
unterteilte) Gesamtmenge der in den Lagern 
ausgegebenen Lebensrnittel 573 983 kg (= 38 
Eisenbahnwaggonladungen) im Wert von 
821 571 RM (inkl. der Quartierkosten). Außer­
dem erhielten die Flüchtlinge 11 437 Textilien, 
5 759 Paar Schuhe, 13 353 Einrichtungs- und 
29 521 Gebrauchsgegenstände, deren Kosten 
sich auf 442 347,49 RM beliefen.

Knapp die Hälfte (= 14 104 Personen) der 
vorübergehend in den Durchgangslagern 
untergebrachten und von dort in die Kreisge­
meinden und in andere Landkreise weiter 
transportierten 28 339 Ostflüchtlinge verblieb 
schließlich im Landkreis Backnang, und allein 
3 121 (= 22,1 %) dieser sogenannten „Neubür­
ger" fanden in der Stadt selbst Unterkunft, so 
daß sich deren Bevölkerung gegenüber 1939 
um 26,9 % erhöhte.228

Entnazifizierung

Ein letztes hier an dieser Stelle anzuspre­
chendes Problem aus der Fülle der Nachkriegs­
schwierigkeiten betrifft die von den Amerika­

228 Statistik des Flüchtlingskommissariats Backnang über die Zahl der in den einzelnen Kreisgemeinden aufgenommenen 
Flüchtlinge (Stand: 14. Oktober 1947); Reports; RG 260 OMGWB 12/194-1/10/folder 1.
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nern betriebene Entnazifizierung229 der deut­
schen Bevölkerung. Daß diese nicht sofort 
nach ihrem Einmarsch in Backnang damit 
begonnen hatten, zeigen die bereits oben 
erwähnten Beispiele der ersten Nachkriegsbür­
germeister Rienhardt und Hörger, die beide 
1937 der NSDAP beigetreten waren und erst 
im Juni 1945 aus ihren Ämtern entfernt wur­
den. Nach amerikanischen Angaben 230 betrug 
die Zahl der bis Juli 1945 im Kreisgebiet aus 
ihren öffentlichen Stellungen enthobenen 
Nationalsozialisten 102 Personen. Außerdem 
waren 75 ehemalige Parteigenossen verhaftet 
und in Ludwigsburg inhaftiert worden.231 Vier 
(zwei) frühere NSDAP-Mitglieder arbeiteten 
noch auf Landkreisebene (Landesebene), weil 
bis zu diesem Zeitpunkt keine qualifizierten 
Ersatzleute gefunden worden waren. Auf 
Grund der schnellen, energischen, strengen 
und von Major Burchell (als Chef der Backnan­
ger Militärregierung) ohne jede Ausnahme 
betriebenen Entnazifizierungspolitik betrachte­
te man auf amerikanischer Seite bereits im 
November 1945 232 derartige Entlassungen aus 
öffentlichen Ämtern als abgeschlossen. Ebenso 
galten Handel, Industrie, Banken, Schulen, das 
Backnanger Arbeitsamt oder das Krankenhaus­
personal als 100% entnazifiziert;233 so daß der 
Verfasser eines Inspektionsberichts über das 
Backnanger Detachment zu dem Schluß 
gelangte:

The detachment (...) is doing an excellent 
job in the primary function of denazification. 
The hard, fast policy set by Major Burchell has 
a decided effect on the German officials. It has 
been carried through down the lowest level of 
civil administration. (...)234

In Backnang selbst waren zwischen dem 30. 
Juni und dem 31. Oktober 1945 nach wieder­
holtem Drängen der Militärregierung alle städ­
tischen Beamten und Angestellten, die der 
NSDAP angehört hatten, entlassen worden. 
Dafür wurden neun Kriegsbeschädigte auf den 
verschiedenen Ämtern neu eingestellt.2' Den­
noch fehlte es der Stadt weiterhin an geeigne­
tem Verwaltungsfachpersonal. U. a. konnte die 
damals dringend anstehende Fertigstellung der 
Rechnungsabschlüsse für die Jahre 1943 bis 
1945 sowie die Aufstellung eines Haushaltspla­
nes für 1945/46 nur dadurch bewerkstelligt 
werden, daß Eugen Wohlfarth ein Gesuch an 
die amerikanische Militärregierung richtete, 
den von einer Entlassung betroffenen bisheri­
gen Leiter des städtischen Rechnungsprüfungs­
amtes mit einer Ausnahmegenehmigung für 
diese Aufgaben verwenden zu dürfen, was von 
den Amerikanern auch bis zum 30. Juni 1946 
erlaubt wurde.236

Noch weniger konkrete Informationen lie­
gen über die direkten Auswirkungen in Back­
nang des am 26. September 1945 in kraft getre­
tenen Gesetzes Nr. 8 der amerikanischen 
Militärregierung in Deutschland vor, mit dem 
die Entnazifizierung auf die Wirtschaft ausge­
dehnt werden sollte.237 Dieses Anfang Oktober 
1945 zusammen mit den von der örtlichen 
Militärregierung für Backnang erlassenen 
Ergänzungen auch im Amtsblatt " veröffent­
lichte Gesetz sah die sofortige Entlassung sämt­
licher ehemaligen NSDAP-Mitglieder (bzw. 
Mitglieder von NSDAP-Gliederungen) aus 
allen leitenden Stellungen in Industrie-, Han­
dels- oder Gewerbebetrieben vor, sofern diese 
vor dem 1. Februar 1942 in die Partei eingetre­

... Wenn hier bisher nur am Rande von der auf amerikanischer Seite als eine der wichtigstep.AYfEahenederNachkelsgsrsët
—=======-=-===-==========

—=-====-====1==========. . . . . -

doch sollen sie bereits nach einigen Tagen wieder freigelassen werdens t 3 November 1945); RG 260 OMGWB 5/10-232 Operations Report on Military Government Detachment H-50. First Report Novemoer 171 "

» Auf Grund des Ärztemangels durften einige der Entlassenen privatweiterrpraktiziezemnber 1945), RG 260 OMGWB 5/10-
234 Operations Report on Military Government Detachment H-50. First Report Novemoer T’ —

- ScRPq 1. März 1946; Rechenschaftsbericht Wohlfarths); wie viele Beamten und Angestellte von diesen Entlassungen 

betroffen waren, geht daraus allerdings nicht hervor.
i 216 Ebd.

237 Sauer (wie Anm. 2), S. 136.
236 AB (6. und 13. Oktober 1945).
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ten waren. Lediglich einfache Arbeiter blieben 
von dieser Regelung unberührt. Um die 
Inganghaltung lebenswichtiger Betriebe jedoch 
nicht durch derartige Entlassungen zu gefähr­
den, behielt sich die Backnanger Militärregie­
rung das Recht vor, Spezialisten oder Fachkräf­
te, die kurzfristig nicht durch ähnlich qualifi­
zierte Kräfte zu ersetzen waren, zumindest vor­
läufig nicht zu entlassen. Zusätzlich wurde im 
Einvernehmen mit dem Backnanger Wirt­
schaftsamt, dem ein gewisses Mitspracherecht 
hinsichtlich der zu entlassenen Personen 
zustand, zur ordnungsgemäßen Klärung aller 
mit dem Gesetz in Zusammenhang stehenden 
Fälle und Fragen ein Wirtschaftskomitee gebil­
det. Diesem gehörten Erich Faber (Rechtsan­
walt), Dr. med. Walter Groß (praktischer Arzt), 
Eberhard Jetter (evangelischer Stadtpfarrer); 
Hermann Kaelble (Fabrikant), Willy Riexinger 
(Leiter des Wirtschaftsamtes), Carl Robitschek 
(Fabrikant) und Eugen Wohlfarth (Stadtamt­
mann und stellvertretender Bürgermeister) an. 
Mit Hilfe dieser integeren Persönlichkeiten und 
unter Berufung auf die oben erwähnte Ausnah­
meregelung für Spezialisten war es in Back­
nang zumindest nach Angaben der auf Riexin­
gers Aussagen beruhenden Schülerarbeit 239 
anscheinend möglich, die drohende Entlassung 
eines Großteils der Backnanger Belegschaft in 
den für Backnang wichtigen Betrieben zu ver­
hindern. Zumindest teilweise wird diese Aussa­
ge durch amerikanische Angaben 240 gestützt, 
die davon berichten, daß die Ausführung des 
Gesetzes Nr. 8 nicht die von den Verantwortli­
chen in der Wirtschaft vorhergesagten katastro­
phalen Auswirkungen angenommen haben. 
Daß es aber durchaus zu Entlassungen oder 
Betriebsschließungen kleinerer Handwerkerbe­
triebe gekommen ist, zeigt der in Wohlfarths 
Rechenschaftsbericht 241 gefundene Hinweis, 
wonach es der Stadt schwerfiel, geeignete 
Handwerker zu finden, um die von der Militär­
regierung aufgetragenen Arbeiten ausführen zu 
lassen.

4. Der allmähliche 
Wiederbeginn 
des politischen Lebens
a) Der Beirat

Während in Württemberg vielerorts nach 
der Besetzung die Bürgermeister von den Ame­
rikanern zunächst in ihren Ämtern bestätigt 
wurden, waren neben der Aufhebung der 
gesetzlichen Gemeindebestimmungen (v. a. 
der DGO) die nationalsozialistischen Gemein­
deräte aufgelöst worden.242 Deren Aufgaben er­
schöpften sich zuletzt in ihrer lediglich bera­
tenden Funktion den Bürgermeistern gegenü­
ber, seit die Einführung der Deutschen Ge­
meindeordnung 1935 das Führerprinzip auf 
die Gemeinden übertragen, die Stellung der 
Partei in den Gemeinden gestärkt und die 
Abschaffung von Wahlen eine aktive Mitwir­
kung der Bürger an der Gemeindeverwaltung 
ausgeschlossen hatte. In Backnang zeigt sich 
die Bedeutungslosigkeit der nach 1935 fortan 
vom Beauftragten der NSDAP ernannten Rats­
herren schon allein an der Tatsache, daß diese 
am 13. Oktober 1944 243 zu ihrer letzten Sit­
zung zusammengekommen waren, also lange 
vor dem Einmarsch der amerikanischen Trup­
pen im April 1945.

Die in ihren Ämtern belassenen Bürgermei­
ster waren ohne die Anweisungen deutscher 
Zentralbehörden in Anbetracht der anstehen­
den Aufgaben rasch überfordert und blieben 
auf die tatkräftige Mithilfe ihrer Mitbürger 
angewiesen. Diese bildeten ab Mai 1945 in 
vielen Orten sogenannte Beiräte, die sich ihren 
Stadtvorstehern beratend zur Seite stellten und 
oft als Bindeglied zwischen den Bürgermei­
sterämtern und der Bevölkerung bzw. zwi­
schen den amerikanischen Militärregierungen 
und der Bevölkerung wirkten.244 Allerdings 
bereiteten diese jeder gesetzlichen Grundlage 
entbehrenden Formen der Bürgervereinigung

239 StAB Schülerarbeit (wie Anm. 8), S. 34.
240 Historical Report (November 1945); RC 2 60 OMCWB 5/10-2/7/folder 1.
241 StAB CRP (11. März 1946; Rechenschaftsbericht Wohlfarths).
242 Schieferer (wie Anm. 104), S. 200 bzw. Schnabel (wie Anm. 78), S. 612.
243 Schieferer (wie Anm. 104), S. 169.
244 Schnabel (wie Anm. 78), S. 612; wie bereits oben (S. 114) erwähnt, kam es auch in Backnang wenige Tage nach der Beset­

zung zur Bildung eines solchen Beirates [der in meiner Quelle (HStAS | 170/Bü 2) als Aktions- bzw. Arbeitsausschuß auf­
trat], über den mir jedoch keine weiteren Informationen als die bereits gemachten vorliegen.
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den mittlerweile in Stuttgart (bzw. für die fran­
zösische Besatzungszone in Tübingen) entstan­
denen Landesverwaltungen des Inneren einiges 
Kopfzerbrechen.245 Einfach abgeschafft werden 
konnten die Beiräte nicht, entsprachen sie 
doch einem weit verbreiteten öffentlichen 
Bedürfnis einer zwölf fahre vorenthaltenen 
Beteiligung an der Gemeindeverwaltung. Im 
übrigen kamen sie ebenso den Interessen der 
amerikanischen Militärregierung entgegen, die 
in der Folgezeit in zahlreichen veröffentlichten 
Äußerungen246 immer häufiger den Wiederauf­
bau der Demokratie von unten nach oben pro­
pagierten. Also entschlossen sich die Verant­
wortlichen in den Stuttgarter und Tübinger Lan­
desverwaltungen zum Schritt nach vorn und 
erließen am 22. August 1945 formal voneinan­
der unabhängige Verordnungen, in denen es u. 
a. in bestem Behördendeutsch hieß:

Um diesem Bedürfnis nach öffentlichem Ein­
fluß bis zu der Zeit, da die allgemeinen Wahl­
en wieder eine volle Selbstverwaltung der 
Gemeinden schaffen werden, Rechnung zu tra­
gen, sieht sich die Landesverwaltung des Inne­
ren dazu veranlaßt, den Bürgermeistern des 
Landes in gesetzlich tragbarem Rahmen aut 
Grund des § 106 der Deutschen Gemeindever­
ordnung (von 1935, T S.) Beiräte von einheitli­
cher Form beizugeben.247

Die mit diesen Verordnungen eine ein­
heitliche Form erhaltenden Ausschüsse, Kom­
missionen oder wie auch immer genannten 
Beiräte stellten damit den ersten Schritt zu 
einer Beteiligung der Öffentlichkeit am poli­
tischen Leben zumindest der Gemeinden 
dar.248

Nach in Fichtenberg und Backnang am 13. 
Juli 1945 abgehaltenen Versammlungen der 
Bürgermeister, auf denen die wichtigsten an­
stehenden Tagesfragen, Aufgaben und Maß­
nahmen gemeinsam erörtert wurden, war den

Gemeinden des Landkreises Backnang von 
Landrat Schäfer bereits vor jenen Verordnun­
gen die baldige Bildung von Gemeinderäten 
in allen Kreisgemeinden angekündigt wor­
den.249 Die nach wie vor allein verantwortli­
chen Bürgermeister sollten gemäß Schäfers 
Vorstellungen aus den Reihen der ehrenhaften, 
aufbauwilligen und verantwortungsbewußten 
Männer einen vom Landrat zu bestätigenden 
Gemeinderat auswählen, der darüber hinaus 
auch der prozentualen beruflichen Zusammen­
setzung der Gemeindebevölkerung zu entspre­
chen hatte.250 Auf Veranlassung der Militärregie­
rung wurde in Backnang von Bürgermeister 
Tränkle vermutlich im August 1945 ein der­
artiges Gremium gebildet, dessen zwölf Mit­
glieder sich am 6. September 1945 nach ihrer 
Bestätigung durch den Landrat mit Tränkle 
und seinem Stellvertreter Wohlfarth zu ihrer 
ersten Sitzung trafen.25' Dieser ursprünglich 
mit vorläufiger Gemeinderat titulierte Aus­
schuß mußte entsprechend einem Erlaß des 
Landrates vom 14. September 1945 der Ord­
nung halber bereits auf seiner zweiten Sitzung 
im Oktober 1945 in Beirat umbenannt werden, 
da es sich bei ihm nur um eine beratende und 
keinesfalls um eine beschließende Körperschaft 
handelte.252 An seiner Zusammensetzung 
änderte dies freilich nichts.

Über die Kriterien, die Tränkle seiner Aus­
wahl zugrunde legte, oder sonstige Hintergrün­
de der Ernennung einzelner Beiratsmitglieder 
ist (außer einer als obligatorisch anzunehmen­
den Nicht-NSDAP-Zugehörigkeit) nichts be­
kannt. Fest steht jedoch, daß Franz Hopfensitz 
(seit 1925), Rudolf Weiß (1925 bis 1931) und 
Eugen Häberlin (1928 bis 1933) vor der natio­
nalsozialistischen Machtergreifung die KPD 
als Gemeinderäte im Backnanger Rathaus ver­
treten hatten.253 Ohne ein öffentliches politi­
sches Amt während der Weimarer Republik

“ SÄd Tb. X imkmisBlan 0 1. August 1945) veröffentlichte Botschaft General pwightD. Eisephoyezyngaeinezen
AKr William w Dacon über Radio Stuttgart gehaltene und ebenfalls im Amtsblatt September 275) aogeorucKie 
Rede zu nennen in denen beide ausdrücklich neben der Ausrottung von Nazismus und Militarismus gleichzeitig den aut 
kommunaler Ebene beginnenden Neuaufbau eines demokratischen Deutschlands als eine der Hauptaufgaben der amerika­

nischen Militärregierung bezeichneten.
247 Schnabel (wie Anm. 78), S. 612.
248 Ebd. S. 612.
249 AB (21. Juli 1945).
. StAB CRP (6. September 1945); eine Mitgliederliste dieses zwölfköpfigen vorläufigen Gemeinderats befindet sich im 

Anhang.
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Abb. 10: Der Backnanger Kommunist Franz Hopfensitz und dessen Schwager, das SPD- und Ge­
werkschaftsmitglied Rudolf Weiß, im Kreis von Ehefrauen und Freunden etwa in den 60er Jahren.

bekleidet zu haben, gehörten Robert Ehret und 
der einer alten Backnanger SPD-Familie „ange­
heiratete" Hermann Lachenmaier der SPD an. 
Beide waren ebenso wie Hopfensitz (zusam­
men mit etlichen anderen SPD- und KPD-Mit- 
gliedern bzw. diesen Parteien nahestehenden 
Personen) bei einer von den Nationalsoziali­
sten anläßlich der Ermordung eines Backnan­
ger Wachtmeisters veranlaßten Razzia am 
15./16. Mai 1934 aus politischen Gründen in 
vorbeugende Schutzhaft genommen und für 
jeweils rund drei Monate in das Ulmer Schutz­
haftlager Kuhberg gebracht worden.254 Weit 
weniger glimpflich davon gekommen war der 
gleichfalls verhaftete, aber bis 1937 zunächst 
in Rottenburg und danach in Stuttgart inhaftier­
te Eugen Häberlin.255 Für alle übrigen Beiräte, 
von denen zumindest der Studienrat Richard

Pflüger seit der Besetzung Backnangs auf dem 
Rathaus ein und aus ging,256 lassen sich dage­
gen keine früheren Parteizugehörigkeiten nach­
weisen. Auf Grund der angegebenen Berufe 
(Fabrikant, Bäckermeister, Lederhändler, Studi­
enrat, Kaufmann, Bauer) und ihrer zum Teil 
später erfolgenden parteipolitischen Betätigung 
für die CSV/CDU (Hermann Aichholz, Gotthilf 
Heller und Albert Kopp257) bzw. für die DVP 
(Matthäus Träg) sind in diesen jedoch eher Ver­
treter des bürgerlich-konservativen Lagers zu 
sehen, so daß eine an den Angestelltenverhält­
nissen orientierte Betrachtung des Beirates ein 
deutliches Übergewicht von sieben Selbständi­
gen 258 und zwei Angestellten gegenüber drei 
Arbeitnehmervertretern zeigt.

Der trotz seiner beratenden Funktion der 
ergänzenden Unterstützung des Bürgermei­

254 Heinz (wie Anm. 56), S. 181 ff. bzw. Doch die Freiheit, die kommt wieder. NS-Gegner im württembergischen Schutzhaftla- 
ger Ulm 1933 bis 1939. Hrsg, vom Haus der Geschichte Baden-Württemberg. Stuttgart 1994. S. 70f. bzw. S. 74f. Für Hop­
fensitz war dies bereits der zweite, für die beiden SPD-Mitglieder jeweils der erste Haftaufenthalt.

255 Heinz (wie Anm. 56), S. 185.
256 StAB GRP (13. Februar 1946).
257 Albert Kopp [der mit dem späteren (ab 1946) CDU-Vorsitzenden in Backnang Wilhelm Kopp weder verwandt noch ver­

schwägert war], kandidierte bei der ersten Gemeinderatswahl am 27. Januar 1946 zwar noch auf der SPD-Liste, wurde aber 
nicht gewählt. Bereits bei der zweiten Gemeinderatswahl im Dezember 1947 zog Kopp jedoch als Kandidat der CDU in 
den Backnanger Gemeinderat ein. AB (28. Januar 1946 und 13. Dezember 1947).

258 Unter der Voraussetzung, daß der Bäcker- bzw. Kaminfegermeister selbständig waren.
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sters, gleichzeitig aber auch zu dessen Kontrol­
le dienende Beirat tagte zwischen September 
1945 und Februar 1946 insgesamt sechsmal, d. 
h. in aller Regel einmal pro Monat. Lediglich 
im Dezember fanden im Hinblick auf die für 
Ende Januar in Württemberg-Baden angesetz­
ten ersten Gemeinderatswahlen nach Kriegsen­
de zwei Sitzungen statt. Dafür gab es im Januar 
keine Zusammenkunft. Die von einer konstruk­
tiven und sachlichen Arbeitsweise zeugenden 
Beiratsprotokolle dieser Zeit lassen das 
Bemühen aller Beiräte zu einer parteiübergrei­
fenden Zusammenarbeit deutlich werden, 
wobei sich die schon früher kommunalpoli­
tisch engagierten Hopfensitz, Weiß und 
Lachenmaier als am aktivsten erwiesen. Doch 
ganz gleich, ob sich die Beteiligten, nur um 
einige Beispiele zu nennen, über den Stand der 
Aufräumungs- und Instandsetzungsarbeiten 
nach den Brückensprengungen oder über die 
Brennholzversorgung, die Wohnungsfrage in 
Backnang bzw. über die gegen die Wohnungs­
not unternommenen Maßnahmen berichten 
ließen, ob sie weitere Unterausschüsse bilde­
ten oder ob sie einstimmig die Gründung eines 
Hilfskomitees für Ostflüchtlinge ins Leben rie­
fen, ob sie die Eröffnung von städtischen Wär­
mestuben anregten oder die Aufstellung einer 
vom Bürgermeister gekauften Baracke zur 
Unterbringung der Flüchtlinge berieten, ob sie 
sich für die Beibehaltung der Gemeindepolizei 
entschlossen oder für die Gemeinderatswahl 
einen Wahlausschuß und die Zahlen der in den 
einzelnen Teilgemeinden Backnangs zu 
wählenden Gemeinderäte bestimmten, die 
zumindest theoretisch als Beratungen gedach­
ten Beiratssitzungen unterschieden sich in der 
Praxis damit kaum von späteren Gemeinderats­
sitzungen. Und daß die Beiräte bei ihrer Arbeit 
auch selbst von den gleichen Problemen 
betroffen waren, über die sie debattierten, zeigt 
das Beiratstreffen vom 11. Dezember 1945, als 
man in das Nebenzimmer der Gaststätte „Stor­
chen" ausweichen mußte, weil der große Rat­
haussaal nicht beheizbar war.259

b) Die Wiederzulassung von 
Parteien und die Bedingungen 
der politischen Arbeit

Nachdem die sowjetische Militäradministra­
tion schon im Juni 1945 die Gründung antifa­
schistischer Parteien innerhalb des von ihr ver­
walteten Besatzungsgebietes erlaubt hatte, 
zogen die westlichen Besatzungsmächte im 
Verlauf des Jahres mit ähnlichen Genehmigun­
gen nach.260 Doch trotz der im Schlußkommu- 
niqué der Potsdamer Konferenz für alle Zonen 
festgelegten Richtlinien für die (Wieder-)Grün- 
dung politischer Parteien kam es selbst in den 
drei Westzonen zu keiner einheitlichen Politik 
in der Frage der Parteilizensierungen. Insbeson­
dere auf amerikanischer Seite war man äußerst 
beunruhigt darüber, daß es namentlich kom­
munistischen Kräften gelingen könnte, die völ­
lige politische Apathie, in der sich die deutsche 
Bevölkerung nach der totalen Niederlage be­
fand, auf irgendeine Weise für ihre Zwecke 
auszunutzen. Einer solchen Entwicklung sollte 
mit der baldigen (Wieder-)Zulassung demokra­
tischer Parteien entgegengewirkt werden.261 So 
verkündete eine im Backnanger Amtsblatt 
bereits neun Tage nach Abschluß der Potsda­
mer Verhandlungen veröffentlichte Mitteilung 
General Eisenhowers der Kreisbevölkerung die 
Erlaubnis der amerikanischen Militärregierung 
in Deutschland, sich in Kürze (wenngleich 
lediglich auf lokaler Ebene) politisch betätigen 
zu dürfen.262 Eine Direktive der amerikanischen 
Kommandobehörde US Forces European Thea­
ter (USFET) vom 27. August 1945 schließlich 
gestattete es den örtlichen Militärbehörden, die 
Organisation und Betätigung politischer Partei­
en auf Kreisebene zu genehmigen.263 Daß in 
Backnang dabei (wie andernorts auch) zu­
nächst die beiden Arbeiterparteien KPD und 
SPD an die Öffentlichkeit traten, erscheint 
angesichts der während der Weimarer Repu­
blik ausgebildeten straffen Parteiorganisation 
beider Gruppierungen wenig verwunderlich. 
Im Gegensatz zur später neugegründeten CSV 

259 StAB CRP (11. Dezember 1945).
260 Overesch (wie Anm. 2 7), S. 7 3 und S. 7 9.
261 Sauer (wie Anm. 2), S. 98f.
-Än' ÄVpDim Widerstand und Wiederaufbau (1933 bis 1952). In; Die SPD in Baden-Württemberg und ihre 

Geschichte. Von den Anfängen der Arbeiterbewegung bis heute. Hrsg, von JorgSchadt und Wolfgang Schm/erer Schn 
ten zur politischen Landeskunde Baden-Württemberg; Bd. 3) Stuttgart, Berlin, Köln u. a. 1979. S. 192 bis 232, hier S. 220.
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bzw. CDU konnten sich KPD und SPD auf 
frühere Parteimitglieder stützen, deren persön­
liche Kontakte zueinander - unterstützt durch 
den Kleinstadtcharakter Backnangs - auch 
unter der nationalsozialistischen Diktatur nie 
gänzlich abgebrochen waren.

Bereits am 14. September 1945 fand in 
Backnang auf Initiative der KPD die erste politi­
sche Veranstaltung seit Kriegsende statt.264 Nach 
einigen einleitenden Worten des stellvertreten­
den Bürgermeisters Eugen Wohlfarth sprach 
der 51jährige ehemalige Maschinenschlosser 
Albert Buchmann 265 (KPD) über seine langjähri­
ge Leidenszeit während des Dritten Reiches in 
verschiedenen Konzentrationslagern und den 
nunmehr anstehenden dringendsten Proble­
men der Nachkriegszeit. Buchmann vertrat 
dabei die Auffassung, daß sich die beiden 
früheren führenden sozialistischen Parteien 
SPD und KPD nicht bekämpfen dürften, son­
dern sich im Gegenteil zusammenschließen 
müßten, um die Trümmer der nationalsoziali­
stischen Diktatur gemeinsam zu beseitigen. 
Eindringlich wandte er sich an die Jugend, sich 
an diesem Wiederaufbau Deutschlands zu 
beteiligen. Im übrigen warnte er vor einer 
mechanischen Entfernung aller ehemaligen 
NSDAP-Parteimitglieder aus ihren Berufen und 
plädierte für eine Trennung zwischen aktiv tätig 
gewordenen Volksgenossen und den von ihm 
so bezeichneten Muß-PCs, denen er zwar 
keine Achtung, aber immerhin menschliches 
Verständnis entgegenbrachte. Die rund 800 
anwesenden Zuhörer verabschiedeten Buch­
mann mit viel Applaus, von Wohlfarth zur Dis­
kussion aufgefordert, fand sich jedoch niemand 
zu einer Stellungnahme bereit. Das Recht auf 

freie Meinungsäußerung war für viele noch 
gewöhnungsbedürftig.

Dem zwei Wochen nach dieser Veranstal­
tung vom Beiratsmitglied Hermann Lachen- 
maier 266 bei der Backnanger Militärregierung 
eingereichten Antrag auf Wiederzulassung der 
SPD entsprachen die Amerikaner zusammen 
mit dem zwischenzeitlich gleichfalls eingegan­
genen Gesuch der KPD am 6. November 
1 945.267 Diese zunächst auf Widerruf erteilten 
Genehmigungen waren mit einer ganzen Reihe 
von Bedingungen 268 verknüpft, an die sich die 
Parteien strikt zu halten hatten, wollten sie die 
Erlaubnis ihrer politischen Betätigung nicht 
entzogen bekommen. U. a. mußten dem örtli­
chen Hauptquartier der Militärregierung halb­
monatliche eidesstattliche Finanzberichte über 
die empfangenen und ausgegebenen Gelder 
vorgelegt werden. Darüber hinaus wurden die 
Vorsitzenden angewiesen, alle Veränderungen 
innerhalb der Partei, sei es in Personalangele­
genheiten, sei es im Sitz der Parteileitung oder 
sei es in der Zusammensetzung der Statuten 
sofort zu melden. Umzüge politischer Parteien 
blieben generell verboten. Ebenso war es Par­
teimitgliedern untersagt, Uniformen, Abzei­
chen oder Armbinden zu tragen. Hielten es die 
Verantwortlichen der Militärregierung für ange­
bracht, mußten freie Abstimmungen aller ein­
getragenen Parteimitglieder über den Parteivor­
sitz bzw. das Parteiprogramm anberaumt wer­
den. Betätigten sich die Parteien nach ihrer 
Genehmigung militaristisch, undemokratisch 
und den alliierten Interessen widersprechend 
oder gefährdeten sie die militärische Sicherheit 
und die Aufrechterhaltung der Ordnung, konn­
ten die gegebenen Zustimmungen jederzeit

264 AB (2 2. September 1945).
265 Buchmann gehörte seit 1919 der KPD an, die er als Parteisekretär für Südbaden von 192 4 bis 193 3 im Reichstag vertrat. 

Während des Dritten Reiches war er zwölf Jahre in verschiedenen Konzentrationslagern inhaftiert. Nach Kriegsende leitete 
er zusammen mit dem freiberuflichen Journalisten Julius Schätzle die Stuttgarter KPD. Außerdem stand er der Wohlfahrtsab­
teilung im Landesinnenministerium als Direktor vor. Borsdorf, Ulrich und Lutz Niethammer (Hrsg.): Zwischen Befreiung 
und Besatzung. Analysen des US-Geheimdienstes über Positionen und Strukturen deutscher Politik 1945. Wuppertal 1976. 
S. 159 u. 2581. — , —

266 Hermann Lachenmaier (geb. 1896) war der Schwiegersohn des prominenten Backnanger Sozialdemokraten Emil Erlen- 
busch (1871 bis 1944; 1904 Gründer des Spar- und Konsumvereins in Backnang, zw. 1910 bis 1932 Gemeinderatsmitglied, 
davon zw. 1919 und 1921 Stellvertreter des Stadtschultheißen). Nachdem Lachenmaier bei Kaelble entlassen worden war, 
weil er den Betriebsrat zu sehr in sozialistischer Weise beeinflußte, betrieb er in Backnang eine Wäscherei. Als langjähriges, 
politisch aktives SPD-Parteimitglied verfügte er über ausgezeichnete Kontakte zu führenden württembergischen Sozialde­
mokraten wie Max Denker, Wilhelm Keil oder Fritz Ulrich. Special Political Intelligence Report Kreis Backnang (15. Januar 
1947), RG 260 OMGWB 12/194-1 /12/folder 2 und Bauer, Erich: Wilhelm Erlenbusch - zum fünfzigsten Todestag. In: Back­
nanger Jahrbuch Bd. 3. (1995). S. 87 bis 101.

267 AB (10. 11. 1945) bzw. 100 Jahre SPD Ortsverein Backnang (wie Anm. 7), S. 37.
268 Abschrift des Genehmigungsschreibens der amerikanischen Militärregierung Backnang an die Bewerber für die Organisati­

on der Sozialistischen Partei Kreis Backnang vom 6. November 1945 (Quelle: SPD Ortsverein Backnang), das in ähnlicher 
Weise auch für die übrigen Partei(neu)gründungen im.Kreisgebiet zutreffen dürfte.
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Militärregier ns Dëiiot hlands 

Nachricusnkomiruilanweisung Nre 2

Gebrauch von Nachriotenmit teln durch zugelassene politische Parteien.

1. Hierdyroh wird jeder genehmigten deutschen politischen Partei die 5. ~ 
lassung erteilt, innerhalb des ihr gestatteten Tätigkeitsbereichs Hand = 
zettel und Plakate unter folgenden Bedingungen zu veröffentlichen und zu 
verteilen«
a) der Druck muss von einem registrierten Drucker ausgeführt werden, und 

wenn ein gewerbsmässiger Verbreitungsagent besohäfttigt wird, muss 
dieser g’.cichfalls ordnungsgemäss registriert sein.
Vor der ’erbreitung müssen 3 Dpien jeder, solchen Veröffentlichung bei 
der örtlichen Militärregierung, bei der die betreffende Partei ein - 
getragen ist, abgeliefert werden.

c) Die Zahl der von einer politischen Partei monatlich veröffentlichten 
Handzettel darf nicht mehr als 10% der Bevölkerungszahl im Zulassungs= 
bereich betragen, Handzettel dürfen nicht grösser sein als 15,25 x 
21,5 cm. Die Zahl der von einer politischen Partei monatlich veröffent­
lichten Plakate darf nicht mehr als 1 % der Bevölkerungszahl im Zu = 
lassungsbereich betragen, Plakate dürfen nicht grösser sein als 61 x 43 cm. 
Sie dürfen nur an den dafür bestimmten Stellen angebracht werden.

d) Handzettel und Plakate, die von politischen Parteien gemäss dieser An­
weisung veröffentlicht werden, dürfen folgendes Material‘umfassen« 
1.) Zeit und Ort politischer Versammlungen
2.) Namen der Sprecher und Parteifunktionäre
3,1 Offiziell yert-o’ cze. käricigzundsätze, Proklamationen, Parolen 

und. Programme oder Auszüge aus ihnen.
40) Aufforderungen einer Versammlung beizuwohnen, oder die bertz.Fentci 

zu unterstützen.
e) Handzettel und Plakate, die unter diesem § veröffentlicht werden, dürfen 

nicht enthaltens
1,) Lokale-oder Weltnachrichten.
2.) Anzeigen
Jeder Handzettel und jelos Plakat mes klar die fördernde Partei, die 
für die Veröffentlichung verantwortlich zeichnenden Partei: ' te-iedcr. 
deren Anschriften,, den herstehlenden Drucker und die Zahl der gedruck­
ten Exemplare angeben.

2. Zugelassene Politische Parteien, die Monatsschriften, Bücher, Broschüren 
oder’andere Veröffentlichungen, für a. . ’ 6 - kaina Zulassung gewährt ist,
zu verlegen wünschen, müssen einen oder mehrere Vertreter e-m " " die für 
diese. Literatur verantwortlich sind.Diese Vertreter können sich an das zu­
ständige Nachrichtenkontrollamt mit der Bitte um Zulassung wenden; gemäss 
den Zesti mmungen der Nachrichtenkontrollvorschrift Nr. 1.

3. Eine zugelassene politische Partei ist eine deutsche Partei, die von der 
r **+*—-------p a’o T-1 --1-’- ---ltor hat. ’n einem bestimmten Bezirk 
tätig zu sein.

4. Bei Verletzung einer der vorhergehenden Bestimmungen kann die Zulassung 
einer Partei, Handzettel und Plakate zu veröffentlichen, zeitweilig wider- 
: f_r olar aufgehoben werden, und die Person oder Personen, die für die 
Veröffentlichungen der Partei verentin *1 in sind terlizgon nach Er - 
messen eines “litargeriecvs den gesetzlichen Strafen.

Abb. 11: Die Auflagen der amerikanischen Besatzungsmacht für neu zugelassene Parteien waren 
streng: Auszug aus der „Nachrichtenkontrollanweisung Nr. 2 .
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widerrufen werden. Sofern eine besondere 
Genehmigung bei der örtlichen Militärregie­
rung unter Angabe des Ortes, der Zeit, des 
Zweckes sowie der Namen und der Adressen 
der Redner eingeholt worden war, durften 
öffentliche Versammlungen und Diskussionen 
abgehalten werden. Außerdem wurde es den 
Parteien gestattet, Mitglieds- bzw. Sammel­
beiträge für entstandene Ausgaben und die Ver­
teilung von Literatur einzufordern. Allerdings 
unterlagen Handzettel, Flugblätter oder ähnli­
che Parteischriften ebenfalls strengen Geneh­
migungsvorschriften, die nicht nur den Ort der 
Drucklegung bei einem amtlich registierten 
Drucker, die Zahl der vor einer Veröffentli­
chung bei der Militärregierung abzuliefernden 
Kopien oder die Höchstzahl der monatlich ver­
öffentlichten Handzettel und Plakate reglemen­
tierten, sondern auch den Inhalt und sogar 
deren Format bestimmten.269

Eine Woche nach der von amerikanischer 
Seite genehmigten Wiederzulassung der SPD 
für den Kreis Backnang trafen sich auf Einla­
dung von Hermann Lachenmaier 23 Partei­
freunde der SPD zu einer vorbereitenden 
Besprechung der ersten Mitgliederversamm­
lung.270 Unter diesen eingeladenen 23 Perso­
nen befanden sich acht ehemalige Gemeinde­
ratskandidaten, darunter zwei mittlerweile zur 
SPD gehörende ehemalige KPD-Gemeinderäte 
und ein ehemaliger Kandidat des Christlichen 
Volksdienstes. Zwei dieser einstigen Gemein­
deratsaspiranten hatten bereits 1919 für die 
SPD kandidiert.271 Wann genau die erste offi­

zielle Mitgliederversammlung der Backnanger 
SPD stattfand, auf der Lachenmaier zu deren 
ersten Vorsitzenden und Wilhelm Traub zum 
Schriftführer gewählt wurden,272 ist dagegen 
nicht bekannt. Ebensowenig konnten in Erman­
gelung weiteren Quellenmaterials über die 
Wiederzulassung politischer Parteien in Back­
nang keine zusätzlichen Wiedergründungsde­
tails über die KPD in Erfahrung gebracht wer­
den.273 Zu dem von Buchmann geforderten 
Zusammenschluß von KPD und SPD kam es 
auch entgegen den Vorstellungen prominenter 
Backnanger KPD-Anhänger allerdings nicht.274 
Dies lag jedoch weniger an der ablehnenden 
und für die SPD maßgebenden Haltung des 
nach Kriegsende rasch zum führenden Sozial­
demokraten in den Westzonen avancierten Kurt 
Schumacher. Auch bei führenden Backnanger 
SPD-Mitgliedern wie Wilhelm Traub, dem rund 
drei Monate hinter der russischen Front genügt 
hatten, um einen ganz klaren Trennungsstrich275 
zum Kommunismus zu ziehen, stieß Buch­
manns Vorschlag auf wenig Gegenliebe.

Im Gegensatz zu den beiden Arbeiterpartei­
en lassen sich die Anfänge der nach dem Krie­
ge neugegründeten Christlich-Sozialen Volks­
partei (CSV) bzw. der Christlich Demokrati­
schen Union (CDU), wie sie nach ihrer Umbe­
nennung im Januar 1946 genannt wurde, in 
Backnang relativ gut nachvollziehen.276 So tra­
fen sich noch während den letzten Kriegsmo­
naten gleichgesinnte Männer einerseits in 
kirchlichen Gremien, andererseits im Una- 
Sancta-Kreis 277 unter den Pfarrern Eberhard Jet- 

269 Nachrichtenkontrollanweisung Nr. 2 der amerikanischen Militärregierung Deutschlands zum Gebrauch von Nachrichten­
mitteln durch zugelassene politische Parteien (Quelle: SPD Ortsverein Backnang) bzw. RC 260 OMGWB 12/194-1/12/fol- 
der 1.

270 Einladungsschreiben Lachenmaiers vom 11. November 1945; der dem Schreiben beigefügten Liste der eingeladenen Perso­
nen ist zu entnehmen, daß es sich dabei vermutlich um eine reine Männerrunde gehandelt haben dürfte; die Beteiligung 
einer weiblichen Teilnehmerin kann jedoch nicht völlig ausgeschlossen werden, da von einer anwesenden Person kein Vor­
name überliefert ist (Quelle: SPD Ortsverein Backnang).

271 MB (21. Mai 1919, 4. u. 12. Dezember 1922, 9. u. 15. Dezember 1925, 5. Dezember 1928 und 4. November 1931).
272 Politischer Lebenslauf von Wilhelm Traub (Quelle: SPD Ortsverein Backnang).
273 Obwohl der großes öffentliches Ansehen genießende Eugen Wohlfarth in der Backnanger KPD kein Amt bekleidete, 

betrachteten die Amerikaner ihn als unumschränkten geistigen Führer der dortigen Partei, dem beste Beziehungen zum 
führenden Stuttgarter KPD-Mann Albert Buchmann nachgesagt wurden. Mit dem beim städtischen Bauamt beschäftigten 
Franz Hopfensitz als offiziellem Ortsvorsitzenden stand Wohlfarth ein langjähriges KPD-Mitglied zur Seite, von dem ihm 
die Organisations- bzw. Verwaltungsausgaben der Partei abgenommen wurden. Special Political Intelligence Report Kreis 
Backnang (15. Januar 1947), RG 260 OMGWB 12/194-1/12/folder 2.

m Politischer Lebenslauf von Wilhelm Traub (Quelle: SPD Ortsverein Backnang).
275 Ebd.
276 Vgl. die Festschrift der Backnanger CDU zum 50jährigen Bestehen des Stadt- und ehemaligen Kreisverbandes Backnang, 

die, sofern nicht anders angegeben, auch die Grundlage der nachfolgenden Zusammenfassung bildet.
277 Dabei handelte es sich um eine in Deutschland seit ca. 1935 bestehende, zahlenmäßig jedoch recht bescheiden gebliebe­

ne Organisation, der sowohl protestantische als auch katholische Geistliche und Laien angehörten. Die Mitglieder dieser 
Bewegung bemühten sich auf gemeinsamen Treffen mit Hilfe abwechselnd von Protestanten und Katholiken gehaltenen 
Vorträgen, eine beiden Kirchen gemeinsame Grundlage zu finden. Borsdorf/Niethammer (wie Anm. 265), S. 162f.; nähere 
Informationen über den Backnanger Una-Sancta-Kreis liegen mir dagegen nicht vor.
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ter (evangelisch) und Hanser (katholisch), um 
neben religiösen Fragen auch politische Pro­
bleme zu diskutieren. Nach dem Vorbild der 
sich im Nachkriegs-Stuttgart abzeichnenden 
Bildung einer christlichen, konfessionell nicht 
gebundenen Partei durch Vertreter des ehemali­
gen Zentrums, des Christlichen Volksdienstes 
und des Bauern- und Weingärtnerbundes278 
warb man auch in Backnang bei den Teilneh­
mern dieses Kreises und bei christlich einge­
stellten Bürgern für die Gründung eines Orts-/ 
Kreisablegers einer derartigen Partei. Maßge­
benden Anteil an deren Zustandekommen 
besaß der 51jährige Konstruktionsingenieur 
Karl Limbeck, der seine frühere Anstellung in 
der Maschinenfabrik Kaelble nach Kriegsende 
mit der Leitung des Backnanger Arbeitsamtes 
vertauscht hatte, nachdem er von Willy Riexin­
ger den Amerikanern für diese Position vorge­
schlagen worden war.279 Vor 1933 war Limbeck 
Ortsvorsitzender des Zentrums, das aber im 
überwiegend evangelischen Backnang bisher 
nur eine marginale Bedeutung gespielt und bei 
den letzten freien Reichs- bzw. Landtagswah­
len zwischen 1928 und 1932 vor Hitlers Mach­
tergreifung nie mehr als 3,6% der abgegebenen 
gültigen Stimmen in der Stadt (bzw. nie mehr 
als 2,1% der gültigen Stimmen im damaligen 
Oberamt Backnang) erhalten hatte.280 Neben 
Limbeck fanden sich am Sonntag, dem 18. 
November 1945, sieben weitere Männer 81 in 

dessen Privatwohnung zur Gründung der CSV- 
Orts- und Kreisgruppe Backnang ein. Von die­
sen hatten vier vor 1933 ebenfalls dem Zen­
trum angehört.282 Kurt Pohl, ein 30jähriger 
Dipl.-Volkswirt, präsentierte anläßlich des Zu­
sammentreffens einen ersten Entwurf von Leit­
sätzen, die sich v. a. an den von ihm „organi­
sierten" bisherigen Veröffentlichungen der 
Stuttgarter, Kölner und Frankfurter Gesinnungs­
freunde orientierten und den lokalen Backnan­
ger Verhältnissen angepaßt worden waren. 
Inhaltlich umfaßten diese allgemein aut eine 
wahre, christliche und damit soziale Gesell­
schaftsordnung abzielenden und einstimmig 
als Grundlage der kommenden politischen 
Arbeit in Stadt und Kreis gebilligten Richtlinien 
so verschiedene Themenbereiche wie Rechts­
gleichheit, Religions-, Meinungs-, Vereins-, Ver- 
sammlungs- und Tariffreiheit, die Freiheit der 
Künste, Wissenschaften und der Schulwahl,283 
das Recht auf Privateigentum, den staatlichen 
Schutz der Familie, den Föderalismus der Län­
der, die Selbstverwaltung der Gemeinden, die 
Förderung von industriellen, handwerklichen 
und landwirtschaftlichen Klein- und mittelstän­
dischen Unternehmen, einen auf das ganze 
Volk umzulegenden Lastenausgleich der 
Kriegsschäden oder ein allgemeines, gleiches, 
geheimes und direktes Wahlrecht.

Zweiter wichtiger Tagesordnungspunkt des 
Treffens war die Wahl eines Vorstandes, der die 

270 Schmitt Karl Die CDU im Landesbezirk Nordwürttemberg. In: Weihnacht, Paul-Ludwig (Hrsg.): Die CDU in Baden-Würt- 
derhberg und ihre“Geschichten- Schriften zur politischen Landeskunde Baden-Württembergs; Bd. 2) Stuttgart, Berlin, Köln

- Spe^fpol^^^ Backnang (15. Januar 1947), RG 260 OMGWB 12/194-1/12/folder 2 und StAB

. EsbqlecrkeitEwi&rngynk&leRstägswahlergebnissen des Zentrums in Backnang (zw. 1928 und 1932) vgl. MB (21. Ma, 1928, 
15. September 1930, 1. August und 7. November 1932):

Wahlen

Landtagswahlen (22. Mai 1928) 
Reichstagswahlen (14. September 1930) 
Landtagswahlen (24. April 1932) 
Reichstagswahlen (31. Juli 1932) 
Reichstagswahlen (6. November 1932)

Ergebnis in der Stadt 
in Prozent (Stimmen)
2,6% (101)
2,5% (120)
3,6% (1 53)
3,4% (162)
3,2% (144)

Ergebnis im Oberamt 
in Prozent (Stimmen)

1,9% (198)
1,9% (252)
2,1% (248)
2,1% (279)
2,0% (247)

. Drei Gerbereiarbeiter, ein Handelsschulrat, ein Kaufmann, ein Dipl.-Volkswirt und ein weiterer Ingenieur; ob darüber hin- 
^SÄÄSÄ^Ä politisch betätigt, und über die beiden 

übrigen liegen keine diesbezüglichen Angaben von reinen Bekenntnisschulen, wollten die Verfasser der
202 im Gegensatz zu den sonst innerhalb der. SV5A “,CRnEr^Bekénnlnis (Konfessions-)Schulen oder christlichen Gemein- 

sc^schulen'mh konfessionellem Religionsunterricht als ordentlichem
soziale Volkspartei? Leitsätze der ^tlich^ len Volkspartei.Kreigruppe ^d  ̂

polibSgheo.VeorteluneereeinEsaRekanneveranennienevorden.ouee c»u staciverband Backnang) bzw. SaUer (wie
Anm. 2), S. 88.
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Parteigeschäfte bis zur ersten ordentlichen Mit­
gliederversammlung führen sollte. Gewählt 
wurden: 1. Vorsitzender: Karl Limbeck (51, In­
genieur); 2. Vorsitzender: Alois Baumann (51, 
Handelsschulrat); Kreisgeschäftsführer: Kurt 
Pohl (30, Dipl.-Volkswirt).284

Von den drei anwesenden Arbeitern beklei­
dete damit keiner ein Amt. Mit der Aufforde­
rung, auch evangelische Christen von der un­
bedingten Notwendigkeit der Zusammenarbeit 
zum Aufbau eines christlichen Staatswesens zu 
überzeugen, endete die rund zweistündige 
Gründungsversammlung.285 Noch im Novem­
ber 1945 reichte man die ins Englische über­
setzten Leitsätze zusammen mit dem für eine 
Parteigründung erforderlichen Genehmigungs­
antrag bei der amerikanischen Militärregierung 
in Backnang ein. Und diese erteilte am 12. 
Dezember 1 945286 ihre Zustimmung zur politi­
schen Betätigung der Backnanger CSV.

Was die nach Kriegsende ebenfalls neuge­
gründete Demokratische Volkspartei (DVP) an­
belangt, liegen die näheren Begleitumstände 
über deren Gründungsaktivitäten in Backnang 
wiederum weitgehend im dunkeln. Den dorti­
gen amerikanischen Beobachtern fielen erst­
mals im Dezember 1945 die ersten Formie­
rungsversuche einer demokratischen Partei ins 
Auge.287 Bei den Ende Januar 1946 abgehalte­
nen Gemeinderatswahlen und selbst bei den 
am 28. April 1946 veranstalteten Kreistagswah­
len kandidierten jedoch in Backnang keine 
DVP-Vertreter.288 Da die meisten früheren Par­
teimitglieder der der DVP vorhergehenden 
Deutschen Demokratischen Partei (DDP) und 
der Deutschen Volkspartei (DVP) bis auf weni­

ge Ausnahmen zwischen 1933 und 1945 der 
NSDAP beigetreten waren, gelang es den weni­
gen nicht zur NSDAP übergewechselten Back­
nanger Demokraten erst im Juni 1946, eine ört­
liche Zweigniederlassung der DVP zu etablie­
ren.289 Angeführt wurde die DVP von dem 
69jährigen Lederfabrikanten290 Carl Robitschek, 
der vor 1933 der DDP angehört und in den 
Jahren 1928 und 1931 jeweils erfolglos für den 
Gemeinderat in Backnang kandidiert hatte.291 
Außerdem bestritt er bis 1933 den Backnanger 
Wahlkampf des damaligen Reichstagsabgeord­
neten Theodor Heuss.292 Nach Kriegsende ließ 
sich Robitschek, der kaum Kontakte zu den 
führenden Demokraten Württemberg-Badens 
in Stuttgart um Wolfgang Haußmann und Rein­
hold Maier unterhielt und von den Amerika­
nern in Richtung SPD tendierend eingeschätzt 
wurde, v. a. vom einflußreichen DVP-Vorsit- 
zenden des Nachbarkreises Schwäbisch Hall, 
Wilhelm Vogelmann, leiten. Unterstützung 
fand der gesundheitlich angeschlagene und 
deshalb nicht mehr für Wahlkampfveranstal­
tungen zur Verfügung stehende Robitschek 
lediglich bei wenigen, ebenfalls älteren und 
zumeist vor 1933 der DDP angehörenden 
Parteifreunden. In der Hauptsache handelte es 
sich bei diesen um Geschäftsmänner des geho­
benen Mittelstandes. Auf jugendliche Anhänger 
konnte die DVP dagegen nicht zählen.293

Weitere Informationen über die einzelnen 
Parteien ergeben sich aus den (monatlichen) 
Political Activity Reports 294 der Backnanger 
Militärregierung. Deren Angaben zufolge zähl­
te die KPD am 18. Januar 1946 kreisweit 73 
Mitglieder, die SPD 50 und die CSV 22 Mitglie­

284 Pohl mußte gleichzeitig auch die Aufgaben des zum Kassier gewählten Paul Lehnert (Kaufmann) übernehmen, da dieser 
sein Amt auf Grund seiner starken beruflichen Belastung nicht antrat. Da im übrigen der Gründungsvorstand des Kreisver­
bandes mit dem der Ortsgruppe identisch war, kam es in der Folge zu einer engen organisatorischen und personellen Ver­
flechtung der Orts- und Kreisgruppe.

285 Ohne aus Platz- und Zeitgründen darauf näher eingehen zu können, sei an dieser Stelle darauf verwiesen, daß insbesonde­
re die konfessionelle Zusammensetzung der mehrheitlich von katholischen Mitgliedern dominierten CSV in den folgenden 
Wochen und Monaten immer wieder zu innerparteilichen Auseinandersetzungen, ebenso wie zu Reibungen mit den übri­
gen Backnanger Parteien führen sollten.

286 Im Amtsblatt vom 20. Dezember 1945 wird im Gegensatz zur CDU-Festschrift der 10. Dezember 1945 als Genehmigungs- 
datum genannt.

287 Historical Report (December 1945), RC 260 OMGWB 5/10-2/7/folder 1.
288 AB (2 3. Januar und 2 0. April 1946).
289 Monthly Political Activity Report (1. July 1946), RG 260 OMGWB 5/10-2/7/folder 1.
250 Robitschek beschäftigte in der Regel etwa zehn Arbeiter. Als Halbjude mußte er seinen Betrieb 1939 schließen, blieb aber 

vor einer Deportation in ein KZ verschont. Heinz (wie Anm. 56), S. 186 und S. 194.
291 Special Political Intelligence Report Kreis Backnang (15. Januar 1947), RG 260 OMGWB 12/194-1/12/folder 2 und MB (5. 

Dezember 1928 und 24. November 1931).
2,2 Heinz (wie Anm. 56), S. 186.
253 Special Political Intelligence Report Kreis Backnang (15. Januar 1947), RG 260 OMGWB 12/194-1/12/folder 2.
294 (Monthly) Political Activity Report (18. Januar, 2. Februar, 30. März, 1. Mai, 1. Juli und 2. August 1946), RG 260 OMGWB 

5/10-2/7/folder 1.
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der. Bereits zwei Wochen später hatte die SPD 
mit 105 Mitgliedern ihre Anhängerschaft mehr 
als verdoppelt, während man sich bei der KPD 
bzw. mit der CSV mit 3 bzw. 5 Neuzugängen 
zufriedengeben mußte. Und als im Julibericht 
für den vorhergehenden Juni erstmals 9 Mit­
glieder der DVP angeführt wurden, verfügte die 
SPD über 280, die KPD über 140 und die mitt­
lerweile auch in Backnang in CDU umbenann­
te ehemalige CSV über 45 Mitglieder. Auffällig 
an diesen Zahlen ist der sich dahinter verber­
gende hohe Organisationsgrad der beiden 
Arbeiterparteien, die im Vergleich zu ihren bür­
gerlichen Opponenten viel eher auf ehemalige 
Parteimitglieder oder Sympathisanten aus Zei­
ten der Weimarer Republik zurückgreifen 
konnten. Die Frage inwieweit, wann oder ob 
KPD und SPD wieder an die Mitgliederzahlen 
früherer Tage anknüpften, kann jedoch nicht 
beantwortet werden, da diesbezügliche Mit­
gliederstatistiken nicht existieren. Im übrigen 
darf der im Gegensatz zur KPD-/SPD-Anhän- 
gerschaft sich bescheiden ausnehmende Mit­
gliederstand von CSV/CDU bzw. DVP nicht 
allein mit dem Mangel dieser Parteien an 
bereits vor 1933 politisch aktiven Personen 
erklärt werden. Eine allgemein innerhalb der 
Bevölkerung zu konstatierende parteipolitische 
Enthaltsamkeit nach den mit der NSDAP 
gemachten Erfahrungen, erschwerte es allen, 
ganz besonders aber den neugegründeten Par­
teien (trotz deren großer Anhängerschaft unter 
den Wählern),295 engagierte Parteimitglieder zu 
gewinnen.

Die gleichfalls diesen Berichten zu entneh­
mende finanzielle Entwicklung der einzelnen 
Parteien ergibt für den Kreis Backnang folgen­
des Bild. Am 18. Januar 1946 besaß die KPD 
ein Guthaben von 1030,99 RM. Dagegen 
beliefen sich die finanziellen Rücklagen der 
SPD bzw. der CSV auf deutlich geringere 
402,62 RM bzw. 175,00 RM. Kaum zweiein­
halb Monate später hatte die KPD ihre Einlagen 
auf 2 166,31 RM vermehrt, und auch der SPD 
war es innerhalb dieses Zeitraumes gelungen, 
ihr nunmehr auf 920,40 RM belaufendes Gut­
haben mehr als zu verdoppeln, während das

CDU-Vermögen lediglich 208,24 RM betrug. 
Im Juli 1946 verfügte die KPD schließlich über 
2 152,69 RM, die SPD über 1222,82 RM, die 
CDU über 303,97 RM und die DVP über 
277,70 RM. Ähnlich wie in Stuttgart 296 erweist 
sich die KPD damit als die bei weitem finanz­
stärkste Partei des Kreises. Dies ist um so 
erstaunlicher, als über den gesamten Beobach­
tungszeitraum von Januar bis Juli 1946 hinweg 
keine einzige Reichsmark als Mitgliedsbeitrag 
bei der Backnanger KPD verbucht wurde. 
Anscheinend handelt es sich bei den Stuttgarter 
Verhältnissen demnach nicht um einen Einzel­
fall, so daß die von Schnabel 297 angedeutete 
finanzielle Unterstützung der KPD durch die 
Sowjetunion hier einen weiteren Anhaltspunkt 
erhält.

5. Die ersten 
demokratischen Wahlen 
nach Kriegsende

a) Die Gemeinderatswahl 
(27. Januar 1946)

Entsprechend den auf amerikanischer Seite 
favorisierten Vorstellungen eines von unten 
nach oben erfolgenden Aufbaus der Demokra­
tie waren der deutschen Bevölkerung im ameri­
kanischen Besatzungsgebiet trotz der mittler­
weile vollzogenen Einsetzung von Beiräten 
bereits im September 1945 u. a. von General 
Eisenhower baldige Wahlen in Aussicht gestellt 
worden.298 Ein hierfür ab Mitte September 1945 
unter Federführung des stellvertretenden ameri­
kanischen Militärgouverneurs in Deutschland 
Lucius D. Clay ausgearbeiteter Terminplan sah 
im Januar 1946 Gemeinderatswahlen, im dar­
auffolgenden März Kreistagswahlen und im 
Mai 1946 Wahlen in den größeren Stadtkreisen 
vor.299 Allerdings fand dieser innerhalb der 
amerikanischen Militärregierung nicht unum­
strittene Plan kaum Zustimmung bei den 
führenden deutschen Politikern, deren Parteien 
inmitten ihres gerade begonnenen und von

295 Vgl. die nachfolgenden Kapitel 5a und 5c.
296 Schnabel (wie Anm. 7 8), S. 62 6.
297 Ebd. S. 626.
298 AB (2 2. September 1945).
299 Schnabel (wie Anm. 7 8), S. 634.
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Hin alle 2äbler 
und Zählerinnen

Der Stadt Badnang!
Am kommenden Sonntag, den 27. Januar 1946, werden Sie mit darüber 

zu entscheiden haben, mit der zurunftige Gemeinderat der Stadt Badnang 

auesehen soll: Die Cellnahme an der Wahl’ is nicht nur Pflicht, sondern 

auc Derantwortung. Eingedent Öfesen Verpflichtung wendet Jic die Kom- 
munistijche Partef in letzter Stunde noc einmal an alle Wähler und Wh- 

lerinnen, um sie noc auf Folgendes aufmerksam zu machen.

On Fortführung ihres Kampfes gegen die nazistische Führung und der 
Derantwortung für die Erhaltung unserer Hjeimat/taot bewußt; tonnte durc 

Organisierung einer Widerstandsgruppe, unter Führung einiget unserer Mit- 

glleder und -rechtzeitiger Aufnahme einer'Verbindung mit den ancückenden 
amerikanischen Truppen bei Löwenstein, bei der einer unserer Kameraden 

den Tod fand, eine Beschießung und-Bambaroferung sunserer Stadt verhin. 
dert werden. Durc diesen mutigen Einsatz blieb uno das Schicjal Sorns 

bachs mit all feinem Xelö und feiner Not erspart.

Durc richtungweisende Mstarbelt auf dem Rathque, unter Beachtung 
einer strengen Sachlichkeit, ohne jedes Rache- und Haßgefühl, gelang ee, 

dort wieder geordnete Derhältnise herzutellen, die ersten Schwierigkeiten 
zu überwinden und die durch die Brücen/prengungen obdachlos gewordene 

Bevblkerung testlos unterzubringen.

Die \Dersorgung der Bevölkerung mit Brennholz tonnte trotz Derfagene 

idee Arbeitsamtes mit Hilfe deè Arbeltoaus chujes durch restlosen EinJal 
unserer beteiligten GenoJJen flchergefteUt -werden. Durch unermüdlich« 
Kleinarbeit haben unsere Frauen im Airbeitsaus cuß die Doraussetzungen. 
für die Bescherung einer großen Anzahl oon Einderrelchen, Familien 1 zu 

Weihnachten geschaffen.

Wenn in der Frage des Arbeitsein saijes mit Recht darauf hingewlesen 
wird, daß nach dem Grundjat verfahren wurde, „die kleinen hängt man 

und die Großen läßt man laufen”/ so ist das zunächst einmal darauf zurüd- 
zuführen, daß die kleinen 7g. in den Betrieben sofort entlassen wurden und 

man mit allen Mitteln versuchte, die Herren Direktoren und, oberen Ringe.

Jellfen 3u halten. Durch dao Arbelteamt bekamen diese Herren ihren oiem- 
vel aum Erhaltishrer Lebenomittelrarten nac ihrer Entlalung durc das 
Oeler Ilr. Braud ohne sich an der Wiederaufbauarbeit beteiligen zu müJJen. 
Die Eieinen :Pe. ichlcte man zum Schippen, die großen gingen Jpazieren. 
Auf Konten dieser Heinen Vg, und, mit Unterstützung chrijtlich-jozialer Der- 
tretet petjuchen diese Herren ihre politische Nebabllitferung,ImMfETEn

Mit jejuftischer Gejchäftigkelt gehen Patholiiche Dertreter der ChriRlid)- 

loafalen Dolfepartef gerade bei dennehemaligen Pg’s. mit den verichicden- 

den Deriprechungen und unwahren Behauptungen gegen Angehörige unserer 

Patte (wir. walten ofe Reinen ehemaligen Pg. nicht mehr schnaufen. laJJen) 
lauf den Stimmenfang. Wir stellen fest, das gerade das Gegenteil richtig ist 

hb: upsersverantwortlicher Genosse Jich gerade dieser tlefnen teufe ange. 
.dämmen' hat. Angesichts unserer Pata/trophalen tage merken sie auc nicht 

eine ihrer Der/prechungen erfüllen sännen.
* "Wähler und. Wählerinnen! Laßztcuc nicht betrügen. Der besonnte Papi, 

talistisch-reaftionäte Dertreter auf dem Stimmzettel der Chriftlich-sozialen 
gibt diesem das ‘eigentliche Gepräge.

Aus dem'berftdndll<üen religiösen Bedürfnis und mangelndem Dertrauen 

21’ Mner "politischen" Partei, als’Folge pes naaiftis c en Betrugs, suchen diese 
’Eute politlsches Kapital-gu’schlagin." WIr" Rommtinsten" Jino’"für dolet 

Slaubenes und Gewisjeneftetheitrund ernsthaft gewillt, dle perJonliche Srel- 

best des Menschen als tellglöle GéwiJeneftelhelt ernst zu nehmen.
""On unermüdlicher . Sortführung unserer bisherigen. Arbeit nac, dem 

Orynojat ttengerSachlichtelt und1 Gerechtigkeit, mit dem festen Wien, 
immer die Aktivsten beim Wiederaufbau zu fein, werden wir une der Opfer 

de» Hitlerkrseges’annehmen. Unser: Wahlvorichlag enthält Dertreter aller 
Berufoichichten, der Arlegabeschädigten, und Sdegermltmen. Sle bieten die 

Gewähr für den Aufbau einer sauberen Gemeindeverwaltung und Wahe 
nebmung der Onteresen der ganzer Tchaffenden" Bevölkerung. Wir appel- 
leren an alle -freiheitlich und fortschrittlic gesinnten Männer und Jrauth 

und inedejondere an die Jugend, öle Rriensbeschädigten und Rriegerwilwen, 
ibee Serel.tmUllgfeit-jum Wlederaufbau’ unserer Heimat dadurch: zu’be. 

funden, daß sle den Dertretern’der-Kommunistischen Zijte ihre-Stimme 
geben.

Rommuniffijde Bartei Badnang

Abb. 12: Handzettel der Backnanger KPD für die Gemeinderatswahl vom 27. Januar 1946.

allerlei organisatorischen Schwierigkeiten (wie 
Papiermangel, Transportproblemen oder dem 
eingeschränkten Postverkehr) begleiteten (Wie- 
der-)Aufbaus von Clays Ankündigung überrum­
pelt wurden. Doch selbst eine gemeinsame 
Bitte der drei in der amerikanischen Besat­
zungszone eingesetzten Ministerpräsidenten 
Reinhold Maier (Württemberg-Baden), Karl 
Geiler (Groß-Hessen) und Wilhelm Hoegner 
(Bayern), die Wahlen wenigstens auf März oder 
April zu verschieben, konnte Clay nicht zur 
Abkehr von seinem ehrgeizigen Vorhaben 
bewegen.300 Schließlich wurden am 20. De­
zember 1945 durch das vom württemberg­
badischen Staatsministerium mit Zustimmung 
der amerikanischen Militärregierung verab­
schiedete Gesetz über die Anwendung der 
deutschen Gemeindeordnung von 1935 die 
rechtlichen Voraussetzungen für die endgültig 
auf den 27. Januar 1946 terminierten Gemein­

deratswahlen in Städten unter 20 000 Einwoh­
nern geschaffen.301 Nachdem mit diesem 
Gesetz die DGO vom nationalsozialistischen 
Führerprinzip befreit worden war, galt prak­
tisch wieder das alte württembergische Kom­
munalwahlsystem der Weimarer Republik mit 
der Ausnahme, daß 1946 alle und nicht wie 
vor 1933 üblich nur die Hälfte aller Gemein­
deräte gewählt werden mußten.302 Weitere durch 
die politische Nachkriegssituation Deutsch­
lands bedingten Unterschiede (gegenüber den 
vor 1933 gültigen Bestimmungen) betrafen die 
zunächst auf zwei Jahre beschränkte Amtsdau­
er der Gemeinderäte sowie den Ausschluß 
politisch Belasteter von der Wahl. Im einzelnen 
waren von einem solchen Ausschluß alle 
NSDAP-Mitglieder mit Eintrittsdatum vor dem 
1. Mai 1937 sowie alle aktiven (auch nach die­
sem Datum eingetretenen) Mitglieder, Partei­
funktionäre oder Amtsträger von NSDAP-Glie- 

300 Ebd. S. 634.
301 Sauer (wie Anm. 2), S. 105 und Schnabel (wie Anm. 78), S. 634.
302 Schnabel (wie Anm. 7 8), S. 634f.
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derungen betroffen. Selbstredend konnten ehe­
malige NSDAP-Mitglieder auch nicht gewählt 
werden. Ansonsten galt das vollendete 21. 
Lebensjahr und ein mindestens einjähriger Auf­
enthalt in der Gemeinde als Voraussetzung für 
das aktive und passive Wahlrecht.303

Erste nähere Angaben über den in Backnang 
ungefähr gleichzeitig mit der Genehmigung der 
CSV in der zweiten Dezemberwoche 1945 ein­
setzenden Wahlkampf, sind den bereits im vor­
hergehenden Kapitel erwähnten Berichten der 
dortigen amerikanischen Militärregierung zu 
entnehmen.304 Demnach waren die insgesamt 
25 im Januar von der KPD im Kreis abgehalte­
nen Veranstaltungen von 1 662 bis 1 762 Zu­
hörern besucht worden. Die SPD brachte es im 
gleichen Zeitraum bei 22 Versammlungen so­
gar auf 1 983 Zuschauer, während den 11 von 
der CSV organisierten Treffen 1 141 Besucher 
beiwohnten. Jeweils den größten Publikums­
andrang verzeichneten bei allen Parteien die in 
Backnang selbst veranstalteten Kundgebungen. 
Allein die CSV konnte auf einer einzigen Ver­
anstaltung mit 535 Zuschauern fast die Hälfte 
ihrer gesamten Zuhörerschaft begrüßen, und 
auch der von der SPD einen Tag vor Wahl 
abgehaltenen Abschlußkundgebung in Back­
nang waren rund 500 Teilnehmer gefolgt. Ein 
deutlich geringeres Publikumsinteresse bestand 
dagegen in den umliegenden Landgemeinden, 
wo die Besucherzahlen bei im Durchschnitt 
zwischen 40 bis 50 Personen lagen. Die von 
den Amerikanern auf allen Veranstaltungen 
beobachteten Hauptthemen beschäftigten sich 
mit der Erklärung fundamentaler Demokratie­
grundsätze, den Schwächen der früheren Wei­
marer Republik und deren zwangsläufigem 
Untergang sowie den Mitteln, demokratische 
Prinzipien zu bewahren bzw. zu festigen. Bei 
den hierfür zusätzlich von den Parteien einge­
setzten Wahlkampfbroschüren hatte die CSV 
eindeutig die Nase vorn. Mit den 2 600 Hand­
zetteln, 160 Postern und 5 000 Flugblätter der 
SPD sowie den 2 650 Handzetteln und 216 
Postern der KPD erreichten die beiden Arbei­

terparteien gerade zusammen die Zahlen der 
allein von der CSV verteilten 5 500 Handzettel
und 320 Poster.

Daß der Wahlkampf in Backnang auch 
inhaltlich von einer derartigen Konfrontation 
von KPD und SPD auf der einen und ihrem 
neugegründeten bürgerlichen Widerpart CSV 
auf der anderen Seite geprägt wurde, zeigt die 
nähere Betrachtung der überlieferten Handzet­
tel und Flugblätter.305 So erinnerte ein von der 
KPD veröffentlichtes Flugblatt die Backnanger 
zwar zunächst daran, daß es v. a. KPD-An- 
gehörige waren, die im April 1945 eine kampf­
lose Übergabe der Stadt ermöglicht hatten. Die 
seitherige Mitarbeit der KPD auf dem Rathaus 
ohne jedes Rache- und Haßgetühl auf Grund 
der im Dritten Reich erduldeten Verfolgung 
und die Aufzählung der bisher erreichten Lei­
stungen (von der Unterbringung der durch die 
Brückensprengungen obdachlos gewordenen 
Familien, über die Brennholzverteilung bis hin 
zur Weihnachtsbescherung kinderreicher Fami­
lien) blieb gleichfalls nicht unerwähnt. Ansch­
ließend gingen die Verfasser aber mit dem aus 
ihrer Sicht schon bei der Brennholzversorgung 
überforderten Arbeitsamt in Backnang hart ins 
Gericht. Schwerer als dieses durch den restlo­
sen Einsatz unserer beteiligten Genossen aus­
geglichene Versagen wog dagegen der von der 
KPD ebenfalls gegen das städtische Arbeitsamt 
erhobene Vorwurf einer ungleichen Behand­
lungspraxis entlassener NSDAP-Parteigenossen. 
Wörtlich heißt es in dem Flugblatt dazu:

(...) Wenn in der Frage des Arbeitseinsatzes 
mit Recht darauf hingewiesen wird, daß nach 
dem Grundsatzverfahren wurde, ,die Kleinen 
hängt man und die Großen läßt man laufen , so 
ist das zunächst einmal darauf zurückzu führen, 
daß die kleinen Pg. in den Betrieben sofort ent­
lassen wurden und man mit allen Mitteln ver­
suchte, die Herren Direktoren und oberen 
Angestellten zu halten. Durch das Arbeitsamt 
bekamen diese Herren ihren Stempel zum 
Erhalt ihrer Lebensmittelkarten noch ihrer Ent­
lassung durch das Gesetz Nr. 8 auch, ohne sich 

• Für den Landesbezirk Baden wurden sogar erst am 10Januar 1146aentsprecyende.Richslewvanrens“aes slnres" ya.er.g
SÄ» Ä«“ÄW» 1647. S. " Sa« W= Arm " s 1 os" und

- sonaRFAsvSnAeTAZRMs KèMon 0 8. JanuorundZEebvuAEASEB9,2529UNGWNRZ19:2KMolAE.kanang und 2. lugend

“ ^cZf^  ̂ 2 was will cie cTrisinicr-soziale voltsparen? touelle:
CDU Stadtverband Backnang).
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an der Wiederaufbauarbeit beteiligen zu müs­
sen. Die kleinen Pg. schickte man zum Schip­
pen, die großen gingen spazieren. Auf Kosten 
dieser kleinen Pg. und mit der Unterstützung 
christlich-sozialer Vertreter versuchen diese 
Herren ihre politische Rehabilitierung. (...)

Auch ohne daß von kommunistischer Seite 
ein Name genannt wurde, war klar, daß diese 
Kritik dem Leiter des Arbeitsamtes und CSV- 
Vorsitzenden Karl Limbeck galt. Der zweite 
persönliche Angriff des KPD-Flugblattes richte­
te sich gegen Hermann Kaelble, in dessen 
Fabrik während des Dritten Reiches u. a. Last­
wagen und Motoren für die Wehrmacht produ­
ziert worden waren, was von den Kommuni­
sten in Backnang zum Anlaß genommen wur­
de, Kaelble als bekannte(n) kapitalistisch-reak- 
tionäre(n) Vertreter zu bezeichnen, der dem 
Stimmzettel der CSV das eigentliche Gepräge 
gibt. Da in den Augen der KPD die CSV aus 
dem verständlichen religiösen Bedürfnis und 
mangelndem Vertrauen (der Bevölkerung, D. 
P.) zu einer politischen Partei, als Folge des 
nazistischen Betrugs, (...) politisches Kapital zu 
schlagen versuchte, betonten die Flugblattver­
fasser anschließend ausdrücklich die auch von 
der KPD akzeptierte volle Glaubens- und 
Gewissensfreiheit des einzelnen. Mit der insbe­
sondere an die Jugend, die Kriegsbeschädigten 
und Kriegerwitwen gerichteten Aufforderung, 
ihre Bereitwilligkeit zum Wiederaufbau unserer 
Heimat dadurch zu bekunden, daß sie den Ver­
tretern der Kommunistischen Liste ihre Stimme 
geben, endete der Wahlaufruf der Backnanger 
KPD.

Ebenso wie der Inhalt des hier wiedergege­
benen KPD-Flugblattes, zeigt auch die Lektüre 
der von SPD-Vertretern entworfenen Schriften, 
daß diese in der CSV ihren ärgsten Konkurren­
ten um die Gunst der Wählerstimmen sahen. 
Ohne einzelne CSV-Kandidaten persönlich zu 
attackieren, lehnten die Sozialdemokraten das 
Wort .christlich' als Aushängeschild einer Partei 
entschieden ab. Unter dem Hinweis auf die 
Verdienste der SPD auf dem Backnanger Rat­
haus vor 1933 sowie auf die 80jährige Partei­
tradition der deutschen Sozialdemokratie und 
den in dieser Zeit von ihr geführten Kampf 
gegen jede Diktatur und Mißbrauch der Macht

und für die Verwirklichung menschlicher und 
christlicher Grundsätze in Wirtschaft, Staat und 
Gemeinde wollte man den Backnanger Bür­
gern verdeutlichen, daß Christentum und 
Sozialismus keine Gegensätze sind. Wer 
jedoch für seine Politik den Namen des Chri­
stentums notwendig hat, mit dessen Politik 
kann es nicht weit her sein, lautete das Fazit 
der Genossen. Ähnlich dem zuvor betrachteten 
kommunistischen Wahlaufruf fehlte es dem 
sozialdemokratischen Pendant dennoch nicht 
an dem Hinweis, daß auch die SPD jedem 
Religionsfreiheit gewährt. In einem eigenen 
Flugblatt wandten sich die SPD-Funktionäre 
darüber hinaus an die von Hitler und dessen 
Gefolgsleuten um ihre Jugend betrogene jünge­
re Generation, um diesen Erstwählern den 
Schrecken des damals landläufig mit der 
Sowjetunion verbundenen Wortes „Sozialis­
mus" zu nehmen. Gleichzeitig sollte aber auch 
das von der CSV im Namen geführte Adjektiv 
„sozial" als Etikettenschwindel gebrandmarkt 
werden, denn eine bürgerliche Partei konnte in 
den Augen der Verfasser keine Garantie für 
eine wahre Demokratie oder für die Beseiti­
gung dringender sozialer Probleme geben, weil 
sie immer wieder bestimmte kapitalistische 
Kreise zu schützen hatte.

Im Gegensatz zu den von KPD und SPD ver­
faßten Flugblättern zeigen die von der CSV ver­
teilten Handzettel keine Spuren direkter Angrif­
fe auf diese Parteien. Stattdessen bemühte man 
sich in einem sachlichen, nicht pathetischen 
Ton, die Ziele und Vorstellungen der neuge­
gründeten Partei der Einwohnerschaft näherzu­
bringen.306 In deren vernünftigen und konstruk­
tiven Plänen sahen die Amerikaner zusammen 
mit den von der CSV unternommenen und von 
einem extensiven Einsatz an Wahlkampfbro­
schüren flankierten Anstrengungen, christliche 
und demokratische Prinzipien miteinander zu 
vereinen, die wesentlichen Gründe, die sowohl 
SPD als auch KPD in Backnang zwangen, sich 
etwas mehr an die demokratischen Grundre­
geln ihrer eigenen Parteiprogramme zu halten 
bzw. ihre bis dahin (Stand 18. Januar. 1946) 
rüderen Wahlkampfmethoden zu überden­
ken.307 Ein weiterer Unterschied zwischen den 
einzelnen Flugschriften liegt in der Tatsache,

306 Für den Inhalt vgl. die bereits im vorhergehenden Kapitel angesprochenen Leitsätze der CSV.
307 Political Activity Report (18. Januar 4 6); RG 2 60 OMGWB 5/10-2/7/folder 7.
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Zue Gemeinderatswall i^ Backnang.

llählerinen und ltlähler!

Zum erstenmal seit 1933 und dem Zusammenbruch des Dritten Reiches, wird am 
Sonntag, den 27. Januar 1946 zu den untersten Körperschaften der öffentlichen Ver­
waltung, im gleichen und geheimen Wahlrecht gewählt.
Dieses erstmalige Ausüben des Wahlrechts muß jeder Wahlberechtigte als heiligste 
Pflicht betrachten:
Die Sozialdemokratische Partei ruft deshalb auf, berechtigt durch eine 
jahrzehntelange Tradition erfolgreicher Politik auf dem Backnanger Rathaus vor 1933 
ihren Wahlvorschlag in die Urne zu werfen.

Sozial und demokratisch ist unsere Grundeinstellung. Seit 80 Jahren führen wir 
den Kampf gegen jede Diktatur und Mißbrauch der Macht und für die Verwirklichung 
menschlicher und christlicher Grundsätze in Wirtschaft, Staat und Gemeinde.

Christentum und Sozialismus sind keine Gegensätze.
Deshalb wenden wir uns dagegen, daß man das Wort „christlich“ als Aushängeschild 
für eine bestimmte Partei benützt.
Die Sozialdemokratische Partei hat es nicht notwendig, ihren Namen zu ändern, die 
Treue und das Vertrauen haben große Volksteile ihr auch über die Hitlerdiktatur 
hinaus bewahrt, das zeigt am deutlichsten das Wahlergebnis von Großhessen, wo die 
Sozialdemokratie als weitaus die stärkste Partei bei den Gemeindewahlen hervorging. 
Sie erhielt von 356000 Stimmen 156000 auf ihre Wahlvorschläge.
Eine starke Sozialdemokratische Partei bildet die Grundlage für eine demo­
kratische, politische, wirtschaftliche und kulturelle Aufstiegsmöglichkeit unseres Volkes. 
Dies müssen sich alle Frauen und Männer auch Von Backnang bewußt sein und den 
Wahlvorschlag der Sozialdemokratie unabgeändert in die Wahlurne werfen, be­
ginnend mit den Kandidaten:

Hecmani Lachenmaiec, Idäacheceüinkabec

Rudol? Weiß, Geekce
Rolect Chcet, Kaminleqecmeiskee, u. die weiiaeu 7? Kandidaten

Aus dem Vorort Steinbach:

ALLect ^iMec, Idilhelm ÜMec.

Aus den Teilgemeinden:

AlLeet Kann, Bauet, UjA^elieuezllÜ^

lleeman Schid, Bauet, Rötleshol.

Vorantwordich fr d. Inkale H. Luchonmaier, Backnang - Druck: Fr. Mürdter, Badkospg. Auflegt 2000

Abb. 13: Handzettel der Backnanger SPD für die Gemeinderatswahl vom 27. /anuar 1946.
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daß sich auf keiner der erhaltenen Wahlbro­
schüren der SPD oder der KPD eine vollständi­
ge Kandidatenliste der für den Gemeinderat 
kandidierenden Personen findet. Während 
zwei der drei Handzettelentwürfe überhaupt 
keine Kandidatennamen nennen, verzeichnet 
lediglich ein SPD-Flugblatt neben den vier 
Bewerbern in den Teilgemeinden wenigstens 
die drei „Spitzenkandidaten" der SPD in der 
Stadt.308 Unter dem Motto Wahlpflicht ist Bür­
gerpflicht! liegt dagegen eine komplette Liste 
sämtlicher CSV-Gemeinderatsanwärter (sowohl 
in DIN A3- als auch in DIN A4-Format) vor, die 
zudem mit einer Kurzanleitung für das richtige 
Ausfüllen des Stimmzettels versehen war. 
Zusätzliche Hilfe boten die am 12. Januar 1946 
im Amtsblatt veröffentlichte Gemeinderats­
wahlordnung und die eine Woche darauf 
publizierten ausgefüllten Wahlzettelbeispie- 
le.309 Vier Tage vor der Wahl erschien schließ­
lich auch ein komplettes Verzeichnis aller 
Gemeinderatskandidaten des Kreises.”0

Für die am 27. Januar 1946 in Backnang zu 
wählenden 24 Gemeinderäte stellten sich ins­
gesamt 70 Kandidaten der CSV (23), KPD (23) 
und SPD (24) zur Wahl. Dabei galten laut der 
Erklärung der Vertrauensmänner die Wahlvor­
schläge der KPD und SPD gegenüber dem 
Wahlvorschlag der CSV als einziger Wahlvor­
schlag.3" Diese vermutlich sich nur bei kniffli­
gen Sitzverteilungsproblemen auszahlende 
Vorkehrung bedeutete jedoch nicht, daß beide 
Parteien ihre Kandidaten auf einer „gemeinsa­

men Liste" präsentierten, denn abgerechnet 
wurde hinterher nach allen drei Parteien 
getrennt.312 Mit lediglich drei Kandidatinnen (= 
4,3%), von denen zwei für die KPD und eine 
für die SPD antraten, waren die in der Stadt 
(bzw. im Kreis) die Bevölkerungsmehrheit bil­
denden Frauen deutlich unterrepräsentiert.313 
Nach dem Stand der Versorgungsberechtigten 
am 7. Januar 1946 waren von den 13 300 Ein­
wohnern Backnangs 6 806 wahlberechtigt.”4 
Hiervon machten 6 081 Personen von ihrem 
Wahlrecht Gebrauch. Dies entsprach einer 
Wahlbeteiligung von ausgezeichneten 89,3%. 
Die Zahl der gültig abgegebenen Stimmzettel 
betrug 5 617. Da allen Wählern 24 Stimmen 
zur Verfügung standen, wären demnach 134 
808 gültige Stimmen zu erwarten gewesen. 
Tatsächlich wurden jedoch nur 128 208 Stim­
men abgegeben, so daß es 6 600 Fehlstimmen 
zu verzeichnen gab. Im einzelnen verteilten 
sich die Stimmen wie folgt: CSV 76 447 (= 
59,9%); SPD 33 724 (= 26,3%) und KPD 18 
037 (14,1%) Stimmen.”5 Auf die einzelnen Par­
teien umgerechnet ergab dies 15 Gemeinde­
ratssitze für die CSV, 6 für die SPD und 3 für 
die KPD.

Mit Franz Hopfensitz und Eugen Häberlin 
gehörten zwei der drei KPD-Gemeinderäte 
bereits in der Weimarer Republik dem Ge­
meinderat an. Bei der SPD war dies nur der bis 
1932 allerdings zur KPD gehörende Rudolf 
Weiß.”6 Und auch der für die CSV ins Back­
nanger Rathaus eingezogene Karl Fischer hatte 

308 SPD: Zur Cemeinderatswahl in Backnang. (Quelle: CDU Stadtverband Backnang).
309 AB (12. und 23. Januar 1946).
310 AB (23. Januar 1946).
311 Ebd.
312 AB (28. Januar 1946).

Da mir diesbezüglich keine exakten Zahlenangaben vorliegen, sei an dieser Stelle auf die wenigstens annähernd eine 
Tendenz vermittelnden Zahlen des Württembergischen und Badischen Statistischen Landesamtes (Stand: 6. Januar 1946) 
verwiesen, auch wenn die dort in die Statistik mit eingerechneten 18 bis 20jährigen nicht wahlberechtigt waren.

Mitteilungen des Württembergischen und Badischen Statistischen Landesamtes. Nr. 1 Stuttgart 1946. S. 18ff.
3,4 Wie wählte Württemberg-Baden? (wie Anm. 303), S. 25; wie viele NSDAP-Angehörige oder weniger als ein Jahr in Back­

nang wohnende Flüchtlinge von den Wahlen ausgeschlossen waren, geht aus den dortigen Angaben nicht hervor; als 
Anhaltspunkt für die Zahl der ausgeschlossenen ehemaligen Parteigenossen kann jedoch nach Schnabel ((wie Anm. 78), S. 
635] mit etwas mehr als 5% der Wahlberechtigten gerechnet werden (was in Backnang in etwa 340 Personen entsprechen 
würde).

315 Wie wählte Württemberg-Baden? (wie Anm. 303), S. 25.
3,6 Vgl. Kap. 4a.

Stadt Backnang Kreis Backnang
männlich weiblich männlich weiblich

Einwohner 5 756 7 851 27 157 35 990
(=42,3%) (=57,7%) (=43,0%) (=57,0%)

Anteil der über 18jährigen 
Einwohner

3 648 5 663 16 569 25 629
(=26,8%) (=41,6%) (=26,2%) (=40,6%)
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bereits vor 1933 eine der damals bei Gemein­
deratswahlen zu einer Wahlvereinigung zu­
sammengeschlossenen bürgerlichen Parteien 
im Gemeinderat vertreten.’17 Hinzu kam bei 
allen Parteien jeweils ein Gemeinderat, der vor 
1933 zwar nicht gewählt, aber zumindest als 
Gemeinderatskandidat angetreten war.”8 Da­
mit konnten 1/6 der 1946 gewählten Gemein­
deräte auf politische Mandate in der Weimarer 
Republik zurückblicken. Daß dies nicht mehr 
waren, liegt zum einen an dem von der CSV 
dominierten Wahlergebnis und deren größten­
teils bisher nicht politisch tätigen Kandidaten. 
Zum anderen hatte die in Backnang bislang bei 
Gemeinderatswahlen hinter den Kommunisten 
zurückliegende SPD (mit Ausnahme des frühe­
ren KPD-Gemeinderates Weiß) auf keines ihrer 
vor 1933 zuletzt zwei (Christian Diller und 
Wilhelm Erlenbusch) im Backnanger Gemein­
derat vertretenen Parteimitglieder zurückgrei­
fen können, nachdem u. a. Erlenbusch 1944 
verstorben war.”9 Von den seitherigen 12 Bei­
ratsmitgliedern wurden sieben in den Gemein­
derat gewählt. Für die CSV waren dies Her­
mann Aichholz und Gotthilf Heller, tür die 
KPD Eugen Häberlin und Franz Hopfensitz und 
für die SPD Robert Ehret, Hermann Lachenmai- 
er und Rudolf Weiß. Drei ehemalige Beiräte 
hatten im Januar 1946 nicht kandidiert, und 
lediglich das frühere Beiratsmitglied Albert 
Kopp war nicht gewählt worden. Bis auf Theo­
dor Braendle (CSV), der im Dritten Reich 
Untergruppenführer des Reichsluftschutzbun­
des war, wurden schließlich alle Gemeinderäte 
von der amerikanischen Militärregierung be­
stätigt.320 Für Braendle rückte Wilhelm Häusser- 
mann nach. Der Backnanger Gemeinderat 
setzte sich damit aus zwölf Selbständigen (drei 
Landwirten, sechs Handwerksmeistern, einem 
Fabrikanten und zwei kleineren Geschäftsleu­
ten), sieben Arbeitern und fünf Angestellten 
zusammen. Inwieweit die in Backnang leben­
den Gesellschaftsschichten adäquat repräsen­

tiert werden, erscheint angesichts des beacht­
lich hohen Anteils an Selbständigen zumindest 
fraglich.

Das Auffälligste des Gesamtwahlergebnisses 
ist jedoch das hervorragende und von nieman­
den in dieser Höhe erwartete Abschneiden der 
quasi noch in ihren Kinderschuhen steckenden 
CSV. Mit fast 60% der abgegebenen gültigen 
Stimmen hatte sie sich nicht nur eine klare 
absolute Mehrheit erkämpft und die höher ein­
geschätzte KPD und SPD weit hinter sich 
zurückgelassen. Wie total dieser Triumph aus­
gefallen war, zeigt jedoch erst ein Blick auf die 
Einzelergebnisse der CSV-Kandidaten, denn 
selbst deren „schlechtester" Bewerber Otto 
Maier übertraf mit den für ihn abgegebenen 
2 297 Stimmen den bei der SPD führenden 
Robert Ehret (1 788 Stimmen) bzw. den bei der 
KPD vorne liegenden Franz Hopfensitz (1 216 
Stimmen) um Längen. Ein entscheidender 
Grund für diesen Wahlerfolg lag darin, daß es 
der CSV gelungen war, für ihren Wahlvorschlag 
eine Reihe angesehener Persönlichkeiten zu 
gewinnen, die eine breite Wählerschaft anspra­
chen. So kandidierten u. a. der Leiter des Back­
nanger Arbeitsamtes (Karl Limbeck), ein Studi­
enrat (Karl Maneval), der Chef eines der größ­
ten Betriebe (Hermann Kaelble) oder der 
Direktor der Backnanger Kreissparkasse (Wil­
helm Kopp) für die CSV. Hinzu kamen mehrere 
selbständige Handwerksmeister oder Landwir­
te. Daneben fanden sich aber genauso einfache 
Arbeiter auf dem Stimmzettel der CSV, so daß 
den Wählern ein vielfältiges Spektrum an 
Wahlmöglichkeiten geboten werden konnte. 
Mit dem seit 1946 bis mindestens in die Mitte 
der 70er Jahre für die CDU im Backnanger 
Gemeinderat sitzenden Eugen Dietermann321 
besaß die CSV zumindest einen Kandidaten, 
der auch die „jüngeren" Wähler ansprach. Die 
im Gegensatz zur CSV-Liste um vieles schicht­
spezifischeren und um die gleiche Wählerkli­
entel konkurrierenden Listen von KPD und

- Karl Fischer: Gemeinderatin Backnangsp32.bis.b937MR.*pDeemrPannSChaar, 1928 und 1931 KPD-Kandidat; für die 

SPD: Wilhelm 62F%%. 1931 Kandidat der Bürgervereinigung und des landwirtschaftlichen Obstvereins; MB (5. Dezember 

1928 und 8. Dezember 1931).Gemeinderat vertretenen Christian Diller erscheint ein altersbedingter 
" pucb-bgauraer"ponindesteresaussanrsdkesmaN auch wenn mir dafür kerne konkreten Anhaltspunkte vorliegen. Bauer 

(wie Anm. 266), S. 101 und MB (21. Mai 1919, 11. Dezember 1928 und 8. Dezember 1931).

320 StAB GRP (11. März 1946).
321 StAB Schülerarbeit (wie Anm. 8), S. 63.
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Wahepeicht ist Biic^ecfifÜcltt!
Zur Gemeinderatswahl am 27. Januar 1946 darf es feine 

Wahlmüdigkeit geben, denn es geht um das Wohl und Wehe 

der Stadt Bacnang.

Wer nicht wählt, ützt den Wahlvorschlag der andernParteien. 

Prüfe diesen Wahlvorschlag:

Bewerber für Bacnang:
Braendle, Theodor Prokurist
Limbed, Rarl Ongenieur
Kaelble, Hermann fen. Fabrikant
Dietermaun, Eugen Lagerarbeiter
Schwerz, Rael Jen: Schlossermeister
Aicholz, Hermcnu Kaufmann
Dieierich, Jalob ■ Alalermeister
Chinger, Bernhard Alechaniker
Ccharot, Georg Bäckermeister
Sürst, Anton Gerbereiarbelter
Brom, Joses Alalermneister
Hacenschuh, Max Betriebsleiter
ßäußermann, Wilhelm Werkmeister"
Repp, Wilhelm Sparkassendirektor
Rugler, Otto Gerberelarbelter (Rentner)
Maler, Otto Gerberelaibelter
Maneval, Rarl Studienrat
Rieker, Otto Maler
Schat, Heincic Alechaniker
Weller, (fugen Schreinermelster

Bewerber für die Cellgemeinden :

Bec, Eugen Landwirt ■ Sachsenwellerhof
Sischet, Rat Bquer Oberschöntal
Hellet, Gotthilf Bauer Steinbac 2 Stimmen

Bis Du nicht vertraut mit den verschiedenen Wahlmbglich. 
feiten des otimmenhäufens und Etimmenübernehmens, so 
gib nur diesen Wahlvorschlag unverändert ab.

Achte darauf, daß Du die Stimmenhöchstzahl — 20 Stimmen 
für Bacnang und 4 Stimmen für die verschiedenen Zeilge. 
meinten — nicht überschreitest. Eine Etimmenhäufung bei 
den Eeilgemeinden — außer Steinbac 2 Stimmen L in 
nicht möglich.

Wenn Du bewußt ungültig wähi, indem Du ein weißes Blatt 
ober feinen Wahizettel in den Umschlag legn, schädig. Du 
damit Dic und Deine Gemeinde.

Zeige Verantwortungsbewußtsein
und wähle die Kandidaten

der chrijlic-fozialen Volkspartei

Verantworiiich für den Inhalli
Kur Pohl, Badinang, Ober Bahnhohirah.
1000 sL Orudki Buddr. Pr. Stroh Backnang
Mu Oanehmiguug der MLlLAr-Reglerung

Abb. 14: Handzettel der Backnanger CSV für die Gemeinderatswahl vom 27. Januar 1946.

SPD, auf denen Arbeiter und kleinere Ange­
stellte (sowie v. a. bei der SPD selbständige 
Handwerker) dominierten, fanden dagegen bei 
der breiten Masse der Wählerschaft wenig oder 
keinen Rückhalt. Neben diesen personellen 
Gründen machten die Amerikaner die von der 
CSV bis an die erlaubten Grenzen ausge­
schöpfte und von SPD und KPD eher vernach­
lässigte Veröffentlichung von Flugschriften oder 
sonstigen Propagandamaterials für den Sieg 
verantwortlich.322 Die Tatsache, daß in Back­
nang im Januar 1946 die organisatorisch weit 
zurückhinkende DVP keine Gemeinderatskan­
didaten nominierte, hatte ebenfalls wesentli­

chen Anteil am Wahlsieg der CSV. Auch dürfte 
der vorhandene Frauenüberschuß unter den 
Wählern 323 oder die allgemeine Furcht der Be­
völkerung vor einem kommunistischen Ruß­
land, dessen Soldaten sich in nicht mehr allzu 
weiter Entfernung bereits auf deutschem Gebiet 
befanden, einen höheren Stimmenanteil der 
linken Parteien verhindert haben.

Daß dieses erste Wahlergebnis in Backnang 
nach Kriegsende vieles seines auf den ersten 
Blick überrraschenden Charakters einbüßt, 
zeigt ein Vergleich mit den beiden letzten Ge­
meinderatswahlen in der Stadt ohne national­
sozialistische Beteiligung.324

322 Monthly Political Activity Report (1. May 1946); RG 2 60 OMGWB 5/10-2/7/folder 1; die Zahl der pro Monat von einer poli­
tischen Partei verteilten Handzettel durfte nicht mehr als 10% der Bevölkerungszahl des Zulassungsbereichs der Partei 
betragen. Plakatveröffentlichungen waren monatlich sogar auf 1% der Bevölkerungszahl beschränkt. Nachrichtenkontroll­
anweisung Nr. 2 (Quelle: SPD Ortsverein Backnang).

m Schnabel (wie Anm. 78), S. 637.
324 MB (15. Dezember 192 5 und 11. Dezember 192 8).
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Abb. 15: Backnanger Wahlergebnisse von 1925, 1928 und 1946.

Gemeinderatswahl 13. 12. 1925 9. 12. 1928 27. 1. 1946

SPD 13,4% 14,5% 26,3%

KPD 21,2% 21,2% 14,1%

Wahlvereinigung 49,9% 37,9% CSV 59,6%

Bürgervereinigung 10,9% 14,8%

CVD 11,7%

Demnach erzielten die beiden Arbeiterpar­
teien SPD und KPD 1925 bzw. 1928 zusam­
mengerechnet anteilmäßig etwa genauso viele 
Stimmen wie bei den Wahlen 1946, wenn­
gleich sich die Stimmenverhältnisse zugunsten 
der SPD verschoben hatten. Die in Backnang 
vor 1933 zu einer Wahlvereinigung zusam­
mengeschlossenen Demokraten und Konserva­
tiven sowie die überparteiliche Bürgervereini­
gung und der erst 1928 kandidierende Christli­
che Volksdienst (CVD) repräsentierten dagegen 
das bürgerlich-konservative Wählerspektrum 

der Stadt und hatten 1925 (bzw. 1928) zusam­
mengenommen ungefähr einen ähnlichen pro­
zentualen Stimmenanteil wie ihn die CSV 1946 
erreichte.

Die schon die Beiratssitzungen bestimmen­
den Nachkriegsprobleme325 beherrschten in 
den folgenden Monaten auch die Arbeit des 
neu gewählten Gemeinderates, wobei die noch 
im Wahlkampf deutlich gewordenen Rivalitä­
ten der Parteien untereinander in den Hinter­
grund traten und allenfalls andeutungsweise in 
Besetzungsfragen hervorschienen. Mit der

Abb 16- Vergleich der Gemeinderatswahlergebnisse vom 27. Januar 1946 in der Stadt Backnang, 
im Landkreis Backnang und in Württemberg-Baden (Wie wählte Württemberg-Baden?; wie

Anm.3O3).

325 Vgl. Kap. 3c.
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Schaffung eines Wohnungs- und eines eigenen 
Flüchtlingsamtes suchte man diesen dringend­
sten Problemen zu begegnen. Ein eigens für 
Industrieanwerbungen gebildeter Wirtschafts­
ausschuß sollte krisenfeste Industrien zu einer 
Ansiedlung in Backnang bewegen, um die in 
der Stadt vorhandenen Arbeitsmöglichkeiten 
nicht nur für die neu hinzu gezogenen Flücht­
linge zu erweitern. Bereits 1946 hatten u. a. so 
namhafte Firmen wie Siemens oder AEG 
gegenüber den Vertretern dieses Ausschusses 
ihr Interesse einer Umsiedlung ihrer Betriebe 
nach Backnang bekundet. Daneben oblagen 
dem Gemeinderat aber in zunehmendem 
Maße immer mehr kommunale Verwaltungsan­
gelegenheiten, sei es der Entwurf, die Beratung 
oder die Verabschiedung einer eigenen Ge­
schäftsordnung, sei es die Aufstellung eines 
Haushaltsplanes, sei es die Einstellung oder 
Entlassung städtischer Angestellter oder sei es 
die Beratung über die Durchführung von kultu­
rellen Veranstaltungen, die sich ebenso auf 
Tagesordnungen heutiger Gemeinderatssitzun­
gen finden könnten. Und als sich die ersten 
Backnanger Nachkriegsgemeinderäte schließ­
lich am 7. Januar 1948 zu ihrer letzten Sitzung 
trafen, konnten sie auf 133 Sitzungsstunden, 
die sich auf 24 Sitzungen verteilten, und 551 
Verhandlungspunkte zurückblicken.326

b) Die ersten Bürgermeisterwahlen 
in Backnang nach Kriegsende

Die im Januar gewählten Gemeinderäte tra­
ten am 11. März 1 946327 zu ihrer ersten (öffent­
lichen) Gemeinderatssitzung zusammen, auf 
welcher sie nach einem kurzen Streifzug durch 
die Gemeinderatsordnung vom kommissari­
schen Bürgermeister Eugen Wohlfarth (KPD) 
per Handschlag zur gewissenhaften Erfüllung 
ihrer Aufgaben verpflichtet wurden. Es folgte 
eine im Auftrag der CDU-Fraktion vom Ge­
meinderat Karl Limbeck abgegebene Erklärung, 
in der er u. a. keinen Zweifel daran ließ, daß 
die CDU in Anbetracht ihres hervorragenden 
Wahlergebnisses zukünftig keinen kommunisti­

schen Bürgermeister in Backnang dulden 
würde: (..) Es wäre eine absolute Verneinung 
der Grundsätze der Demokratie, die doch auch 
von den Linksparteien herbeigesehnt wird, 
wollten wir das Amt des Bürgermeisters in der 
Hand eines Mitgliedes einer Partei belassen, 
die nur etwa 14% der am Wahltag abgegebe­
nen Stimmen für sich erreichen konnte. (...E26

Gleichzeitig sprach sich Limbeck jedoch 
gegen jede engstirnige Parteipolitik329 aus und 
signalisierte den übrigen Gemeinderatsmitglie­
dern die Bereitschaft der CDU zu einer partei­
übergreifenden Zusammenarbeit. In ähnlichem 
Sinne, zumindest was Limbecks letzten Punkt 
anbelangte, äußerten sich auch Franz Hopfen­
sitz für die KPD und Hermann Lachenmaier für 
die SPD, so daß in der anschließenden Aus­
sprache über den vom bisherigen Bürgermei­
ster verlesenen Tätigkeitsbericht Vertreter aller 
Parteien im Backnanger Rathaus ihre Anerken­
nung und ihren Dank für die von Wohlfarth 
und den Beiräten geleistete Arbeit des letzten 
halben Jahres bekundeten. Schließlich wurden 
die bei der Stadt eingegangenen Bewerbungen 
für die auf den 14. März 1946 terminierte Bür­
germeisterwahl bekanntgegeben. Neben dem 
seither kommissarisch tätigen Amtsinhaber 
Wohlfarth, hatten auch Karl Limbeck sowie ein 
gewisser Dr. Walter Baumgärtner, seines Zei­
chens Rechtsanwalt aus Stuttgart, ihre Kandida­
tur angemeldet. Da Wohlfarth und Limbeck 
bekannt waren, galt das Interesse der Backnan­
ger Gemeinderäte dem ebenfalls an der Sit­
zung teilnehmenden Baumgärtner, der diesen 
in aller Kürze über seine Rechtsanwaltstätigkeit 
während des Dritten Reiches 330 und die nähe­
ren Hintergründe seiner Kandidatur Auskunft 
gab. Der nach eigenen Angaben politisch un­
gebundene Baumgärtner war demnach auf 
dem Stuttgarter Innenministerium vorstellig 
geworden, um sich nach einer geeigneten Stel­
le in der kommunalen Verwaltung zu erkundi­
gen. Von einem Dr. Schwammberger auf 
Bürgermeisterposten in Schwäbisch Hall, Geis­
lingen oder Backnang verwiesen, wandte er

326 WZE/BN (10. Januar 1948).
327 StAB GRP (11. März 1946).
328 Ebd.
329 Ebd.
330 Da für Rechtsanwälte kein Beitrittszwang zur NSDAP bestanden hatte, war Baumgärtner dieser auch nicht beigetreten, wes­

halb ihm weniger Armenrechtsprozesse zugewiesen wurden. Außerdem empfand er seinen Kompagnon (Dr. H.) als stren­
gen politischen Leiter, vor dem er sich in Fragen der Politik sehr in acht nehmen mußte, so daß er es seiner eigenen Ein­
schätzung zufolge nur guten Freunden zu verdanken hatte, nicht in ein KZ gekommen zu sein. StAB CRP (11. März 1946).
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Abb. 17: Der Backnanger Sozialdemokrat Hermann Lachenmaier sen., hier zusammen mit Freun­
den (darunter der einzige Backnanger Jude Emanuel Feigenheimer) auf einem Bild aus den 50er 

Jahren.

sich daraufhin an seinen alten Bekannten Wil­
helm Kopp, dem kommenden starken Mann 
der Backnanger CDU, mit dem ihn eine bis in 
die 20er Jahre zurückliegende Freundschaft 
verband.531 Kopp berichtete Baumgärtner von 
den Bemühungen der CDU um einen Fachbür­
germeister,132 woraufhin sich dieser für eine 
Bewerbung in Backnang entschied.

Bereits am darauffolgenden Donnerstag (14. 
März 1946)37 zwischen 16.0 0 bis 16.4 5 Uhr 
schritten die Backnanger Gemeinderäte in 
Anwesenheit von Captain Panettiere und eines 
weiteren nicht namentlich genannten Offiziers 
als Vertreter der Militärregierung Backnangs 
sowie von Landrat Friedrich Tränkle und Regie­
rungsassessor Dr. Sladek, die beide das Land­
ratsamt vertraten, zur Wahl ihres künftigen 
Stadtoberhauptes. Allerdings hatte Karl Lim­
beck in der Zwischenzeit seine Kandidatur 
zurückgezogen, da der von Kopp vorgeschla­
gene gelernte Verwaltungsfachmann Baumgärt­

ner eher den Vorstellungen der CDU-Fraktion 
entsprach.334 So votierten in der geheimen 
Abstimmung alle 15 CDU-Gemeinderäte für 
Baumgärtner, während sich Wohlfarth mit den 
restlichen 9 Stimmen von SPD (6 Stimmen) und 
KPD (3 Stimmen) begnügen mußte.335 Auf die 
von den Amerikanern bestätigte Wahl Baum­
gärtners wählte man zwei Wochen darauf Her­
mann Kaelble sen. (für die CDU) und Hermann 
Lachenmaier (SPD) zu dessen ersten bzw. 
zweiten Stellvertreter. Baumgärtner selbst trat 
am 1. April 1946 im Beisein von Captain Panet­
tiere und Landrat Tränkle, der ihn im Auftrag 
des Innenministeriums und kraft eigener Amts­
tätigkeit auf die gewissenhafte Erfüllung seiner 
Aufgaben verpflichtet(e),336 sein Amt an.

Der damals 46jährige Baumgärtner sollte für 
die kommenden 20 Jahre an der Spitze der 
Backnanger Stadtverwaltung stehen. Im Sep­
tember 1899 in Stuttgart geboren,337 entstamm­
te er einer alten württembergischen Beamtenfa­

331 CDU-Festschriftentwurf.
332 StAB GRP (11. März 1946).
333 StAB CRP (14. März 1946).
334 CDU-Festschriftentwurf.
333 StAB CRP (28. März 1946).
" sgbaenP.M WzEBR“8: März 1948) anläßlich Baumgärtners Wiederwahl am 29. Februar 1948 veröffentlichten Kurz

lebenslauf.
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milie. Nach der Erlangung der mittleren Reife 
war er 1915 in die Laufbahn des mittleren Ver­
waltungsdienstes eingetreten. 1922 legte er die 
gehobene Verwaltungsdienstprüfung ab und 
arbeitete in den folgenden Jahren als Oberse­
kretär bei der Stadt Stuttgart. Die Aufgaben sei­
ner städtischen Dienste 1926 ermöglichten es 
ihm, im Februar 1927 als außerordentlicher 
Schüler am Feuerbacher Reformgymnasium 
sein Abitur nachzuholen. In der Folgezeit wid­
mete Baumgärtner sich an den Universitäten in 
Tübingen und Berlin dem Studium der Rechts­
wissenschaft und der Volkswirtschaft und pro­
movierte im Frühjahr 1930 über Die Rechts­
stellung und die Bedeutung der kommunalen 
Sparkasse im Bankverkehr. Seit seiner im Som­
mer 1933 absolvierten Großen Juristischen 
Staatsprüfung wirkte er schließlich bis zu seiner 
Einberufung zum Kriegsdienst als selbständiger 
Rechtsanwalt in Stuttgart, bevor er sich in 
Backnang um den Bürgermeistersessel bewarb.

Da Baumgärtners erste Amtszeit (ebenso wie 
die des Gemeinderates) angesichts der unkla­
ren politischen Verhältnisse auf zwei Jahre 
beschränkt war, stand im Februar 1948 erst­
mals nach Kriegsende wieder eine Bürgermei­
sterwahl durch die Bevölkerung an, die zu 
einer triumphalen Bestätigung des bisherigen 
Amtsinhabers geriet. Zwar hatten neben dem 
zwischenzeitlich auch als geschäftsführendem 
Vorsitzenden der Backnanger Spruchkammer 
fungierenden Baumgärtner bis zum Ablauf der 
Abgabefrist sechs weitere Kandidaten 338 ihre 
Bewerbung für das Amt des Bürgermeisters ein­
gereicht, jedoch standen deren Chancen von 
vornherein wenig günstig, da sie weder aus 
Backnang oder der näheren Umgebung stamm­
ten noch von den dortigen Parteien nominiert 
worden waren. So zogen zwei Bewerber 339 ihre 
Kandidatur zurück, und von den vier übrigge­
bliebenen Herausforderern Baumgärtners er­
schien lediglich der Journalist Rolf Nonnen­
macher auf der für den 21. Februar 1948 
angesetzten Kandidatenvorstellung im voll 
besetzten Backnanger Bahnhofshotel (ca. 400 
Sitzplätze).340 Dieser arbeitete nach Stationen 

im Wirtschaftsministerium und beim Süddeut­
schen Rundfunk zum damaligen Zeitpunkt als 
Dezernent in der innenpolitischen Abteilung 
der Stuttgarter Zeitung. Die von Nonnenma­
cher gegenüber Baumgärtner als Amtsinhaber 
attestierten Vorteile, glaubte der 31jährige 
durch seine Jugend wettmachen zu können. 
Doch statt die Bevölkerung mit konkreten Zie­
len für seine Wahl zu gewinnen, beließ er es 
bei einer allgemein gehaltenen politischen 
Absichtserklärung. Außerdem hatte das SPD- 
Mitglied seine Bewerbung aus eigener Initiative 
betrieben, ohne zuvor die örtlichen Parteistel­
len zu konsultieren. Deren Reaktion bestand in 
der Veröffentlichung eines am Dienstag vor der 
Wahl gefaßten Mitgliederbeschlusses, der es 
den SPD-Mitgliedern und Anhängern freistellte, 
welchem Bürgermeisterkandidaten sie am 
kommenden Sonntag ihre Stimme gaben.341

Der ebenfalls auf der Vorstellungsveranstal­
tung anwesende Baumgärtner dagegen war 
sich seines Amtsbonusses durchaus bewußt, 
vergaß aber auch nicht, darauf hinzuweisen, 
daß die Pflichten eines Bürgermeisters häufig 
populären Tätigkeiten im Wege stünden. Im 
übrigen sprach er sich gegen jede Art der Par­
teipolitik auf dem Backnanger Rathaus aus und 
wünschte sich weiterhin eine gute Zusammen­
arbeit mit den Beamten, Angestellten und 
Arbeitern der Stadt, den Behörden, dem Ge­
meinderat, dem Wohlfahrtsausschuß, den Ge­
werkschaften, den Vereinen und jedem einzel­
nen Stadtbewohner. Nicht unerwähnt blieb die 
von Baumgärtner abschließend als gut betrach­
tete wirtschaftliche und finanzielle Lage der 
Stadt, deren Aufwärtsentwicklung er v. a. auf 
die Tatkraft des Gemeinderates (mit ihm als 
Geschäftsführer) zurückführte.342 Insofern herr­
schten kaum Zweifel an Baumgärtners Wieder­
wahl am 29. Februar 1948, einzig die Ein­
mütigkeit, mit der sich die Backnanger für ihr 
seitheriges Stadtoberhaupt entschieden, bot 
Anlaß zur Überraschung. Bei einer Wahlbetei­
ligung von nur 54,73% entfielen von den 5 095 
abgegebenen gültigen Stimmen allein 4 866 
Stimmen (= 95,5%) auf Baumgärtner. Rolf 

336 Gustav Ascher (39, stellv. Staatskommissar für das Flüchtlingswesen), Artur Blaich (Dipl.-Ing.), Joachim Hasper (53), Hans
Leistner (31, Zivilingenieur), Rolf Nonnenmacher (30, Journalist) und Dr. Erwin Zeisel (44, Abteilungsleiter im Wirtschafts­
ministerium Württemberg-Baden); AB (14. Februar 1948).

339 Artur Blaich (AB 21. Februar 1948) und Gustav Ascher (WZE/BN 2 5. Februar 1948).
340 Ebd.
341 WZE/BN (28. Februar 1948).
342 WZE/BN (3. März 1948).
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Nonnenmacher erhielt 181, Dr. Erwin Zeisel 
25, Hans Leistner 15 und Joachim Hasper 8 
Stimmen. Und auch wenn keine amtlich herge­
stellten Stimmzettel verwendet werden konn­
ten, waren nur 73 Stimmen ungültig.343

c) Die übrigen Wahlen 
des Jahres 1946

Um das Bild der von den Amerikanern 
zunächst auf Gemeindeebene begonnenen 
Demokratisierung zu vollenden, soll an dieser 
Stelle abschließend ein kursorischer Blick auf 
die den Gemeinderatswahlen nachfolgenden 
Kreis- und Landtagswahlen sowie auf die zwi­
schen diesen beiden Wahlgängen liegende 
Wahl zur Verfassunggebenden Landesver­
sammlung geworfen werden. Nachdem im 
März 1946 vom württemberg-badischen Staats­
ministerium die Neuordnung der Landkreisver­
waltung vorgenommen worden war, wurden 
am 28. April 1946 in den 28 Kreisbezirken 
Württemberg-Badens die Kreistage gewählt.'41 
Bei diesen handelte es sich um eine öffentliche 
Gebietskörperschaft, die in eigener Verantwor­
tung die gemeinschaftlichen Interessen der 
kreisangehörigen Gemeinden wahrnahm.'4 In 
den sechs Wahlbezirken des Landkreises Back­
nang waren dabei insgesamt 26 Kreisratssitze 
zu vergeben. Die einen eigenen Wahlbezirk 
bildende Stadt Backnang sollte sechs Kreisräte 
entsenden. Um diese sechs Plätze bewarben 
sich die CDU und die SPD mit jeweils sechs 
sowie die KPD mit vier Kandidaten, unter 
denen sich bei der CDU und SPD je vier und 
bei der KPD drei der amtierenden Gemein­
deräte befanden, so daß Ämterhäufungen nicht 
ausblieben.346 Von allen drei Parteien erwies 
sich dieses Mal die CDU als am aktivsten. So 
setzten die Christdemokraten nicht nur am 
frühesten mit Wahlveranstaltungen ein, son­
dern sie übertrafen im April 1946 mit 29 abge­
haltenen Versammlungen SPD und KPD, die 
auf 14 bzw. 9 Kundgebungen kamen, wenn­
gleich die SPD insgesamt mehr Zuhörer ver­
zeichnen konnte.347 Hinzu kam der schon von 
den Gemeinderatswahlen bekannte umfassen-

Abb. 18: Der Backnanger Wilhelm Traub - Mit­
begründer der SPD im Jahre 1945 (Aufnahme 
aus den 60er Jahren).

de Einsatz von Flugblättern (6 400 gegenüber 
1 800 SPD- bzw. 1 500 KPD-Flugblättern) durch 
die CDU. Am Wahltag 348 konnte diese mit 
57,3% der abgegebenen gültigen Stimmen fast 
an ihr Gemeinderatswahlergebnis anknüpfen. 
Die SPD kam auf 22,1%, und auf die KPD ent­
fielen 20,5% der Stimmen. Damit stellte die 
Backnanger CDU vier Kreisräte, je einer kam 
von der SPD und der KPD, wobei deren Kandi­
dat Eugen Wohlfarth nur 100 Stimmen weniger 
erhalten hatte als Karl Limbeck (CDU), der die 
meisten Stimmen (2 957) auf sich vereinigen 
konnte. Der für die SPD in den Kreisrat 
gewählte Hermann Lachenmaier lag dagegen 
mit 1 178 Stimmen weit abgeschlagen hinter 
den übrigen fünf aus der Stadt Backnang ent­
sandten Kreisräten zurück. Und da auch in den 
anderen Wahlbezirken des Kreises die Taktik

343 Ebd.
344 Sauer (wie Anm. 2), S. 108f.
345 Ebd. S.108.

347 MomhlyPol'itical Aetivity Report (30. März und 1. Mai 1946); RC 260 OMGWB 5/10-2/7/older ]348 Wie wählte Württemberg-Baden? (wie Anm. 3 03), S. 6 2; wobei die Wahlbeteiligung bei 6 7,6 A lag.
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Kreistagswahlen (26. 4. 1946)

• Backnang (Stadt)

Ufl Backnang (Landkreis)

8N Württemberg

16

Abb. 19: Vergleich der Kreistagswahlergebnisse vom 26. April 1946 in der Stadt Backnang, im 
Landkreis Backnang und im Landesbezirk Württemberg (Wie wählte Württemberg-Badens - wie 
Anm.303).

der CDU (= prominente Kandidaten und mas­
sive Wahlwerbung) aufgegangen war, stellte 
diese im Kreisrat mit 15 Sitzen die Mehrheit. Je 
einen Kreisrat stellte die DVP und die KPD.349 
Fünf Kreisräte gehörten der SPD an, während 
die übrigen vier parteilos waren. Am 7. Juni 
1946 wurde schließlich Karl Limbeck mit 
14:11 Stimmen zum Nachfolger des seit De­
zember 1945 kommissarisch als Landrat täti­
gen Friedrich Tränkle gewählt.350

Bereits zwei Monate nach den Kreistagswah­
len folgte am 30. Juni 1946 die erste überregio­
nale Wahl Württemberg-Badens. Für diese 
Wahlen zur Verfassunggebenden Landesver­
sammlung kandidierten in Backnang erstmals 
vier Parteien. Neu hinzugekommen war die 
DVP. Da der Landkreis Backnang keinen eige­
nen Wahlkreis bildete und mit dem Nachbar­
kreis Schwäbisch Hall zu einem Wahlbezirk 

vereinigt worden war, enthielten die Wahlvor­
schlagslisten jeder Partei je zwei Bewerber aus 
den einzelnen Kreisen. Mit Hermann Lachen- 
maier (Kreisrat und Gemeinderat) für die SPD, 
Eugen Wohlfarth (Kreisrat) für die KPD und 
Carl Robitschek für die DVP entstammte einer 
der beiden Backnanger Kandidaten dieser Par­
teien aus der Stadt selbst, während sich die 
CDU für zwei Vertreter aus dem Kreisgebiet 
entschieden hatte.351 Auf Grund der in Schwä­
bisch Hall deutlich höheren Wahlbeteiligten 
von 61,46% (gegenüber 48,18% in Backnang) 
gingen zwei der in diesem Wahlbezirk verge­
benen Mandate zur Landesversammlung (je 
eines für die SPD und DVP) an die Kandidaten 
dieses Landkreises. Der dritte Sitz fiel an den 
aus Reichenberg (Kreis Backnang) kommenden 
Forstmeister Theodor Hepp.352 In Backnang 
selbst machte sich u. a. das erstmalige Auftre­

349 Für die KPD war dies der in Backnang gewählte Eugen Wohlfarth. Im übrigen ländlichen Kreisgebiet besaß die KPD dage­
gen kaum Anhänger, so daß sie im gesamten Kreisgebiet nur auf 9% der Stimmen (gegenüber 20,5% der Stimmen in der 
Stadt Backnang) kam.

350 Monthly Political Activity Report (1. July 1946); RC 260 OMCWB 5/10-2/7/folder 1.
351 AB (22. Juni 1946). , _ _ _
352 AB (30. Juni 1946); allerdings finden sich dort keine Einzelergebnisse für die Kandidaten, so daß das Mitgliederverzeichnis 

der Verfassunggebenden Landesversammlung [in: Wie wählte Württemberg-Baden? (wie Anm. 303), S. 79f.J herangezogen 
werden mußte, um die im Wahlkreis Backnang/Schwäbisch Hall gewählten Kandidaten zu vermitteln.
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ten der DVP für die CDU negativ bemerkbar. 
Zwar erhielt diese mit 39,7% aller gültigen 
Stimmen noch immer die größte Zustimmung, 
an die bei den Gemeinde- oder Kreistagswah­
len errungenen absoluten Mehrheiten aber 
reichte die CDU nicht mehr heran. Der von der 
DVP erzielte Stimmenanteil von 14,1% ent­
sprach in etwa den von der CDU gegenüber 
den Kreistagswahlen erlittenen Stimmenein­
bußen. Von den beiden Arbeiterparteien ver­
zeichnete die SPD einen Stimmenzuwachs von 
+4,8 Prozentpunkten auf nunmehr 26,9% der 
gültigen Stimmen, während die KPD einen 
kleineren Verlust hinnehmen mußte und nur 
noch 19,1% (-1,4%) erhielt.353

Den Abschluß des „Superwahljahres" 1946 
in Württemberg-Baden bildeten die für den 24. 
November 1946 angesetzten Landtagswahlen, 
in deren Zusammenhang gleichzeitig über die 
inzwischen erarbeitete Verfassung abgestimmt 
werden sollte. Auf die wiederum zu einem 
gemeinsamen Wahlkreis zusammengefaßten 
Landkreise entfielen erneut drei Mandate,'4 die

allerdings im Unterschied zu den vorhergehen­
den Wahlen ausnahmslos den Kandidaten aus 
Schwäbisch Hall zugute kamen.355 Erstmals seit 
den Gemeinderatswahlen am Jahresanfang war 
in der Stadt Backnang wieder ein leichter 
Anstieg der Wahlbeteiligung auf 68,8,% zu 
verzeichnen. Erneut mußte die bisher erfolgs­
verwöhnte CDU Stimmenverluste gegenüber 
der DVP hinnehmen, die ihren Stimmenanteil 
im Vergleich zu den Wahlen zur Verfassungge­
benden Landesversammlung um 5,3% auf 
19,6% der gültigen Stimmen ausbauen konnte 
und nunmehr mit der KPD zusammen die drit­
te politische Kraft in Backnang hinter CDU und 
SPD bildete. Die DVP-Gewinne entsprachen 
damit genau den CDU-Verlusten (-5,3% auf 
34,4%), während die Ergebnisse von SPD 
(26,6%) und KPD (19,4%) fast keine Verände­
rungen gegenüber den Juni-Wahlen 1946 auf­
wiesen (Vgl. Abb. 22). Im übrigen wurde die 
Landesverfassung für Württemberg-Baden mit 
4 336 (83,7%) zu 843 (16,3%) Stimmen ange­
nommen.356

Wahl zur Verfassunggebenden Landesversamnilung 
(30. 6. 1946)

Abb 20- Vergleich der Wahlergebnisse zu den Wahlen zur Verfassunggebenden Landesversamm- 
A2 vom 30Jun, 1946 in der Stadt Backnang, im Wahlkreis Backnang/Schwab,sch Hall und in 

Württemberg-Baden (Wie wählte Württemberg-Badens - wie Anm. I.

353 Wie wählte Württemberg-Baden? (wie Anm. 303), S. 115ff.
354 Je ein Mandat für die SPD, DVP und CDU.
355 Wie wählte Württemberg-Baden? (wie Anm. 3 03), > 9 0.
356 Ebd. S. 115.
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Abb. 21: Vergleich der Landtagswahlergebnisse vom 24. November 1946 in der Stadt Backnang, 
im Wahlkreis Backnang/Schwäbisch Hall und in Württemberg-Baden (Wie wählte Württemberg- 
Baden? - wie Anm.,03).

• 30.06.1946

(2 24.11.1946

Abb. 22: Vergleich der Wahlergebnisse zwischen den Wahlen zur Verfassunggebenden Landesver­
sammlung (30. Juni 1946) und den Landtagswahlen (24. November 1946) in der Stadt Backnang 
(Wie wählte Württemberg-Baden? - wie Anm.303).
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Nachdem die Gemeinde-, Stadt- und Kreis­
verwaltungen Württemberg-Badens bereits seit 
Mitte des Jahres 1946 von gewählten Gemein­
de-, Stadt- oder Kreisvertretungen kontrolliert 
wurden, hatte nun auch das Land eine demo­
kratisch gewählte Volksvertretung erhalten. Ein 
gutes Stück des Weges zu einer freien politi­
schen Selbstbestimmung der deutschen Bevöl­
kerung war damit beschritten.

6. Zusammenfassung
Das Ziel dieser Arbeit war es, am Beispiel 

der Stadt Backnang die Situation der deutschen 
Bevölkerung vornehmlich in den beiden ersten 
Jahren nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
sowie die in dieser Zeit beginnende Wiederer­
weckung der kommunalen Selbständigkeit auf 
einer demokratischen Grundlage darzustellen. 
Quasi als Rahmen, in dem sich diese Entwick­
lung vollzog, nahm die Untersuchung in einer 
Betrachtung der von den unterschiedlichsten 
Faktoren abhängigen Besatzungspolitik der 
USA (als der für Backnang verantwortlichen 
Besatzungsmacht) und deren Militärregierungs­
organisation in Deutschland ihren Ausgangs­
punkt. Der sich daran anschließende Blick auf 
die letzten Kriegstage und die Besetzung der 
Stadt an Hitlers Geburtstag zeigte, daß Back­
nang im Kriege weitgehend von Zerstörungen 
verschont geblieben war und erst unmittelbar 
bei Kriegsende durch Sprengungen der 
abrückenden Wehrmacht größere Schäden 
davongetragen hatte. Angehörige des von kom­
munistischer Seite organisierten Widerstands, 
der eine kampflose Übergabe Backnangs an 
die Amerikaner ermöglichte, sollten auch über 
das Ende des Krieges hinaus wichtige Rollen in 
der Stadt besetzen.

Das entsandte Militärregierungspersonal 
erwies sich als gut auf die bevorstehenden Auf­
gaben vorbereitet, wurde jedoch in seiner 
Effizienz durch Personalmangel, häufige Ver­
setzungen und seine sich auf verschiedenste 
Zuständigkeitsbereiche erstreckende Verwen­
dung beeinträchtigt. Der von der amerikani­
schen Militärregierung trotz dessen NSDAP- 
Mitgliedschaft im Amt belassene langjährige 
Bürgermeister Backnangs rückte sogar zum 
Landrat auf, während sein ebenfalls in der 
Verwaltung erfahrener Nachfolger auch der 
NSDAP angehörte. Schließlich betraute man 
Mitte Juni einen politisch nicht belasteten, in 

der Kommunalverwaltung jedoch wenig 
bewanderten Bauingenieur mit der Führung 
des Backnanger Rathauses. Erst als dieser im 
Dezember 1945 gleichfalls zum Landrat avan­
cierte, trat mit seinem bisherigen Stellvertre­
ter Eugen Wohlfarth (KPD) ein Mitglied der 
Backnanger Widerstandsbewegung an die 
Spitze der Stadtverwaltung, das sich bis zur 
Wahl des Bürgermeisters durch den Gemeinde­
rat im März 1946 in seinem Amt halten konnte.

Der sich daran anschließenden Darlegung 
der unmittelbaren Nachkriegssituation für die 
Bevölkerung sind eine ganze Reihe der Proble­
me und Schwierigkeiten zu entnehmen, die 
das damalige alltägliche Leben bestimmten. 
Beginnend mit der Schilderung der von der 
amerikanischen Militärregierung erlassenen 
„Sofortmaßnahmen" über die Freilassung von 
Displaced Persons, der Wohnraumbeschaffung 
zur Unterbringung der amerikanischen Trup­
pen und der Übernahme der Gerichtstätigkeit 
bis hin zu den mangelnden Informationsmög­
lichkeiten der deutschen Bevölkerung und 
deren Sorge um die Sicherung der einfachsten 
menschlichen Grundbedürfnisse, den Arbeits- 
(zwangs)einsätzen und den damit verbundenen 
Aufräumarbeiten, den fehlenden Transportmög­
lichkeiten und der in der zweiten Jahreshälfte 
von den Amerikanern betriebenen Entnazifizie­
rung sowie dem ab Oktober 1945 einsetzen­
den Zustrom an Flüchtlingen aus den deut­
schen Ostgebieten sollte ein weitgefächertes 
Bild der alltäglichen Not, des Mangels und der 
Belastungen der Besatzungszeit sowie der 
ergriffenen „Gegenmaßnahmen gezeichnet 
werden.

Der sich gleichfalls innerhalb dieser Bedin­
gungen unter amerikanischer Oberaufsicht 
vollziehende Wiederaufbau der kommunalen 
Selbstverwaltung und des politischen Lebens in 
Backnang setzte noch im Herbst 1945 mit der 
Einsetzung eines Beirates und der Wiederzulas­
sung von Parteien ein. Dabei zeigte sich 
sowohl in der Zusammensetzung des Beirates 
als auch in der Betrachtung der aktiv an den 
Parteigründungen beteiligten Personen, daß ein 
nicht unerheblicher Anteil dieser Männer 
bereits während der Weimarer Republik poli­
tisch tätig war. Da SPD und KPD eher als die 
mehr oder weniger neugegründete CSV/CDU 
und DVP an frühere Parteistrukturen anknüpfen 
konnten, waren die beiden Arbeiterparteien 
nicht nur früher in Backnang aktiv, sondern 

151



konnten auch verstärkt auf ehemalige Mitglie­
der oder Sympathisanten zurückgreifen. Die 
von einer kleinen Gruppe ehemaliger Zen­
trumsmitglieder initiierte CSV/CDU und die 
u. a. größtenteils aus der früheren Deutschen 
Demokratischen Partei Backnangs hervor­
gegangene DVP dagegen traten erst nach 
der KPD und SPD an die Öffentlichkeit 
und besaßen weit weniger Mitglieder. Den­
noch gelang es der CSV, sich überraschend 
deutlich bei den ersten nach Kriegsende an­
stehenden Gemeinderatswahlen im Januar 
1946 gegen SPD und KPD (die DVP kandidier­
te in Backnang erst im Juni zur Wahl der Verfas­
sunggebenden Landesversammlung) durch­
zusetzen und dies, obwohl die Arbeiterparteien 
im vorausgegangenen Wahlkampf heftig gegen 
die CSV (bzw. deren „christlichen" Anspruch) 
polemisiert und einzelne CSV-Kandidaten per­
sönlich (verbal) angegriffen hatten. In einem 
eher allgemein gehaltenen Programm, einem 
sachlich und mit dem größten Werbeauf­
wand aller Parteien geführten Wahlkampf 
sowie einer breite Bevölkerungsschichten 
ansprechenden Kandidatenliste, auf der viele 
Honoratioren der Stadt vertreten waren, lagen 
die Gründe des CSV-Erfolges. Und wie der Ver­
gleich mit den beiden letzten Gemeinderats­
wahlen vor 1933 ohne Beteiligung der NSDAP 
in Backnang beweist, waren auch nach Kriegs­
ende keine wesentlichen Veränderungen der 
Stimmenanteile im Verhältnis zwischen den 
bürgerlichen Parteien auf der einen und den 
Arbeiterparteien auf der anderen Seite ein­
getreten .

Der im Backnanger Gemeinderat nun die 
Mehrheit stellenden CSV-Fraktion oblag es im 
März 1946, den ihr nahestehenden (gleich­
wohl nicht der CSV angehörenden) gelernten 
Verwaltungsfachmann Dr. Walter Baumgärtner 
für die kommenden zwei Jahre zum Bürger­
meister zu wählen. Dieser konnte sich nach 
dem Ablauf seiner Amtszeit im Februar 1948 
bei der nunmehr durch die Bevölkerung wahr­
genommenen Bürgermeisterwahl eindeutig 
(96,0%) gegen seine sechs Mitbewerber be­
haupten.

Mit einem Blick auf die übrigen drei Wahlen 
des Jahres 1946, die den von den Amerikanern 
auf der Gemeindeebene begonnenen demo­
kratischen Wiederaufbau auf der Kreis- und 
Landesebene fortsetzten, endet die Arbeit. 
Dabei vermochte es die zwischenzeitlich in 
CDU umbenannte CSV, zunächst die Kreis­
tagswahlen in ähnlicher Deutlichkeit wie bei 
den Gemeinderatswahlen für sich zu entschei­
den und ihren Vorsitzenden Karl Limbeck zum 
Landrat zu wählen. Damit saßen sowohl im 
Backnanger Gemeinderat als auch im Back­
nanger Kreisrat an den entscheidenden kom­
munalpolitischen Schalthebeln zumindest der 
CDU nahestehende Vertreter (Dr. Baumgärt­
ner) bzw. deren Mitglieder. Das Auftreten der 
DVP im Juni 1946 anläßlich der Wahlen zur 
Verfassunggebenden Landesversammlung ließ 
der CDU jedoch einen bislang in der Stadt 
Backnang nicht (bzw. im Kreis nur minimal) in 
Erscheinung getretenen Konkurrenten um die 
Gunst der bürgerlichen Wählerstimmen ent­
stehen, der trotz seiner schwachen Parteiorga­
nisation zweistellige Wahlergebnisse verzeich­
nen konnte. Die seit den Gemeinderatswahlen 
im Januar kontinuierlich gesunkene und erst 
bei den Landtagswahlen im November 1946 
wieder leicht angestiegene Wählerbeteiligung 
verdeutlicht ein angesichts der Fülle an Kriegs­
problemen, der alltäglichen Sorgen und Nöte 
nachlassendes Interesse an über die eigenen 
Stadt- und Gemeindegrenzen hinausragenden 
politischen Entscheidungsprozessen.

Was den Wert einer derartigen Einzelunter­
suchung anbelangt, so bietet diese die Gele­
genheit, anhand der zeitlich und räumlich zu 
überschauenden Nachkriegssituation der Stadt 
Backnang einen Bildausschnitt von deren 
historischer Entwicklung während dieser Zeit 
zu entwerfen und mit konkreten Details zu illu­
strieren. Ein den Rahmen dieser Arbeit spren­
gender, sich gleichwohl anbietender Vergleich, 
etwa mit der Situation im übrigen Kreisgebiet 
oder einer anderen Stadt (z. B. innerhalb der 
Französischen Besatzungszone), zu dem diese 
Untersuchung nun die Vorarbeit geleistet hätte, 
könnte die hier gewonnenen Eindrücke relati­
vieren, kontrastieren oder bestätigen.
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7. Anhang

Der Backnanger Beirat (September 1945 bis Februar 1946)

Name Beruf Bemerkungen

Aichholz, Hermann Kaufmann ab 1946 Gemeinderat für die CSV bzw. CDU

Ehret, Robert Kaminfegermeister bereits vor 1933 Mitglied der SPD, von 
Nationalsozialisten inhaftiert, ab 1946 
Gemeinderat für die SPD

Gläser, Wilhelm Bäckermeister

Hackenschuh, Eugen Fabrikant

Häberlin, Eugen Schlosser bereits 1925 KPD-Gemeinderatskandidat, 
ab 1928 KPD-Gemeinderat, von National­
sozialisten inhaftiert, 1946 erneut 
Gemeinderat für die KPD

Heller, Gotthilf Bauer 1946 Gemeinderat für die CSV

Hopfensitz, Franz Schreiner bereits 1922 KPD-Gemeinderatskandidat, 
ab 1925 KPD-Gemeinderat, 1931 wiederge­
wählt, von Nationalsozialisten inhaftiert, 
ab 1946 erneut Gemeinderat für die KPD und 
erster Nachkriegsvorsitzender der Ortsgruppe

Kopp, Albert Bauer 1946 Gemeinderatskandidat der SPD, 
1947 Gemeinderat für die CDU

Lachenmaier, Hermann Wäschereibesitzer bereits vor 1933 SPD-Mitglied, von National­
sozialisten inhaftiert, ab 1946 Gemeinderat 
für die SPD und erster Nachkriegsvorsitzender 
des Ortsvereins

Pflüger, Richard Studienrat

Träg, Matthäus Lederhändler 1947 Gemeinderatskandidat der DVP

Weiß, Rudolf Gerber von 1925 bis 1931 Gemeinderat für die KPD, 
1932 aus der KPD ausgetreten, 
ab 1946 Gemeinderat für die SPD
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Stimmenverteilung der 20 bestplazierten
Backnanger Gemeinderatskandidaten (am 27. Januar 1946)

CSV Stimmen SPD Stimmen KPD Stimmen

Braendle, Theodor
(Prokurist)

5 279 Ehret, Robert 
(Kaminfegermeister)

1 788 Hopfensitz, Franz 
(Bauaufseher)

1 216

Schwarz, Karl 
(Schlossermeister)

4 856 Lachenmaier, Hermann 
(Wäschereibesitzer)

1 763 Häberlin, Eugen 
(Hausmeister)

1 094

Limbeck, Karl 
(Ingenieur)

4 128 Bareiß, Wilhem 
(Schreinermeister)

1 759 Schaaf, Hermann 
(Kassenbote)

980

Hackenschuh, Max 
(Betriebsleiter)

3 854 Weiß, Rudolf 
(Gerber)

1 538

Kaelble, Hermann 
(Fabrikant)

3 780 Sanzenbacher, Albert 
(Schreiner)

1 481

Dietermann, Eugen 
(Lagerarbeiter)

3 699

Aichholz, Hermann 
(Kaufmann)

3 420

Maneval, Karl 
(Studienrat)

3 240

Erhardt, Georg 
(Bäckermeister)

3 119

Kopp, Wilhelm 
(Sparkassendirektor)

3 002

Dieterich, Jakob 
(Malermeister)

2 961

Weller, Eugen sen. 
(Schreinermeister)

2 692

Steinbach:
Heller, Gotthilf
(Bauer)

6 300
Steinbach:
Büller, Wilhelm
(Gerbereiarbeiter)

1 378

Schöntal:
Fischer, Karl 
(Bauer)

3 114

Übrige Teilorte:
Beck, Eugen 
(Landwirt)

3 111
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